
In der Bundesrepublik hat sich
der Typus der „Volkspartei“

herausgebildet. Doch bestand
bislang keine Pflicht, dass die
Kandidatenlisten jeder einzel-
nen Partei die Gesamtbevölke-
rung widerspiegeln. So werden
gemessen an der Gesamtbevöl-
kerung auf den Kandidatenli-
sten der Union wohl die
Kirchenmitglieder überreprä-
sentiert sein, während es bei
denen der Linkspartei die Kon-
fessionslosen sein dürften. Nie-
mand Ernstzunehmendes hat
bislang versucht, das per Gesetz
zu verbieten. 

In Brandenburg sollen nun je-
doch die Kandidatenlisten aller
Parteien die Gesamtbevölke-
rung widerspiegeln – zumindest,
was das Geschlecht angeht.
Männer sollen auf den Listen
nicht stärker vertreten sein als in
der Gesamtbevölkerung. 

Aber warum gibt es eine der-
artige Höchstquote nur für Män-
ner und nicht etwa auch für
Verbandsfunktionäre, Beamte,
Juristen oder Lehrer, deren über-
proportionale Vertretung in den
Parlamenten viel eklatanter und
wirkungsmächtiger als die der
Männer ist und mutmaßlich Vol-
kes Willen viel stärker ver-
fälscht? Aber dazu wird es nicht
kommen, denn sich für eine an-
gemessene Vertretung der Inter-
essen des Durchschnittsbürgers
einzusetzen gilt in der Bundes-
republik weniger als cool und
chic denn als spießig und popu-
listisch. Stattdessen können wir
uns, wenn der feministische Vor-
stoß in Brandenburg nicht am
Verfassungsgericht scheitert,
schon einmal auf Höchstquoten
für „Biodeutsche“, also Bundes-
bürger ohne ausländische Her-
kunft, oder Nicht-Moslems auf
den Kandidatenlisten aller Par-
teien einstellen mit der Begrün-
dung, dass sie ja wie die Männer
in den Parlamenten überreprä-
sentiert seien.

MANUEL RUOFF:

Quotenwillkür

Ende der Fahnenstange
Party vorbei: Hubertus Heils Plan zur Wählerbestechung trifft auf leere Kassen

Plötzlich klafft ein Loch im Bun-
deshaushalt. Ab jetzt lastet das
sinnlose Geldausgeben der ver-
gangenen Jahre doppelt schwer.

Zwei Nachrichten, die nicht bes-
ser zueinander passen könnten:
Gerade erst hatte Finanzminister
Olaf Scholz einräumen müssen,
dass ihm bis 2023 fast 25 Milliar-
den Euro im Bundeshaushalt feh-
len werden, da platzte sein
SPD-Parteifreund und Arbeitsmi-
nister Hubertus Heil mit der Idee
ins Haus, Niedrigrentner sollten
mit bis zu 477 Euro pro Monat aus
dem Bundeshaushalt bezuschusst
werden.

Heils Vorschlag geriet umge-
hend in scharfe Kritik der Exper-
ten. Laut dem Plan des Ministers
soll jeder, der 35 Jahre oder mehr
Beiträge eingezahlt hat, in den Ge-
nuss der Zusatzrente gelangen −
egal, ob er Voll- oder Teilzeit gear-

beitet hat, ob er über reichlich
oder wenig Vermögen oder über
eine üppige private Zusatzrente
verfügt oder ob er sich auf einen
rentenmäßig bestversorgten Ehe-
partner stützen kann. 

Das soll laut dem Arbeitsmini-
ster alles keine Rolle spielen, eine
Überprüfung auf
Bedürftigkeit ist
a u s d r ü c k l i c h
nicht vorgesehen.

Damit ist klar:
Es geht Heil nicht
darum, Rentnern,
die tatsächlich
nach einem langen Arbeitsleben
erbärmlich schlecht versorgt sind,
eine würdige Verbesserung zu bie-
ten. Es geht ihm darum, möglichst
viel Geld unter möglichst vielen
Bürgern zu verteilen, um das „so-
ziale“ Image seiner SPD im Ange-
sicht drohender Wahlkatastrophen
aufzubessern. Finanzieren soll das

der Steuerzahler, hier wird es vor
allem die Mittelschicht treffen.

Heil nennt seinen Plan weihe-
voll „Respektrente“. In Wahrheit
handelt es sich um den wenig re-
spektablen Versuch, mit dem Geld
anderer Leute, von Millionen von
Steuerzahlern, Stimmen für die

SPD zu kaufen.
Die Nachrich-

ten aus den Mini-
sterien markieren
einen historischen
We n d e p u n k t :
Heils Gießkanne
ist ein Relikt aus

den Jahren, als die Steuereinnah-
men dank schwungvoller, wenn-
gleich zinspolitisch „gedopter“
Konjunktur sprudelten. Scholz’
Warnschuss dagegen legt frei, wie
wenig nachhaltig all die teuren
Ausgabenprogramme der fetten
Jahre waren. Sozialgeschenke, Mil-
liardenkosten durch die Asylpoli-

tik der offenen Grenzen und zu-
letzt der astronomisch teure Koh-
leausstieg − all dies lastet nun
tonnenschwer. Dabei sind die
mehr als 35 Milliarden Euro aus
der „Flüchtlingsrücklage“ bei
Scholz’ Haushaltsloch bereits ein-
gerechnet, also planerisch gewis-
sermaßen schon weg.

Diese Situation war vorherzuse-
hen, denn keine Konjunktur währt
ewig. Doch diese simple Einsicht
hat die Politik, sei es aus ideologi-
scher Verblendung oder reinem
Opportunismus, jahrelang ver-
drängt. Das rächt sich nun.

Die denkbaren Auswege: Hem-
mungsloses Schuldenmachen,
doch dies würde an der Stabilität
der EU nagen, als deren Anker
Deutschland fungiert. Die andere
Möglichkeit: Ausgaben kürzen
und/oder Steuern erhöhen. Das
dürfte spannende politische Fol-
gen zeitigen. Hans Heckel

Rot-Rot im Endstadium
Brandenburgs Koalition we-
nige Monate vor den Land-
tagswahlen zerrüttet
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Machtpoker in Syrien
US-Senat verhindert schnellen Truppenabzug – Russland legt vor

Warschaus Drang gen Osten
Vor 100 Jahren begann der Polnisch-Sowjetischen Krieg

Hätten die USA die Ankündi-
gung, ihre Streitkräfte aus
Syrien abzuziehen, umge-

setzt, wäre ein Machtvakuum ent-
standen, das die übrigen Akteure im
Kriegsgebiet sofort für sich zu nutzen
versucht hätten. Ganz so einfach, wie
Donald Trump es sich gedacht hat, ist
ein Rückzug nicht zu bewerkstelli-
gen. Zum einen, weil der  Islamische
Staat (IS) zwar herbe Verluste hat
hinnehmen müssen und weitgehend
aus Syrien verdrängt wurde, aber
noch nicht endgültig besiegt ist, zum
anderen, weil es nach einer Nieder-
lage für die USA aussehen würde
und, als ob man Russland den Sieg
lassen würde. 

Dafür, dass Russland nicht zö-
gern würde und gemeinsam mit

dem Iran und der Türkei nach einer
Lösung für die Machtverteilung im
Nachkriegs-Syrien suchen wird,
sprechen die angekündigten Treffen.
Eines hat bereits im Januar stattge-

funden, ein weiteres ist für Mitte Fe-
bruar in Sotschi geplant. 

Während Russland vor allem an
der Region im Westen Syriens gele-
gen ist, in der das Land Militärstütz-
punkte unterhält, stehen für die
Türkei die Kurdengebiete an seiner
Südgrenze im Vordergrund. Ginge es
nach Recep Tayyip Erdogan, ließe er

seine Armee am liebsten bis tief in
die syrischen Kurdengebiete einmar-
schieren, doch davon halten ihn so-
wohl sein NATO-Partner USA als
auch Russland ab. 

Die Kurden werden ein Zankapfel
im Syrienkonflikt bleiben. Von Ver-
handlungen mit deren gemäßigten
Vertretern wird die Zukunft des
Landes maßgeblich abhängen. Aus
Furcht vor Angriffen der Türken
und weil sie sich vom Westen im
Stich gelassen fühlen, verhandeln
die bisher mit den USA verbünde-
ten Kurden-Milizen mit dem Assad-
Regime. Erdogan wird sich wohl
oder übel sowohl mit Assad als
auch autonomen Kurdengebieten
abfinden müssen. MRK

(siehe auch Seite 6)

Im Westen gibt es eine propolni-
sche (und antirussische) Erzäh-
lung, ein Narrativ: Die So w jet-

 union habe ihre ostpolnische Beute
aus dem Hitler-Stalin-Pakt nach
dem Krieg nicht zurückgegeben,
und Polen habe zur Kompensation
Ostdeutschland zur Ansiedlung
seiner vertriebenen Landsleute aus
„Ostpolen“ bekommen. Die in Ost-
deutschland nun lebenden Polen
seien somit Leidensgefährten der
ostdeutschen Vertriebenen, eben-
falls bedauernswerte Vertreibungs-
opfer der Sowjets.

Ganz so war es denn doch nicht.
So waren von den 1950 in den deut-
schen Gebieten unter polnischer
Verwaltung lebenden 5,9 Millionen
Menschen nur 1,5 Millionen „Repa-

trianten“ aus „Ostpolen“. Für eine
Peuplierung der Vertreibungsge-
biete mit „Repatrianten“ hätten
diese zahlenmäßig nämlich gar
nicht ausgereicht, denn wenn im

Westen auch der Propagandabegriff
„Ostpolen“ unkritisch benutzt wird,
so bildeten die Polen in diesem Ge-
biet nur eine Minderheit. So waren
1921 von den 8,8 Millionen Bewoh-
nern „Ostpolens“ nur 2,6 Millionen
Polen und selbst 1939 waren es von
11,5 Millionen nur 4,1 Millionen.
Das mehrheitlich von Polen besie-

delte Gebiet reichte im Osten näm-
lich nur bis ungefähr zur heutigen
Ostgrenze der Republik Polen. 

Dem Selbstbestimmungsrecht der
Völker folgend schlugen die Sieger-
mächte nach dem Ersten Weltkrieg
denn auch eine ungefähr der heuti-
gen entsprechende Ostgrenze der
Republik Polen vor, die sogenannte
Curzon-Linie. Das reichte den Im-
perialisten in Warschau allerdings
nicht, und sie setzen ihren vor 100
Jahren begonnen Krieg gegen die
Sowjets so lange fort, bis diese 1921
schließlich einwilligten, „Ostpolen“
abzutreten. Verständlicherweise
nutzten Letztere die erstbeste Gele-
genheit (1939), sich „Ostpolen“ zu-
rückzuholen. M.R.

(siehe auch Seite 10)

Kurden verhandeln
mit Assad-Regime

»Ostpolen« war 
Polens Kriegsbeute 
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Der deutsche Philologe, Histori-
ker, Publizist und Verfasser zeit -
historischer Bücher kam unter
dem Schah als Schulleiter in den
Iran und hat das Land unter Aya-
tollah Khomeini wieder verlassen.
Bodo Bost interviewte für die PAZ
den Zeitzeugen der mittlerweile
40 Jahre zurückliegenden Islami-
schen Revolution.

PAZ: Herr Dr. Fabry, Sie haben
1983 das Buch geschrieben „Zwi-
schen Schah und Ayatollah“. Sie
kamen unter dem Schah 1975 als
Leiter der deutschen Auslands-
schule in den Iran. Sie haben den
Iran 1983 als Leiter der deutschen
Botschaftsschule unter Ayatollah
Khomeini verlassen. War Ihnen
rückblickend bewusst, dass Sie als
Historiker Zeuge einer Zeiten-
wende waren?

Philipp W. Fabry: Nicht rückbli-
ckend, sondern bereits in der Zeit,
in der ich dort lebte. Mir war klar,
dass ich als Historiker die einma-
lige Chance hatte, einer Revolu-
tion von Anfang bis zum Ende bei-
zuwohnen. An die Risiken, die da-
mit verbunden sein würden, dach-
te ich weniger. 

PAZ: In der Islamischen Revolu-
tion im Iran hat zum ersten Mal
ein politischer Islam die Macht er-
langt. Seit damals gibt es im ge -
samten vor allem auch sunniti-
schen Islam eine Zeitenwende hin
zu einer politischen Agenda, die
mit aller Macht nicht nur eine re-
ligiöse Stellvertreterherrschaft
wie im Iran anstrebt, sondern die
Errichtung islamistischer Regime,
und sei es mit der Macht des Ter-
rors. Kann man also sagen, dass es
eine Kontinuität zwischen der Is-
lamischen Revolution von 1979
und der Arabellion von 2011 und
dem Islamischen Staat (IS) gibt?

Fabry: Es wird nie dazu kom-
men, dass Schiiten und Sunniten,
was die Staatsidee und deren Rea-
lisierung angeht, gemeinsame Sa-
che machen. Deshalb kann auch
die Verfassung der Islamischen
Republik Iran nicht Sunniten zum
Vorbild dienen. Die Schiiten beru-
fen sich darauf, dass der zur Herr-
schaft berufene „Imam“ blutsmä-
ßig vom Propheten Mohammed
abstammt. Er ist zwar verschwun-
den, wird aber wiederkehren. Bis
das geschieht, muss ein Stellver-
treter die Macht ausüben. Der
Sunnit hält dagegen am ersten Ka-
lifen und dessen gewählten Nach-
folgern fest, von denen einer,
Yazid, die Enkel des Propheten,
Hassan und Hussein, 680 ermor-
dete. Deren Märtyrertod begehen
die Schiiten an Ashura mit Trau-
erzeremonien, die ihre Verzwei-
flung zum Ausdruck bringen. Wie
sollte da Versöhnung möglich
sein? Das saudische Königshaus,
das in der Tradition der sunniti-
schen Kalifen steht, wird also von
den Mullahs im Iran als Todfeind
des echten Islam verstanden, zu-
mal es die heiligen Stätten (Mekka
und Medina) usurpiert hat. 

PAZ: Der Schah wollte so etwas
wie der Mustafa Kemal Atatürk
des Iran sein. Dieser hatte die Sä-
kularisierung der Türkei zum Ziel.
Warum ist der Schah gescheitert,
während es in der Türkei bis zum
Machtantritt Recep Tayyip Erdo-
gans lange Zeit gut aussah?

Fabry: Der Vater des letzten
Schah, Reza Pahlavi, war Sergeant
in einer von Russland ausgebilde-
ten Kosakeneinheit gewesen. Er
stürzte die Kadscharendynastie
im Jahre 1925 und herrschte bis
zum Einmarsch englischer und
sowjetischer Truppen im Jahre
1941. Atatürk war sein großes Vor-
bild. Aber anders als dieser blieb
er bei seinen Reformen auf hal-
bem Wege stehen. Im Iran behielt
man zum Beispiel, anders als in
der Türkei, das arabische Alpha-

bet bei. Und was den Tschador, die
iranische Ganzkörperverschleie-
rung der Frau, anbelangt: Ein offi-
zielles Verbot, den Schleier zu tra-
gen, hat es im Iran, anders als un-
ter Atatürk, nie gegeben. Der letz-
te Schah war in der Schweiz libe-
ral erzogen worden. Ihm war das
Heimatland mitsamt seinen Sitten
und Gebräuchen in gewisser
Weise fremd geworden. Er förder-
te die industrielle Entwicklung
des Landes, verärgerte aber mit
seiner Landreform, der „Weißen
Revolution“, die Mullahs, die Bo-
den hergeben mussten, und trieb
sie zur Weißglut, als er die Zeit-
rechnung nach Kyros (500 v. Chr.)
einführte und die islamische ab-
schaffte. Das war einer seiner
schwersten Fehler.

PAZ: Zurück zur Machtergrei-
fung Khomeinis. Welche Rolle
spielte hierbei damals die westli-
che Welt? Immerhin wurde
Khomeini von Frankreich aus
eingeflogen, nicht aus einem isla-
mischen Staat.

Fabry: Der Schah hatte Kho -
meini 1963 in den Irak abgescho-
ben. Saddam Hussein stellte ihn
erst in Bagdad, dann in Nadjaf,
einem heiligen Ort der Schiiten,
unter Hausarrest. Mit der Zeit
wurden dem Schah die Propa-
gandaschriften und Predigten, die
der Verbannte von dort aus in
den Iran schleuste, lästig, und er
bat Saddam Hussein, Khomeini
auszuweisen. Das geschah, und
der Ayatollah ließ sich 1978 im
französischen Neauple-le-Châ -
teau nieder. Nun erst wurde die
Weltöffentlichkeit auf ihn auf -
merksam, Journalisten belagerten
das Haus. Für die zahlreichen
Exiliraner verkörperte er die
Hoffnung auf einen radikalen
Wechsel im Heimatland, der, wie
viele glaubten, mit der Demokra-
tisierung des Landes enden wür-
de. Diese Perspektive gefiel auch
vielen westlichen Politikern. 

PAZ: Warum ist die Armee des
Schahs, immerhin damals eine
der stärksten der Welt, so schnell
und fast ohne Widerstand zu leis-
ten in sich zusammengebrochen,
befanden sich doch zur Revolu-
tionszeit noch viele amerikani-
sche Militärberater im Iran?

Fabry: 1979 hielten sich noch
rund 500 US-Militärberater im
Iran auf. Aber bei der Truppe
wurden sie nur selten gesehen.
Sie saßen in den Stäben. Die Sol-
daten selbst wurden von irani-
schen Offizieren ausgebildet, und
von diesen gab es viel zu wenig.
Die Armee selbst hatte der Vater
des regierenden Schahs nach
1925 aufgebaut, sie entsprach in
Ausrüstung und Stärke den Be-
dürfnissen Irans. Unter seinem
Sohn war sie auf Drängen der

USA um ein Vielfaches vergrö-
ßert und mit modernem Gerät
förmlich überschüttet worden.
Sie war als Bollwerk gegen die
Sowjetunion gedacht. Aber damit
konnte die Mehrzahl der Solda-
ten nicht umgehen, und Mecha-
niker waren rar. Als die Unruhen
ausbrachen, entschied sich die
Masse der Soldaten, da sie gläu-
bige Moslems waren, für die Mul-
lahs, und die Armee verweigerte
den Gehorsam. Ausnahmen gab
es aber auch. Die in den Vereinig-
ten Staaten ausgebildete Luft-
landedivision und die kaiserliche
Garde blieben dem Schah bis zu-
letzt treu. Als er aber ins Ausland
floh, liefen auch sie auseinander.
Viele ihrer Offiziere wurden um-
gebracht. 

PAZ: Die Islamische Revolution
war zunächst ein Amalgam 
verschiedener gesellschaftlicher
Kräf te, auch Liberale und Kom-
munisten befanden sich darunter.
Warum konnten sie alle von den
radikalen Moslems ausgebootet
werden?

Fabry: Die meisten der Grup-
pen, die sich gegen den Schah er-
hoben, waren besser bewaffnet
und organisiert als Khomeinis fa-
natisierte Schlägertrupps. Daher
waren die Volksmudschahedin
und die kommunistische Tudeh-
Partei beim Niederkämpfen von
Widerstandsnestern während der
Straßenkämpfe unentbehrlich. Die
Liberalen spielten in diesem Zu-
sammenhang keine Rolle, da sich
eine dünne bürgerliche Mittel-
schicht gerade erst entwickelte.
Zur Massenerhebung, die schließ-
lich den Ausschlag gab, weil sie
das Land lähmte, wurde die Revol-
te erst dadurch, dass es den Mul-
lahs gelang, in den Moscheen den
religiösen Fanatismus zu entfa-
chen. Er trieb Millionen auf die
Straßen. Auch die Basaris spielten
eine bedeutend Rolle. Sie finan-
zierten die Revolution. Sie hassten
die Pahlavi, weil die Kaiserin Fa-
rah Dibah die uralten Basarviertel
modernisieren wollte. Als sie den
traditionsreichen Basar von Mas-
had niederlegen ließ und moder-
ne Bauten hochzog, brach im Ja-
nuar 1978 in dieser, den Schiiten
heiligen Stadt die erste Revolte
aus. Kurz nach der Revolution ge-
lang es dem von Khomeini einge-
setzten „Blutrichter“ Sadegh Khal-
khali durch eine Hinrichtungsor-
gie, die militanten Oppositionel-
len, die früheren Verbündeten, zu
eliminieren. In Ihrer Verzweiflung
sprengten die Volksmudschahedin
bei einem Bombenattentat fast die
gesamte Regierung in die Luft. Da-
nach flohen die Reste in den Irak. 

PAZ: Iran besteht aus vielen re-
ligiösen, aber vor allem ethni-
schen Minderheiten, die stärksten

sind die Aserbaidschaner und die
Kurden. Während sich die Aser-
baidschaner der Revolution un -
terordneten und sogar mit dem
von Ihnen erwähnten Blutrichter
Khalkhali zur Speerspitze der Re-
volution wurden, haben die Kur-
den immer ihre Distanz zum Mul-
lahregime gewahrt. Warum?

Fabry: Das Siedlungsgebiet der
Kurden erstreckt sich über vier
Länder. Seit Langem träumen sie
von einem eigenen Staat. Nach
dem Zweiten Weltkrieg gab es ei-
nen solchen, die „Republik von
Mahabad“. Aber sie vereinigte nur
die Kurden, die auf iranischem
Gebiet lebten, und sie existierte
nur kurze Zeit. Denn Stalin hatte
sie in dem von der Sowjetunion
besetzen Gebiet errichtet, und als

sich die Rote Armee unter dem
Druck der anderen Großmächte
zurückziehen musste, macht der
Schah der Kurdenrepublik ein
blutiges Ende. Das haben die Kur-
den ihm nie verziehen. Und da sie
mehrheitlich Sunniten sind, dau-
erte der Widerstand gegen Tehe-
ran auch nach Khomeinis Macht -
ergreifung an. Während des ira-
nisch-irakischen Krieges von 1981
bis 1988 fand er seinen Höhe-
punkt, da die Kurden mit dem bal-
digen Zusammenbruch des Mul-
lah-Regimes rechneten und der
erträumte Kurdenstaat greifbar
nahe schien. Die Aserbeidschaner
hingegen haben sich, obwohl eng
mit den Türken verwandt, mit der
iranischen Oberhoheit abgefun-
den, da sie, anders als die Kurden,
mehrheitlich Schiiten sind. Sie
wurden sogar zur Avantgarde der
Islamischen Republik. 

PAZ: Auch die Islamische Revo-
lution im Iran begann mit Terror
und „Allahu Akhbar“-Rufen. Hat
die Islamische Revolution das
Drehbuch für den Durchmarsch
des IS geschrieben? Auch im Iran
wurden nach dem Terror der Re-
volution als erstes die Frauen ge-
waltsam verhüllt und später viele
Kulturdenkmäler zerstört. 

Fabry: Jedem strenggläubige
Moslem, gleichgütig welcher Ob-
servanz, sind Relikte von Kultbau-
ten aus vorislamischen Zeiten ver-
hasst. Entweder dienten sie dem
Götzendienst, oder illegale Herr-
scher drangsalieren von dort aus
ihre Völker. Also muss man sie
zerstören. Der Schiit lehnt Bom-
benterror, wie er etwa durch
Selbstmordattentäter auf belebten
Plätzen ausgeübt wird, als Mittel
der Politik ab. Gezielte Aktionen
gegen Einzelpersonen hingegen
kennen die Schiiten aber auch,
wie etwa die Ermordung des frü-
heren Ministerpräsidenten des
Schah, Bakthiar, in Paris beweist,
Aber bei solchen Aktionen geht es
um Rache, nicht um die Verbrei-

tung von Terror. Der Iran kann
deshalb auch einen Islamischen
Staat in Syrien oder dem Irak
nicht tolerieren oder gar unter-
stützen. 

PAZ: Der Iran hatte unter dem
Schah in den 1970er Jahren Wirt-
schaftswachstumsraten von
25 Prozent, Zahlen die seitdem
weder im Iran noch irgendwo an-
ders wieder erreicht wurden.
Heute wagen sich angesichts an-
haltender Wirtschaftsprobleme
mehr und mehr Iraner, vor allem
auch Frauen, wieder auf die Stra-
ßen. Die Moscheen im Gottesstaat
leeren sich, etwa eine Million Ira-
ner sollen unter den Mullahs ins-
geheim zum Christentum konver-
tiert sein. John Bolton, heutiger

Berater von US-Präsident Donald
Trump, sagte 2017, dass die Poli-
tik von Präsident Trump sein soll-
te, dass „die Revolution von 1979
von Ayatollah Khomeini nicht ih-
ren 40. Jahrestags erleben wird“.
Sehen Sie ein Ende des Mullah-
Regimes in naher Zukunft?

Fabry: Nein, die Masse der Be-
völkerung – sie zählt zirka
80 Millionen – ist ungebildet, aber
gläubig. Solange die Mullahs da-
für sorgen, dass es diesen Men-
schen relativ gut geht, werden sie
loyal bleiben. Das Pasdarkorps, je-
ne islamische Miliz, die das Re -
gime stützt und die Armee an Be-
deutung schon lange überflügelt
hat, kann sich daher sogar, falls es
zu regimefeindlichen Demonstra-
tionen kommt, auf die „Basij“, ver-
lassen, eine Bande, die sich aus
der Unterschicht in den Städten
rekrutiert und die Protestierenden
niederknüppelt. Aber auch bei der
Landbevölkerung haben die Aya-
tollahs Punkte gesammelt, weil sie
viel Geld für die Verbesserung der
Infrastruktur ausgegeben haben.
Allen Sanktionen zum Trotz ist
das Land nicht zusammengebro-
chen. Denn noch findet es Abneh-
mer für sein Öl, etwa China. Die
Mittelschicht, das ist richtig, leidet
unter den amerikanischen Sank-
tionen erheblich. Aber viele, die
zu ihr zählten, sind ins westliche
Ausland geflohen, und sie verges-
sen dank des für Perser typischen
Familiensinns ihre Angehörigen
nicht. Was aber aus den Hundert-
tausenden von jungen Leuten
werden soll, die jährlich gut aus-
gebildet die Schulen verlassen,
weiß niemand. Am meisten fürch-
tet der Iraner, dass Präsident
Trump nach der in seinen Augen
nicht zu rechtfertigenden Kündi-
gung des Atomabkommens im
Bunde mit Israel und Saudi-Ara-
bien Iran angreifen könnte. 

PAZ: Was ist aus Ihrer Schule
und Ihren ehemaligen Schülern
geworden?

Fabry: Die Unruhen haben we-
der unter Schülern noch Lehrern
Opfer gefordert. Das war nicht
selbstverständlich, und wir waren
darüber sehr glücklich. Das dicke
Ende folgte auf dem Fuße. Unter
den 2000 Schülern der Deutschen
Schule Teheran (DST) waren, als
die Revolution ausbrach, rund
1300 Iraner. Die anderen waren
Deutsche, Schweizer oder Öster-
reicher, deren Eltern im Lande leb-
ten und arbeiteten. Zwei Tage nach
der Rückkehr Ayatollah Khomeinis
drangen Revolutionswächter in die
Schule ein, zertrümmerten Musik-
instrumente und verwüsteten eini-
ge Räume. Sie zwangen mich,
Schüler und Lehrer nach Ge-
schlechtern zu trennen. Also zogen
wir eine Mauer quer durch das
Schulgelände und teilten die Klas-
sen entsprechend auf. Wenige Wo-
chen später mussten alle islami-
schen Schüler, de facto also sämtli-
che Iraner, die „Schule der Ungläu-
bigen“ verlassen; dazu zählten
auch diejenigen, die eine deutsche
Mutter hatten. Da viele deutsche
Familien bereits geflohen waren,
blieben nur noch 200 nicht -
iranische Schüler übrig. Kurz dar-
auf hatten wir innerhalb weniger
Stunden das Schulgelände zu ver-
lassen; es wurde beschlagnahmt.
Also mietete ich in der Nähe ein
großes Haus an und zog mit mei-
nen Schützlingen dorthin. 

Dann wurde die Lage kritisch.
Denn die frühere große DST, die
unter dem Schutz der Regierung
stand, gab es nicht mehr, wir wa-
ren der Willkür der neuen, frem-
denfeindlichen Herren ausgelie-
fert. Im Einvernehmen mit der
Deutschen Botschaft gründeten
wir die „Deutsche Botschaftsschu-
le Teheran“ (DBST), die von An-
fang an auch Schüler aus anderen,
nicht-islamischen Ländern auf-
nahm, die keine eigenen Schulen
mehr besaßen. So hofften wir, im
Ernstfall diplomatischen Druck
ausüben zu können. Als ich je-
doch die Löhne der entlassenen
iranischen Lehrer und Angestell-
ten der DST mangels Einnahmen
nicht mehr zahlen konnte, wurde
ich von einem Lehrer wegen an -
geb licher Beleidigung des Imam 
– Khomeini! – angezeigt, verhaftet
und vor ein Revolutionsgericht ge-
stellt. Allerdings konnte ich durch
den Verkauf der 43 Schulbusse –
vor allem nach dem Ausbruch des
Iran-Irak-Krieges – so viel Geld er-
wirtschaften, dass ich alle ehema-
ligen Beschäftigten abfinden
konnte. So kam ich ungeschoren
davon. 

PAZ: Sie waren zwischen 1993
und 1996 monatelang unter Pseu-
donym im Iran und angrenzenden
Ländern unterwegs und haben
darüber unter anderem in der
„Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung“ und in der Deutschen Welle
berichtet. Wie hatte sich seit der
Revolution und seit dem Tode
Khomeinis 1989 das Land verän-
dert?

Fabry: In dieser Zeit konnte ich
erstmals seit meiner Rückkehr
nach Deutschland das Land in ei-
nem Pkw bis in die letzten Winkel
bereisen. Die Dörfer waren damals
fest in der Hand der lokalen Mul-
lahs, denn sie hatten unter der ört-
lichen Bevölkerung die Revolu-
tionswächter, die Pasdaran, selbst
ausgesucht. Es gab auf dem Lande
also immer noch keine Zivilver-
waltung. In den Städten hatten die
Mullahs eine Allianz mit den Ba-
saris geschlossen, wie sie der Ko-
ran ja auch vorschreibt. Die „Scha-
ria“, das islamische Recht, wurde
und wird wohl drakonisch ausge-
übt. Viel wird sich daran wohl
nicht geändert haben. Wie sich
unter diesen Umstände an den im
Lande herrschenden politischen
Verhältnissen etwas ändern könn-
te, sehe ich nicht.
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Als Schulleiter vor dem Revolutionsgericht
Philipp W. Fabry leitete von 1975 bis 1983 die deutsche Auslands- beziehungsweise Botschaftsschule in Teheran
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Trotz eines großen Beam-
tenapparates tut sich der
Bund offenbar schwer mit

der Durchführung von Großpro-
jekten. Wie das Nachrichtenma-
gazin „Der Spiegel“ kürzlich auf-
deckte, fließen aus diesem Grund
pro Jahr mehr als drei Milliarden
Euro in die Kassen von Unter-
nehmensberatern. Es geht dabei
um „Global player“ wie Roland
Berger, McKinsey oder die
Boston Consulting Group.

Besonders im Bereich der Digi-
talisierung tut sich die Bundesre-
gierung offenbar schwer. Dem
„Spiegel“-Bericht zufolge wurden
alleine 47 Millionen Euro an
Consultingfirmen gezahlt, um
der Regierung dabei zu helfen,
bis 2022 ein Onlinebürgerportal
mit 575 Verwaltungsleistungen
aufzubauen. Knapp 20 Millionen
Euro erhalte die McKinsey-Toch-
ter Orphoz für Beratungsleistun-
gen rund um das sogenannte On-
linezugangsgesetz. Und für die
Modernisierung der Bundesnetze
flossen in den Jahren 2016 und
2017 laut Bundesinnenministe-
rium bereits mehr als 36 Millio-
nen Euro an Beratungsfirmen.
Eingesetzt werden die Unterneh-
mensberater in vielen Bereichen,
von der Verkehrs- bis hin zur
Asylpolitik und Verwaltung der
Immigration. 

Angesichts der Größe des
Staatsapparates im Allgemeinen
und der Ministerialbürokratie im
Besonderen stellt sich die Frage,
warum der Staat die externen Be-
rater benötigt. In der Tat hat es in

den vergangenen Jahren in vielen
Ministerien einen massiven Stel-
lenabbau gegeben. „Die weitver-
breitete Ansicht, alle Stellen
seien doppelt oder dreifach be-
setzt, ist falsch“, sagte Innenmini-
ster Horst Seehofer. Er sieht den
Einsatz der „Externen“ zwar kri-
tisch, hält ihn aber derzeit erklär-
termaßen für alternativlos. Man
habe gerade im Bereich der Digi-
talisierung viele neue Mitarbeiter

eingestellt, diese benötigten aber
Zeit zur Einarbeitung. Gerade in
IT-Projekten sei der Einsatz von
Externen oft sinnvoll, da es sich
um zeitlich befristete Aufgaben in
spezialisierten Bereichen hande-
le, sagte Seehofer gegenüber dem
„Spiegel“. 

Wie das Nachrichtenmagazin
weiter berichtet, würden selbst
ehemalige hochrangige Berater
auf Distanz zur aktuellen Praxis
gehen. „Die Verwaltung wurde
kaputtgespart, die ministerielle
Seele ist weg“, erklärte Markus
Klimmer, der in Deutschland für
McKinsey einst das Geschäft mit
der öffentlichen Hand (Public
Sector) maßgeblich aufgebaut
hat. „Der Politik bleibt kaum
noch eine andere Wahl, als sich
auf Berater zu verlassen. Das Sy-
stem ist pervertiert“, sagte Klim-
mer. Und dies geschähe mittler-
weile auch auf Kosten der Kom-
petenz. „Das Public-Sector-Ge-
schäft ist so groß geworden, dass
es die Hasardeure anzieht.“ Denn
wer für die Aufgaben im eigenen
Haus nicht genügend Kompetenz
besitze, sei eben auch nicht in
der Lage, die „Externen“ zu kon-
trollieren. Allein in den vergan-
genen sieben bis acht Jahren ha-
be sich das Gesamtvolumen der
Aufträge ungefähr verdoppelt.

P.E.
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AfD-Kandidaten:  
Mordaufruf

Berlin – Offenbar kursiert im
Internet eine detaillierte „Hand-
reichung“ für Mordattentate auf
AfD-Politiker. „Tichys Einblick“
hat den Screenshot einer ver -
deckten Seite in der linksextre-
men Plattform „indymedia.org“
veröffentlicht, in der dezidiert
zum Attentat auf „von Storch,
Weidel, Gauland, Meuthen“ sowie
insbesondere auf Björn Höcke
aufgerufen wird. Aber auch unbe-
kannte AfD-Kandidaten seien
„bewegliche Ziele“. Es wird genau
beschrieben, wo die Pistole er-
worben werden kann und welche
Waffe empfehlenswert ist. Auch
beschreibt die Seite exakt, wie ein
solches Attentat durchzuführen
wäre. Als Absender der am 31. Ja-
nuar hochgeladenen „Handrei-
chung“ firmiert eine Gruppe oder
Person namens „Antideutsche
Antifa Untergrund“.  H.H.

Innerhalb der Bundesregierung
gibt es Streit, wie man mit be -
wuss ten Rechtsbrüchen von Asyl-
suchern wie der Vertuschung von
Alter und Identität sowie der Ver-
nichtung von Ausweisdokumen-
ten umgehen soll. Bislang hatten
solche Rechtsbrüche keinerlei
Konsequenzen.

Bislang muss ein Asylbewerber
mit keinerlei Konsequenzen rech-
nen, wenn er sich durch Mehr -
fach identitäten vielfache Sozial-
leistungen und einen verlänger-
ten Aufenthalt in Deutschland er-
schleicht oder durch falsche Al-
tersangaben eine bessere Unter-
kunft oder ein milderes Urteil bei
Strafverfahren ergaunert. Strafbar
ist bislang lediglich der Miss-
brauch ausländerrechtlicher Do-
kumente etwa das Fälschen eines
Passes oder das Vorlegen eines
falschen Passes.

Nach Informationen der „Welt“
lehnt das Bundesjustizministe-
rium einen Vorstoß des Bundesin-
nenministeriums zur Strafbarkeit
von Falschangaben von Asylsu-
chern bislang ab. Auch bei der
letzten Änderung des Asylgeset-
zes, die im Dezember in Kraft ge-
treten ist, hatte der Gesetzgeber
auf eine Ahndung oder Bestra-
fung solcher Verstöße verzichtet,
und das obwohl sie auf ein hohes
kriminelles Potenzial hinweisen
können. So ist bekannt, dass der
Weihnachtsmarktattentäter von
Berlin, Anis Amri, gleich unter
zehn verschiedenen Identitäten
bekannt war und sich durch die
damit erlangten Finanzmittel sei-
ne Attentatspläne finanzieren
konnte, die zwölf Menschen das
Leben gekostet haben. Andere
Beispiele gäbe es zuhauf. 

Gescheitert sind Änderungsvor-
schläge bislang an Justizministe-
rin Katarina Barley (SPD). Lorenz
Caffier, Innenminister von Meck -
lenburg-Vorpommern und Spre-
cher der unionsgeführten Innen-
ressorts der Bundesländer, forder-
te den Bundesgesetzgeber in der
„Welt“ auf, eine Lösung zu finden
und Täuschungen gegenüber dem
Bundesamt für Migration und

Flüchtlinge (BAMF) von Asylsu-
chern konsequent zu bestrafen.
Die Innenminister der Länder for-
derten ein Ende der Tatenlosigkeit
des Bundes.

Asylbewerber sind bislang im
Rahmen des Asylverfahrens zu
keinerlei Mitwirkung verpflichtet.
Selbst offensichtliche Phantasie-
namen müssen bei Papierlosigkeit
als Ersatz akzeptiert werden.
Schon beim ersten Kontakt mit ei-
ner deutschen Behörde wird ei-
nem Asylsucher der Eindruck
vermittelt, dass man mit Schum-
meln in der Bundesrepublik wei-

ter kommt als mit Ehrlichkeit. Ein
entsprechendes Bild bekommt er
von der Ethik und Moral in der
Bundesrepublik. Ohne eine ent-
sprechende Sanktionierung fest-
gestellter Identitätstäuschungen
und Rechtsverstöße wird anderer-
seits in der Restgesellschaft, de-
ren Rechtsverstöße etwa im Steu-

erbereich oder Straßenverkehr
sanktioniert werden,  die Akzep-
tanz für Asylsucher weiter abneh-
men.

Bereits Ende 2017 hatten sich
auf Antrag des damals noch rot-
grün regierten Nordrhein-Westfa-
len die Justizminister von Bund

und Ländern mit dem Thema be-
fasst. Es blieb dabei, dass im Asyl-
verfahren auch wiederholte fal-
sche Angaben von Asylsuchern
zu Alter, Identität oder Staatsan-
gehörigkeit nicht strafbar sind. Ei-
ne Änderung scheiterte schon da-
mals am Widerstand des Justizmi-
nisteriums. Das Haus von Mini-

ster Seehofer hält jedoch erklär-
termaßen an seinem Willen fest,
die Strafbarkeitslücke zu schlie-
ßen: „Aus ordnungspolitischen

Gründen besteht ein Interesse
daran, Identitätstäuschungen so-
wie sonstige Falschangaben im
Asylverfahren zu unterbinden.“

Nachdem die Bürgerkriege im
Nahen Osten am Abklingen sind,
der Islamische Staat weitgehend
besiegt ist und einzelne Staaten,
wie die Türkei und der Libanon
mit ersten Rückführungen von
Syrien-Flüchtlingen begonnen
haben, hat sich unter Syrern und
Irakern, die bislang ihres Asyls

sicher sein können und deshalb
gerne ihre Papiere verlegt haben,
herumgesprochen, dass sich für
sie die Situation ändern könnte.
Deshalb legen nur noch ganz
wenige neue Asylsucher aus die-
sen Ländern ihre Papiere vor.

Das zuständige Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge
(BAMF) erfasst bislang stati-
stisch nicht, wie viele Asylsu-
cher falsche Angaben im Asyl-
verfahren machen. Die Opposi-
tion im Bundestag, vor allem
FDP und AfD, forderten die Re-
gierung zum Handeln auf, weil

eine zuverlässige Identitätsfest-
stellung die Voraussetzung eines
rechtsstaatlichen Asylverfahrens
ist. Aber auch zur Bekämpfung
von Sozialmissbrauch sowie aus
Sicherheitsgründen hätte die
Bundesregierung schon längst
gehandelt haben müssen.

Bodo Bost

Straffreiheit für Asylbetrüger bleibt
Änderungsvorschläge von Horst Seehofers Innen- an Katarina Barleys Justizministerium gescheitert

Apothekerchef
kritisiert FDP

Berlin – Der Präsident der
Bundesvereinigung Deutscher
Apothekerverbände (ABDA),
Friedemann Schmidt, hat das
einst ausgezeichnete Verhältnis
seines Berufsstandes zur FDP als
„weitgehend zerstört“ bezeichnet.
Dem Magazin „Cicero“ sagte er,
die Partei sei nicht mehr der „ver-
lässliche Partner aller freien Be-
rufe“. Hauptkritikpunkt ist, dass
unter FDP-Chef Christian Lind-
ner auch die Liberalen ein Ver-
sandhandelsverbot verschrei-
bungspflichtiger Medikamente
für ausländische Anbieter nicht
mehr unterstützen. Großanbieter
wie Doc Morris aus den Nieder-
landen machen den Apothekern
in Deutschland das Leben
schwer. H.H.

Der stellvertretende AfD-
Bundessprecher Georg Paz-
derski hat die Weitergabe

des Gutachtens des Bundesamtes
für Verfassungsschutz (BfV) über
seine Partei an Journalisten kriti-
siert. BfV-Präsident Thomas Hal-
denwang müsse deshalb zur Re-
chenschaft gezogen werden. Ein
Sprecher des Bundesinnenministe-
riums erklärte daraufhin, es sei
„bedauerlich, wenn solche Unter-
lagen die Öffentlichkeit erreichen“.

Das Gutachten ist 436 Seiten
stark und als „Verschlusssache –
Nur für den Dienstgebrauch“ ein-
gestuft. Wie es an Journalisten ge-
langen konnte, ist derzeit noch un-
geklärt. Die Nachrichten-Website
„Netzpolitik.org“ hat das gesamte
Gutachten online gestellt und ver-
teidigte diesen Schritt. Der Bericht
zerstöre die „Mär von der ganz
normalen demokratischen Partei“
und gehöre „in die Öffentlichkeit
und nicht in einen Panzerschrank“.

Weiter heißt es unter der Über-
schrift „Wir veröffentlichen das
Verfassungsschutz-Gutachten zur
AfD“: „Dass ein Geheimdienst eine
politische Partei beobachtet, ist ein
harter Eingriff in einer Demokratie.
Gerade deshalb müssen die Er-
kenntnisse öffentlich verhandelt
werden. Wo Behörden Transparenz
verweigern, müssen Medien diese
Informationen öffentlich machen,

auch entgegen staatlicher Geheim-
nistuerei.“ 

Die Auswirkungen sind erst ein-
mal überschaubar. Grundsätzlich
wird die gesamte Partei als Prüffall
bearbeitet. Diese Einstufung er-
möglicht es, öffentlich zugängli-
ches Material auszuwerten und
Akten anzulegen. Die „Junge Alter-
native“ und die Teilorganisation
„Der Flügel“ gelten allerdings als
„Verdachtsfälle“ beziehungsweise
in Bayern als „Beobachtungsobjek-
te“, weil es dort die Kategorie „Ver-

dachtsfall“ nicht gibt. Für diese bei-
den Kategorien ist den Behörden
auch der Einsatz nachrichten-
dienstlicher Mittel erlaubt, zum
Beispiel V-Leute einzusetzen. Die-
se Vorgehensweise hatten aller-
dings zuvor schon einige Landes-
behörden angekündigt. 

Inhaltlich bietet das Gutachten
wenig Neues. Es ist eine Fakten-
sammlung von öffentlich zugäng-
lichen Zitaten aller möglichen AfD-
Funktionäre von der Bundes- bis
zur Kreisebene. So finden sich Ver-
weise auf Interviews der Parteivor-

sitzenden Alexander Gauland und
Jörg Meuthen ebenso wie auf ver-
schiedene Reden des thüringi-
schen AfD-Chefs Björn Höcke, der
als Sprecher des rechten „Flügels“
gilt. 

Die Verfassungsschützer neh-
men die Behauptung des aus dem
linksextremen Spektrum stam-
menden Soziologen Andreas Kem-
per für bare Münze, er habe Belege
dafür gesammelt, dass Björn Höcke
in seiner Zeit vor der AfD unter
dem Tarnnamen „Landolf Ladig“ in
NPD-nahen Publikationen publi-
ziert habe. Bis heute bestreitet dies
Höcke ebenso wie die thüringische
NPD. Dennoch urteilt der Verfas-
sungsschutz, es sei „nahezu unbe-
streitbar“ dank Kempers Beweis-
führung, die 2016 von der Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung veröffentlicht
worden ist. 

Auch bei anderen „Belegen“ wa-
ren die „Schlapphüte“ wenig zim-
perlich. Angebliche Belege über
rechtsextreme Netzwerke der AfD
und Verbindungen zu außerparla-
mentarischen Gruppen wie der
Identitären Bewegung oder Stu-
dentenverbindungen wollen die
Staatsschützer ausgerechnet auf
Internetseiten der militanten Anti-
fa gefunden haben. Nicht nur AfD-
Fraktionschefin Alice Weidel hält
dies „für absolut skandalös“.

Peter Entinger

»Kaputtgespart«
Warum der Staat angeblich externe Berater benötigt

»Bedauerlich«
BfV-Gutachten über AfD an Journalisten durchgestochen

Netzpolitik.org hat die
Verschlusssache im 

Internet veröffentlicht

DE U TS C H L A N D

Markus Klimmer  Bild: Imago

Die Vertuschung von Alter und Identität 
sowie die Vernichtung von 

Ausweisdokumenten bleiben straffrei

Sie hat sich gegen ihn durchgesetzt: Die Bundesminister Katarina Barley und Horst Seehofer (von rechts) Bild: Imago
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Im Jahr 2012 nahm hierzulande
das Geschäft mit Wohn- und Ge-
werbeimmobilien Fahrt auf wie
nie zuvor. Niemand schien aus
den Fehlern der Nullerjahre ge-
lernt zu haben. 

Ende der 1990er Jahre startete
die Privatisierung großer Woh-
nungsportfolios der öffentlichen
Hand, meist ehemalige Sozial-
wohnungen. Sie wurden größ-
tenteils an globale Hedgefonds
verkauft. Ab 2008 stagnierte die
Kauf- und Preisentwicklung auf
dem Immobiliensektor einige
Jahre infolge der Finanzkrise. 

Für den Zeitraum ab 2012
zeigt der Mietpreisindex einen
steilen Anstieg der Kurve. Der
Kauf- und Bauboom an den be-
gehrten Standorten Berlin,
Frankfurt, Hamburg, München
und in vielen Universitätsstäd-
ten ist vordergründig auf die
Niedrigzinsphase und den für
Deutschland unterbewerteten
Euro zurückzuführen, hat aber
auch weiterreichende Ursachen.
Auf der Suche nach Rendite wol-
len immer mehr Menschen von
den explodierenden Preisen auf
dem Immobilienmarkt profitie-
ren, was die Verdrängungs- und
Gentrifizierungsproblematik in

den Ballungszentren weiter ver-
schärft hat. 

Mit der Professionalisierung in
der Wohnungswirtschaft ging
die Verflechtung von internatio-
nalen Finanzinvestoren und
Wohnungsunternehmen einher.
So profitierte beispielsweise die
australische Investmentbank
Babcock & Brown 2009 von der
Erhöhung der Mieten für die
ehemaligen Postwohnungen in
Husum. Maximale Wertabschöp-
fung setzt sich
auch in Berlin
durch. Hier wur-
den zwischen
2006 und 2015
fast 75 000 Miet-
wohnungen in
Eigentum umge-
wandelt. Gebäudemodernisie-
rungen dürfen landesweit mit 
elf Prozent auf den Mieter umge-
legt werden. Der Gesetzgeber er-
laubt eine jährliche Erhöhung
der Bestandsmieten um fünf
Prozent bis zur Höhe der ortsüb-
lichen Vergleichsmieten. 

Nach Angaben des Internet-
portals „finanztrends“ flossen
2017 59,4 Milliarden Euro in
den Kauf deutscher Gebäude,
gegenüber 20,5 Milliarden im
Jahr 2010. 30,2 Milliarden und

damit mehr als die Hälfte kamen
von ausländischen Kapitalge-
bern. Nach Schätzungen des
Bundeskriminalamts werden
jährlich 250 Milliarden Euro im
deutschen Immobiliensektor
umgesetzt. Rund zehn Prozent
davon sollen aus Geldwäschege-
schäften stammen. Große Immo-
bilienbestände gehören heute
Anlegern aus den USA, Großbri-
tannien, Frankreich, Kanada und
anderen Teilen des Auslands.

Auch immer
mehr Anleger
aus Russland
und China mit
kleinem Budget
gehen auf Ein-
kaufstour in Ber-
lin und anderen

Orten mit „Zukunftspotenzial“.
Deutsche Agenten werben in
Shanghai und Shenzhen Kun-
den.

Beispiel Vonovia: 2001 stieg
die Londoner Private-Equity-Ge-
sellschaft Terra als größter Kapi-
talgeber bei der gerade neu ge-
gründeten Deutschen Annington
Immobilien AG (DAIG) ein. Als
größter Vermieter in Deutsch-
land übernahm die DAIG 2015
das Konkurrenzunternehmen
Gagfah und nennt sich seither

„Vonovia“. In Deutschland be-
sitzt der Konzern knapp
400 000 Wohnungen und ist mit
einem Umsatz von 3,6 Milliar-
den Euro ein börsennotiertes
Dax-Unternehmen. Unter ande-
rem wegen gravierender Miet -
erhöhungen nach Modernisie-
rungen geriet die Vonovia immer
wieder in die Schlagzeilen.

Vergangenes Jahr kaufte der
dänische Pensionsfonds PFA für
mehr als eine Milliarde Euro von
der Industria Wohnen ein Immo-
bilien-Paket mit 3700 Wohnun-
gen in Deutschland, die meisten
davon in München und Berlin.
Es war der vorläufig letzte große
Deal auf dem deutschen Woh-
nungsmarkt.

Inzwischen wurden einige
rechtliche Instrumente zum
Schutz vor überzogenen Wohn-
kosten und Verdrängung einge-
setzt: die Umwandlungsverord-
nung, die kooperative Bauland-
entwicklung, der Milieuschutz,
das Zweckentfremdungsverbot
und Änderungen im Mietrecht.
Städtische Wohnungsunterneh-
men bauen seit Jahren wieder
mehr sogenannte bezahlbare
Wohnungen, um die Lage am
Wohnungsmarkt zu entspannen.

Dagmar Jestrzemski

Aufgrund des Baubooms gibt
es aktuell 42 Millionen
Wohnungen in Deutsch-

land, eine Million mehr als 2014.
Nach Schätzungen fehlen in den
Groß- und Mittelstädten trotzdem
mindestens 1,9 Millionen bezahlba-
re Wohnungen. 

Wer sind die Besitzer der Wohn -
immobilien in einer Großstadt wie
Hamburg? Wegen der intranspa-
renten Eigentümerstrukturen auf
dem Immobiliensektor startete das
Journalistennetzwerk „Correctiv“
im vergangenen Frühjahr gemein-
sam mit dem „Hamburger Abend-
blatt“ eine Befragung Hamburger
Mieter unter dem Titel „Wem ge-
hört die Stadt?“ 1019 Personen be-
teiligten sich und luden im Internet
Angaben über ihr Mietverhältnis
und die Wohnungseigentümer
hoch. Mittels der vertraulich be-
handelten Belege konnten mehr als
15000 Wohnungen privaten Eigen-

tümern zugeordnet werden. Die Er-
gebnisse wurden veröffentlicht.

Demnach sind 443000 Wohnun-
gen im Besitz von privaten Eigentü-
mern mit unterschiedlichem
Hintergrund. Mehr als jede bezie-
hungsweise jedes dritte der
707000 Wohnungen und Häuser,

die in Hamburg vermietet werden,
gehört der städtischen Wohnungs-
baugesellschaft Saga oder einer Ge-
nossenschaft. Mit fast 132000 Woh-
nungen ist die Saga der drittgrößte
Wohnungskonzern Deutsch-
lands. Den vorliegenden Angaben
nach geht das Unternehmen bei
den Mieterhöhungen fast bis zur

festgesetzten Obergrenze. Somit hat
die Stadt am starken Anstieg der
Mieten kräftig mitverdient.

Das Recherchenetzwerk argu-
mentiert, dass diejenigen, die unter
den hohen Mieten ächzen, die
Mietpreise über die Pensionskas-
sen selbst mit angetrieben haben.
Per Rundumschlag wird dem „Otto
Normalverbraucher“ Renditegier
unterstellt. Doch das ist verfehlt.
Vielmehr investieren die Versor-
gungseinrichtungen in Eigenregie
wegen des extrem niedrigen Zins-
niveaus in Immobilien. Kleinanle-
ger, die sich mit Einlagen an Immo-
bilienfonds beteiligen, sind meist
von Banken und Sparkassen dem-
entsprechend beraten worden. 

Nach Auswertung sämtlicher
Grundstücksverkäufe der letzten
sieben Jahre ergab sich zudem der
Befund, dass die Stadt Baugrund
auch an Firmen in Steueroasen ver-
kauft hat. D.J.

Zeitzeugen

Immer mehr Menschen wollen
oder müssen urban leben.

Während die Mieten in den Bal-
lungszentren unentwegt steigen,
sind Immobilien in struktur-
schwachen Regionen von Wert-
verlust betroffen. 40 Prozent der
Haushalte in den Großstädten
müssen mehr als 30 Prozent ihres
Einkommens aufwenden, um ihre
Miete zu bezahlen. 

Im Zehnjahresvergleich von
2008 zu 2018 stiegen die Miet-
preise in den 14 deutschen 
Städten mit mehr als 500000 Ein-
wohnern um 21 beziehungsweise
35 Prozent, so zum Beispiel in Es-
sen und in Dortmund, bis zu
104 Prozent wie in Berlin. 

Lag die Hauptstadt 2008 mit
5,60 Euro noch am unteren Ende
der Preisskala, befand sie sich
2018 mit 11,40 Euro pro Quadrat-
meter auf Platz 5. In München zo-
gen die Mietpreise seit 2008 um
61 Prozent auf 17,90 Euro an. Da-
mit liegt die bayerische Landes-
hauptstadt rund 130 Prozent über
dem Landesdurchschnitt und ist
nach London und Paris die dritt-
teuerste Stadt in Europa. In Frank-
furt lag der Durchschnittspreis bei

13,80 Euro, in Hamburg bei
11,90 Euro pro Quadratmeter. Ge-
ringere Preissteigerungen werden
in den größten mitteldeutschen
Städten verzeichnet. In Leipzig
und Dresden verteuerten sich die
Mieten jeweils um 35 Prozent.
2018 kostete der Quadratmeter in
Leipzig 6,50 Euro.

Die Politik hat spät auf den
Schwund an bezahlbarem Wohn-
raum reagiert. Mit der Stärkung
des sozialen Wohnungsbaus, Bau-
kindergeld und Mietpreisbremse
wurden Instrumente geschaffen,
die das freie Unternehmertum
kaum beeinträchtigen und bisher
kaum Wirkung zeigen. Zuletzt
hatte sich die Problemlage durch
die Strafzinspolitik der Europäi-
schen Zentralbank weiter ver-
schärft. Laut dem Europace-
Hauspreis-Index verteuerte sich
der Preis für Neubauten seit 2005
um 60 Prozent. Mit Blick auf
sämtliche Mietverhältnisse über-
trifft der Mietanstieg die allgemei-
ne Teuerungsrate bei Weitem.
Ökonomen warnen: Die Entwick -
lung wird zur Gefahr für die De-
mokratie und den Wohlstand un-
seres Landes. D.J.

Volker Eichener – Laut dem Poli-
tikwissenschaftler und Woh-
nungsbauexperten an der Hoch-
schule Düsseldorf ist die Woh-
nungsnot mit Ansage gekommen
und einem Politikversagen ge-
schuldet. Man sei zu lange von ei-
ner sinkenden Zahl der Haushalte
ausgegangen. Auch habe der Staat
das Bauen von Wohnungen durch
Bau- und Umweltvorschriften
sehr verteuert.

Kai Bussmann – Der Juraprofessor
an der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg schrieb 2015 im
Auftrag des Finanzministeriums
eine Studie über Geldwäsche in
Deutschland. Darin bestätigte er,
was internationale Studien bereits
aufgedeckt hatten, dass der deut-
sche Immobilienmarkt einer der
attraktivsten Anlageplätze für
Schwarzgeld ist.

Michael Voigtländer – In einem
2007 vom Leibniz-Informations-
zentrum Wirtschaft veröffentlich-
ten Aufsatz sprach sich der Öko-
nom für weitere Verkäufe kommu-
naler Wohnungsbestände an in-
und ausländische Investoren aus.
Wegen der „Bedenken“ von Bür-
gern und Mietverbänden empfahl
er ein Lösungspaket. Voigtländer
ist heute Leiter des Kompetenz-
felds Finanz- und Immobilien-
märkte beim Institut der Deut-
schen Wirtschaft.

Marcel Fratzscher – Der Chef des
Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung hält wenig von
der Mietpreisbremse, sondern
setzt auf den Wohnungsbau durch
Bund, Länder, Kommunen, Bau-
wirtschaft und private Investoren.
Er nimmt an, dass die Wohnungs-
preise demnächst wieder sinken
werden.

Wem gehört die Stadt?
Über 1000 Mieter wurden in Hamburg befragt

Geldmaschine Wohnungsmarkt
Deutsche Immobilien gelten in aller Welt als sichere und lukrative Kapitalanlage

Gefahr für 
Demokratie und

Wohlstand

Das größte Wohnungsunternehmen und der größte private Vermieter Deutschlands ist Vonovia: Hauptverwaltung in Bochum

Mieter sollen an 
hohen Mieten 

selbst schuld sein

Ein primär 
städtisches Problem
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Der Immobilienmarkt
wird zum Waschen

von Geld missbraucht
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Steffen Wetzstein – Der Wissen-
schaftler forscht an der Univer-
sität Erfurt zur Krise des bezahl-
baren Wohnens. Er rät, die Ent-
wicklungen in anderen Ländern
im Auge zu behalten. Ein Extrem-
beispiel sei Auckland in Neusee-
land, wo reiche Chinesen ihr Ka-
pitalvermögen in Wohnimmobi-
lien geparkt haben. Immer mehr
Einwohner, selbst die mit Arbeits-
einkommen, müssten infolge der
Mietenexplosion im eigenen Auto
übernachten. Das Elend sei eine
Folge von reduziertem sozialen
Wohnungsbau und einem der
Spekulation und Marktlogik aus-
gesetzten Wohnsystem.
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Die Fachtagung 
als Tribunal?
Von VERA LENGSFELD

Schaut man auf den aktuellen
Veranstaltungskalender der
Landeszentrale für Politische Bildung

Berlin, dann sieht es so aus, als sei am
14. Februar nichts los. 

Dieser Schein trügt. 
An diesem Tag findet eine von der

Landeszentrale geförderte Tagung statt, in
den Räumen der Amadeu-Antonio-Stiftung,
die aber die Veranstaltung auch auf ihren
Seiten nicht verzeichnet. Titel der
„Fachtagung“: „Der rechte Rand der
DDR-Aufarbeitung“. 

Die Teilnahme ist kostenfrei, „aber nur
nach Anmeldung bis 7. 2. und nach
schriftlicher Bestätigung durch die Amadeu
Antonio Stiftung möglich“. 

Worum es bei der „Fachtagung“ gehen
soll, wird gleich zu Anfang des Einladungs -
schreibens klar gemacht: „Der Fall Hubertus
Knabe ist in aller Munde. Bei den Debatten
um seine Entlassung ist in den Hintergrund
getreten, dass er auch eine Scharnierfunk-
tion zu den rechten Rändern der
DDR-Aufarbeitung hatte. Er scheute nicht
davor zurück, Nationalsozialismus und
SED-Sozialismus als zwei ,sozialistische‘
Seiten einer totalitären Medaille zu
betrachten und beide Regimes zu
analogisieren – eine am rechten Rand
typische Grenzüberschreitung.“

Die Aufarbeitung der zweiten deutschen
Diktatur war SED- und Stasikadern immer
ein Dorn im Auge. Sie konnten nicht
verhindern, dass die Gedenkstätte in der
ehemaligen Zentralen Untersuchungs -
haftanstalt der Staatssicherheit entstand,
andere Gedenkstätten in Potsdam,
Magdeburg, Dresden, Torgau, Cottbus,
Erfurt folgten. An den Orten der
kommunistischen Repression muss man
keine Vergleiche zu anderen totalitären
Diktaturen bemühen, sie springen einem
förmlich ins Auge.

Es hat in den vergangenen Jahren immer
wieder heftige Diskussionen gegeben,
weil Versuche unternommen wurden, die
Brutalität kommunistischer Regime zu
verharmlosen. Ein Beispiel ist die heftig
umstrittene Dauerausstellung im
ehemaligen NKWD-Gefängnis in Potsdam. 

Jetzt entwickelt sich etwas viel
Gefährlicheres. Kräfte wie die Amadeu-
Antonio-Stiftung, die sich den Kampf gegen
„Rechts“ auf die Fahne geschrieben haben,
scheinen einen Keil in die Diktatur -
aufarbeitung treiben zu wollen. Vor allem
sieht es so aus, als sollen alle Kräfte, die
Demokratie und Meinungsfreiheit auch für
Kritik an − beispielsweise − der Flüchtlings -
politik der Bundesregierung oder anderen
linken Projekten reklamieren, mundtot
gemacht werden.

Wenige Monate vor den Landtagswah-
len in Brandenburg ist das Verhältnis
zwischen den Regierungspartnern SPD
und Linkspartei dermaßen zerrüttet,
dass nicht einmal ein vorzeitiger
Bruch der Koalition ausgeschlossen er-
scheint. Statt einer Neuauflage von
Rot-Rot wird es immer wahrschein-
licher, dass ab September ein Dreier-
bündnis regiert, das es so in Potsdam
noch nicht gegeben hat.

Den Anlass für den aktuellen Streit
in der rot-roten Koalition lieferte
Brandenburgs Innenminister Karl-
Heinz Schröter (SPD). Ohne Abstim-
mung mit dem dunkelroten Koali-
tionspartner, aber mit Rückendeckung
durch Ministerpräsident Dietmar
Woidke (SPD), gab Schröter eher bei-
läufig auf einer Personalversammlung
eine sensible Entscheidung bekannt:
Der Minister will das Personal beim
brandenburgischen Verfassungsschutz
um 27 auf 120 Mitarbeiter aufstocken.
Schröter will dafür nicht besetzte Poli-
zeistellen umschichten und sieht sich
dazu als Fachminister auch berechtigt.
In Brandenburg ist der Verfassungs-
schutz keine eigenständige Behörde,
sondern eine Abteilung des Innenmi-
nisteriums.

Zur Begründung für seinen Schritt
sagte Schröter im Landtag: „Ich habe
einen Amtseid geschworen, Schaden
von den Menschen des Landes Bran-
denburg abzuwenden.“ Und weiter:
„Ich will mir nicht vorwerfen lassen,

nicht rechtzeitig gehandelt zu haben.“
Der SPD-Politiker machte die Links-
partei dafür verantwortlich, die Perso-
nalaufstockung beim Verfassungs-
schutz jahrelang blockiert zu haben.
SPD-Fraktionschef Mike Bischoff
sprach davon, dass die „innere Sicher-
heit nicht verhandelbar“ sei und ver-
wies darauf, dass auch beim Bundes-
amt für Verfassungsschutz das Perso-
nal mittlerweile massiv aufgestockt
worden sei.

Schröters Vorgehen hat beim Koali-
tionspartner, aber auch bei der Oppo-
sition im Landtag gleich mehrere Fra-
gen aufgeworfen. Er-
staunlich ist zum ei-
nen der Zeitpunkt.
Erst im Dezember
hatte die CDU im
Landtag den Antrag
gestellt, Branden-
burgs Verfassungs-
schutz 30 zusätzliche Stellen zu geneh-
migen. Der Antrag war im Parlament
gescheitert. Wenige Wochen später
prescht Schröter nun vor, und erhöht
die Zahl der Verfassungsschützer um
27 Stellen.

Die Linkspartei fühlt sich durch die
Entscheidung gleich aus mehreren
Gründen düpiert. Zum einen muss
sich Finanzminister Christian Görke
(Linke) in seiner Haushaltshoheit
durch den Kabinettskollegen Schröter
übergangen fühlen. Doch auch die
CDU-Landtagsfraktion ist nach eigener
Prüfung zu den Schluss gekommen,

dass eine Umschichtung des Personals
zugunsten des Verfassungsschutzes
zwar durchaus möglich ist; haushalts-
rechtlich müsse dies aber der Finanz-
minister regeln. 

Möglicherweise hat mit dem Schritt
aber auch die Glaubwürdigkeit der
märkischen SPD als ein künftiger Koa-
litionspartner Schaden genommen.
Ralf Christoffers, der Vorsitzende der
Linkspartei-Fraktion im Landtag, kom-
mentierte das Vorgehen des Innenmi-
nisters: „Ich kann mich nicht erinnern,
dass einer unserer Minister jemals so
mit dem Koalitionspartner umge-

sprungen ist. Keiner
unserer Minister wür-
de so agieren.“

Tatsächlich könnte
die jüngste Entwick -
lung bei Teilen der
Linkspartei die Nei-
gung wachsen lassen,

nach den Landtagswahlen lieber in die
Opposition zu gehen. Von den Sozial-
demokraten ist wiederum zu hören,
man habe inzwischen zu oft dem Koa-
litionspartner nachgegeben.

Sehr skeptische Töne sind auch von
führenden Vertretern der Grünen zu
hören: „Wir erschrecken immer wieder
über die SPD“, so Alexander Vogel.
Aus Sicht des Grünen-Fraktionschefs
könne man so nicht mit seinem Koali-
tionspartner umgehen. Als Lehre leitet
Vogel ab, dass die Grünen bei den
Landtagswahlen so stark werden
müssten, dass sie der SPD Paroli bieten

könnten. Zum Koalitionskrach sagte
Vogel: „Die Landesregierung scheint in
den ,Jeder-kämpf-für-sich-allein-Mo-
dus‘ gewechselt zu sein.“ 

Aus der CDU-Fraktion heißt es
sogar, die Regierung Woidke habe ihr
„sicherheitspolitisches Endstadium“
erreicht. Steeven Bretz, der Generalse-
kretär der märkischen CDU, sieht in
Brandenburg selbst Kernbereiche des
Rechtsstaats in Gefahr. Tatsächlich
steht auch Brandenburgs Justizmini-
ster Stefan Ludwig (Linkspartei) unter
anhaltender Kritik, weil inzwischen
mehrmals verurteilte Straftäter wieder
aus der Haft entlassen werden muss -
ten. AfD und CDU werfen dem Justiz-
minister vor, Brandenburgs Gerichte
und Staatsanwaltschaften nicht mit
ausreichend Personal ausgestattet zu
haben. 

Mit dem jüngsten Krach zwischen
SPD und Linkspartei könnte das Klima
in der Koalition so weit abrutschen,
dass eine Fortsetzung des Bündnisses
nach den Landtagswahlen im Septem-
ber nur noch schwer vorstellbar ist.
Die jüngsten Umfragewerte sprechen
ohnehin dafür, dass die Schwäche der
SPD dazu führen könnte, dass nach
den Wahlen nur noch eine Dreierkoa-
lition eine Mehrheit im Landtag hätte.
Mit der zunehmenden Zerrüttung im
Bündnis zwischen SPD und Linkspar-
tei steigt die Wahrscheinlichkeit, dass
ab September erstmalig eine rot-
schwarz-grüne Koalition in Potsdam
regiert. Norman Hanert

Dunkle Wolken
über dem Pots -
damer Landtag:
Hält Rot-Rot über-
haupt noch bis zur
Wahl durch?

Bild: Imago

Auf ihrem Neujahrsemp-
fang kündigte die Stiftung
Preußischer Kulturbesitz

(SPK) die Eröffnung des Hum-
boldtforums für den kommenden
November an. Zumindest erste
Teile des Kultur- und Museums-
zentrums im rekonstruierten Ber-
liner Schloss werden damit noch
im Humboldt-Jubiläumsjahr für
die Öffentlichkeit nutzbar sein.
Bereits für den 14. September ist
zum 250. Geburtstag Alexander
von Humboldts ein Festakt im
Schloss angekündigt. Die Staats-
bibliothek wird anlässlich des Ju-
biläums an drei Tagen im Septem-
ber die amerikanischen Reiseta-
gebücher und andere Autografen
des Forschers präsentieren.

Und auf Berlin warten weitere
Eröffnungen: Einen der „Meilen-
steine 2019“ nennt SPK-Präsident
Hermann Parzinger das Richtfest
für den ersten Bauabschnitt im
Pergamonmuseum, das im Mai
stattfinden soll. Für die Mitte des
Jahres wurde zudem die Eröff-

nung der James-Simon-Galerie
angekündigt. Diese wird künftig
der zentrale Zugang zur Mu-
seumsinsel sein. Für den Herbst
hat die Stiftung zudem den ersten
Spatenstich für das geplante Mu-
seum des 20. Jahrhunderts einge-
plant. Das neue Haus soll am Kul-

turforum im Stadtteil Tiergarten
entstehen. Mit dem Neubau sol-
len die umfassenden Bestände
der Nationalgalerie zur Kunst des
20. Jahrhunderts erstmals dauer-
haft präsentiert werden können.
Aus Platzmangel kann die bedeu-
tende Sammlung bislang in der
Neuen Nationalgalerie nur in
Ausschnitten gezeigt werden. 

Bereits Anfang März wird die
SPK in der Gemäldegalerie rund

100 Arbeiten von Andrea Manteg-
na  und dessen Schwager Giovan-
ni Bellini zeigen. Die bis Ende Ju-
ni laufende Ausstellung der bei-
den Meister der italienischen Re-
naissance gilt als Höhepunkt des
Ausstellungsjahres der Stiftung.

Derweil gewinnt die Idee eines
kostenlosen Eintritts zu den Berli-
ner Museen und zum Humboldt-
forum an prominentem Rückhalt.
Für den freien Zugang hat sich
bereits Kulturstaatsministerin
Monika Grütters (CDU) ausge-
sprochen. Parzinger sieht im Gra-
tis-Zugang zum Humboldtforum
ein gutes und wichtiges Zeichen:
„Eintrittsfreiheit ist ein großer
Schritt vorwärts.“

Bereits zur Jahreswende hatte
der SPK-Präsident den Vorschlag
gemacht, im Humboldtforum ei-
nen Gedenkort für die Opfer des
Kolonialismus zu schaffen. Dort
könnten sich Besucher darüber
Gedanken machen, was im deut-
schen Namen in Übersee ange-
richtet worden sei.   N.H.

Im November geht’s los
SPK-Präsident Parzinger: Humboldtforum öffnet diesen Herbst

Rot-Rot im Endstadium
Brandenburgs Koalition wenige Monate vor den Landtagswahlen vollkommen zerrüttet

Der Ehemann von Großbri-
tanniens Königin Elisa-
beth II., Prinz Philip, ist 97

Jahre alt und wurde als Autofah-
rer in kurzer Zeit zweimal auffäl-
lig. Zunächst verursachte der
royale Senior einen Unfall mit
Blechschaden, zwei Tage später
hielt ihn die Polizei an, weil er
nicht angeschnallt war. Sind älte-
re Fahrer per se gefährlicher als
der Durchschnitt? 

Die Zahlen geben das nicht her:
2014 machten ältere Menschen ab
65 Jahren in Deutschland zwar
20,8 Prozent der Gesamtbevölke-
rung aus, waren aber nur zu 12,6
Prozent an Unfällen beteiligt. Na-
türlich kann auch diese Zahl
interpretiert werden. Anderseits
waren 2015 zwei Drittel der Un-
fallbeteiligten über 64 Jahre alt. 

ADAC-Angaben zufolge besit-
zen in Deutschland etwa 1,7 Milli-
onen Menschen im Altern von 75
bis 84 Jahren ein Auto. In Berlin
gibt es 363 871 Führerscheininha-
ber über 70 Jahre. Der damalige

Bundesverkehrsminister Peter
Ramsauer (CSU) hatte sich seiner-
zeit in die Debatte eingeschaltet
und Zwangsmaßnahmen als Al-
tersdiskriminierung verworfen. 

Vorfälle wie der von Prinz
Philip werden von Befürwor-
tern genereller Einschränkun-

gen des motorisierten Individu-
alverkehrs angeführt, um ihre
Auffassungen in die Öffentlich-
keit zu bringen. Egon Stephan
von der Universität Köln, Leiter
der „Obergutachterstelle des
Landes NRW zur Beurteilung
der Kraftfahreignung“, spricht
sich bei Bedarf für örtliche oder
zeitliche Einschränkungen der
Fahrerlaubnis aus. Für Senioren
jedenfalls, die durch Unsicher-

heiten am Steuer aufgefallen
seien. 

Als „Unsicherheit“ kann bei-
spielsweise „zu langsames Fah-
ren“ herangezogen werden. Der
Berliner Verkehrspsychologe Hel-
muth Thielebeule hat sich nun in
die neue Debatte eingeschaltet. Er
fordert „Fürsorgepflicht“ der Fa-
milienmitglieder und Beratung.
„Wenn Sie einschätzen, dass Sie
bei den Großeltern im Auto nicht
mehr sicher sind, müssen sie es
unterbinden.“ 

Beratung? Thielebeule hat eine
Beratungsfirma. Dort können sie
„alles“ machen lassen – für ein
Honorar von 80 Euro je Stunde.
Eine Berliner Boulevardzeitung
präsentiert denn auch eine lange
Latte von empörten Senioren, die
ihren Führerschein nicht abgeben
wollen. Thielebeule aber besteht
auf seinem Standpunkt: „Die mei-
sten Senioren wollen den Punkt,
an dem ihre Fahrtauglichkeit
nachlässt, nicht zur Kenntnis neh-
men.“  Frank Bücker

2019 wird zum 
»Jahr der 

Meilensteine«

Umfragen: Nur ein
Dreierbündnis hätte

eine Mehrheit

PR E U S S E N / BE R L I N

Senioren im Visier
Experten wollen Älteren die Fahrerlaubnis einschränken

Ramsauer lehnte
Zwangsmaßnahmen

einst ab
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MELDUNGEN

Mehr 
Abschiebungen

Wien – Herbert Kickl, Österreichs
Innenminister von der Freiheit-
lichen Partei Österreichs (FPÖ),
hat bekanntgegeben, dass in der
Alpenrepublik im vergangenen
Jahr 47 Prozent mehr abgelehnte
Asylbewerber abgeschoben wur-
den. Bei 42 Prozent der 6946 Ab-
geschobenen handelt es sich um
verurteilte Straftäter. Weitere
5665 abgelehnte Asylwerber ver-
ließen Österreich freiwillig. Zum
Vergleich: In der Bundesrepublik
stagnieren die Abschiebezahlen.
Derweil hat die Opposition im
Nationalrat einen Misstrauensan-
trag gegen Kickl eingebracht. Mit
seiner Äußerung „Das Recht folgt
der Politik“ habe er gegen alle Ge-
setze und die Verfassung Öster-
reichs sowie die Europäische
Menschenrechtskonvention ver-
stoßen. Frank Bücker

Russland, die Türkei und der Iran
haben es sich auf die Fahnen ge-
schrieben, sich für eine Beendi-
gung des Bürgerkriegs in Syrien
einzusetzen. Frieden ist noch nicht
erreicht, denn der Global Player
USA bleibt im Spiel. Assads Posi-
tion scheint dennoch gesichert. 

In der deutschen Öffentlichkeit
ist es seit der Ankündigung der
USA, ihre Truppen aus Syrien ab-
zuziehen, um das Thema auffal-
lend ruhig geworden. Nachdem der
US-Senat sich gegen Trumps Pläne
zu Truppenabzügen gestellt hat, ist
das Thema wieder aktuell. 

Während Donald Trump ange-
kündigt hatte, die US-Truppen aus
Syrien abzuziehen, trafen sich die
Staatspräsidenten Russlands, der
Türkei und des Irans, um über die
Machtverteilung im Nachkriegs-
Syrien zu beraten (siehe Seite 1). 

Russland feiert seine Erfolge, be-
richtet von der Rückkehr von 
1000 Flüchtlingen aus dem be-
nachbarten Ausland, Libanon und
Jordanien, sowie von seiner huma-
nitären Hilfe in den vom Islami-
schen Staat (IS) befreiten Städten
und verspricht Wie-deraufbauhilfe.
Im Internet sind Filme russischer
Soldaten zu sehen, die Hilfspakete
an die syrische Bevölkerung austei-
len. Für den 14. Februar ist ein
neues Gipfeltreffen Russlands mit
seinen Partnern Iran und Türkei
geplant. 

Seit Anfang Januar überwacht
die russische Militärpolizei die Ge-
biete nordöstlich von Manbidsch,
die im Dezember von kurdischen
Selbstverteidigungskräften an die
syrischen Regierungstruppen über-
tragen wurden. Die Kurdeneinhei-
ten sollen freiwillig weiter nach
Osten gezogen sein.

Es geht also vordergründig nicht
mehr darum, den IS zu bekämpfen,
sondern um Geopolitik, bei dem
auch Israel eine Rolle spielt. Immer
wieder führt der jüdische Staat Ra-
ketenangriffe auf Stellungen der
Hisbollah in Syrien durch, die von
Teheran unterstützt werden. Bei
der Machtverteilung in der Region
mischen viele Akteure mit.

Trump musste für seine vor-
schnelle Ankündigung, 2000 Sol-
daten aus Syrien abzuziehen, eine
Schlappe einstecken. Der US-Se-
nat unterstützte mit 70 zu 26 Stim-
men eine Resolution gegen
Trumps Pläne, da der IS noch im-
mer zu Offensiven in der Lage sei.
Der US-Präsident hatte aufgrund
scharfer Kritik seitens der US-Ge-
heimdienste seine Pläne zuvor be-
reits relativiert. Jüngst erklärte er,
die abgezogenen Soldaten im Irak
stationieren zu wollen, um bei Be-
darf schnell wieder in Syrien ein-
greifen zu können. Von einem
Machtvakuum östlich des Euphrat
könnte der Erzfeind Iran profitie-
ren. 

Dieses durch den Abzug der US-
Truppen entstehende Vakuum
würden sowohl Russland als auch
der Iran und die Türkei ausfüllen
wollen. Für Russland ist dabei pri-
mär nicht die militärische und fi-
nanzielle Unterstützung des syri-
schen Machthabers Baschar al-As-
sad wichtig, sondern die Absiche-
rung seiner Militärbasen im West-
en des Landes. Zudem könnte
Wladimir Putin Russlands Stellung
als Groß- und Schutzmacht unter-

mauern. US-Pläne sehen die Er-
richtung einer 30 Kilometer brei-
ten Pufferzone entlang der tür-
kisch-syrischen Grenze vor, die
über Hunderte von Kilometern
vom Euphrat bis zur irakischen
Grenze führen soll. Dadurch sollen
türkische und kurdische Truppen
auf Distanz gehalten werden. Der
Türkei sind die USA  als NATO-
Partner verpflichtet, und die sy-

risch-kurdischen Partner haben
sich im Antiterrorkampf als zuver-
lässige Alliierte erwiesen. 

Die Kontrolle über diese Puffer-
zone sollen nach Vorstellungen
der Amerikaner Großbritannien,
Frankreich und Australien über-
nehmen. Weiter verlangt die US-
Regierung die Rücknahme gefan-
gengenommener IS-Kämpfer in
ihre Herkunftsländer. Gerade bei
Europäern stößt diese Idee jedoch
auf wenig Gegenliebe. Die Befür-
worter aus den USA verweisen
die Europäer bei einer Absage auf

eine drohende neue Flüchtlings-
welle.

Dagegen will Erdogan, der die
kurdische Volksmiliz YPG als ver-
längerten Arm der auch vom Wes-
ten als terroristisch eingestuften
PKK sieht, unter allen Umständen
verhindern, dass die Kurden unter
amerikanischem Schutz einen un-
abhängigen Kurdenstaat im Nor-
den und Osten Syriens aufbauen.
Vor einem  Jahr marschierte die
türkische Armee in der Stadt
Afrin ein, die unter YPG-Herr-
schaft stand. Gerne wäre Erdogan
noch weiter in den Nordosten ein-
marschiert, um eine eigene Puffer-
zone zu schaffen. doch daran hin-
derten ihn die USA, deren
Verbündete die YPG  im Kampf
gegen den IS waren. 

Die türkische Regierung hat im
Laufe des Syrienkriegs mehrere
Kehrtwenden vollzogen: Mal un-
terstützte Ankara die radikalisla-
mische al-Nusra im Krieg gegen
Assad, nun bekämpft es diese als
Terroristen. Mal war Putin Erdo-
gans Feind, heute ist er sein
Freund. Im Blick auf Assad besinnt
Erdogan sich neuerlich auf die
einstige Männerfreundschaft zwi-

schen beiden. Vor dem Syrienkrieg
hatte es eine Annäherung zwi-
schen Damaskus und Ankara gege-
ben, die beiden Staaten vor allem
wirtschaftliche Vorteile gebracht
hatte. Im Würgegriff zwischen den
USA und Russland konzentriert
Erdogan sich nun darauf, eine kur-
dische Autonomieregion unter
Führung der YPG an der türki-
schen Grenze zu verhindern, an-
statt Assad weiter zu bekämpfen. 

Putin erwies sich dabei als Weg-
bereiter, indem er auf das Adana-
Abkommen von 2008 verwies, das
der Türkei eine militärische Inter-
vention in Syrien erlaubt, sollte sie
bedroht werden. Dieses Abkom-
men, dem 2003 auch der Iran zu-
gestimmt hatte, habe bis heute Gül-
tigkeit. 

Im geopolitischen Gerangel dürf-
te die Zukunft der Kurden für den
Ausgang des Syrienkonflikts eine
zentrale Rolle spielen. Sie sind ein
Volk ohne Staat, dessen Siedlungs-
gebiete sich auf Nordsyrien, die
Osttürkei und den Irak erstrecken.
Die Volksmiliz YPG, die im Stell-
vertreterkrieg für den Westen
kämpfte, spürt, dass die USA sie
fallen lassen wird. Aus Furcht vor
türkischen Angriffen verhandelt
sie mit Assad. Teile der YPG haben
sich bereits der Regierungsarmee
angeschlossen, andere laufen zu
radikalislamischen Gruppen über. 

Für die Kurden geht es um die
nackte Existenz. Im Gegenzug für
den Anschluss der YPG an die sy-
rische Armee dürften sie ein Stück
Autonomie in der Region erwarten.
Laut der Sprecherin der Syrischen
Demokratischen Kräfte (SDF), Lil-
wa al-Abdallah sind die YPG/SDF-
Einheiten zu einem Dialog mit der
syrischen Regierung bereit. Die
SDF werden von der Kurden-Miliz
YPG angeführt. Die Zukunft der
Kurden wird derzeit in Damaskus,
Moskau und Teheran entschieden.
Wohl deshalb wetteifern die Türkei
und die YPG darum, mit Assad und
Putin zu verhandeln. Frieden wird
es in der Region wahrscheinlich
erst dann geben, wenn die Kurden-
frage gelöst ist. 

Manuela Rosenthal-Kappi

AU S L A N D

Assad wird wieder hoffähig 
Nach der Ankündigung der USA, Truppen aus Syrien abzuziehen, ringen viele Akteure um die Kontrolle 

Manbidsch: Syrische Armee in zuvor von Kurden kontrolliertem Gebiet Bild: Imago

Nach einer umstrittenen
Präsidentenwahl in der
Demokratischen Republik

Kongo wurde Félix Tshisekedi
zum Wahlsieger erklärt und verei-
digt. Viele vermuten, dass er nur
Präsident von Gnaden seines Vor-
gängers Joseph Kabila ist.

Im Jahr 1960 hatte der Kongo
seine Unabhängigkeit von Belgien
erkämpft. Langzeitpräsident Mo-
butu Sese Seko beherrschte das
von ihm in „Zaire“ umbenannte
Land bis zu seinem Sturz 1997.
Danach übernahm sein Gegen-
spieler Laurent-Désiré Kabila die
Macht, die, nachdem dieser 2001
einem Attentat zum Opfer gefallen
war, von dessen Sohn Joseph Ka-
bila übernommen wurde. 

Ewiger Verlierer im Kongo schien
der Tshisekedi-Clan, der an der
Spitze der größten Partei des Kon-
go, der Union für Demokratie und
sozialen Fortschritt (UDPS) steht.
Nachdem im Dezember die drei
Jahre lang verschobenen Präsident-
schaftswahlen unter sehr obskuren
Bedingungen stattgefunden hatten,
ist es Félix Tshisekedi gelungen,
nun endlich an die Macht zu kom-
men, wenn auch erst nach einem
Wahlbündnis mit Kabila. 

Erstaunlich war an diesem ge-
heimen Wahlbündnis nicht nur,
dass es zwischen den einst ver-
feindeten Clans Kabila und Tshise-
kedi zustande gekommen ist, son-

dern auch dass es erst nach den
Wahlen geschlossen wurde und
dass darin die Folgen der Wahl
festgelegt wurden, bevor die zu-
ständige Wahlkommission das
Wahlergebnis verkündet hatte. Das
Bündnis besagte nämlich, dass
Tshisekedi ungeachtet des Wahl-
ausgangs zum Präsidenten gekürt
werden solle. Dafür kann Kabila,
der nicht kandidieren durfte,

weiterhin im Hintergrund die Fä-
den ziehen und seine Vertrauten
können wichtige Posten behalten.
Welche Zugeständnisse Tshisekedi
noch für das Präsidentenamt ma-
chen musste, ist noch unklar. 

Tshisekedis Sieg wird vom knapp
unterlegenen Oppositionskandida-
ten Martin Fayulu nicht anerkannt.
Viele Wahlbeobachter zweifeln das
Wahlergebnis an. Die Afrikanische

Union und die Europäische Union
haben nach einigem Zögern den-
noch angekündigt, mit Tshisekedi
zusammenarbeiten zu wollen. Zu-
letzt erkannten ihn auch die USA
als Präsidenten an. Offenbar ist al-
leine die Tatsache, dass es einen
Machtwechsel gab und dass dieser
ohne Blutvergießen erfolgt ist, was
in Afrika eine Seltenheit ist, schon
ein wichtiger Grund.

Der Wahl vorausgegangen wa-
ren jahrelange Proteste vor allem
der katholischen Kirche gegen die
ständigen Verschiebungen der
Wahlen. Die katholische Kirche
hatte das „Silvester-Abkommen“
von 2016, das Präsident Kabila ei-
nen Amtsverzicht nach zwei
Amtsperioden abgerungen hatte,
mit ausgehandelt. Die Verfassung
des Kongo sieht nur zwei Amtspe-
rioden eines Präsidenten vor. 

Nach dem Tode von Opposi-
tionsführer Etienne Tshisekedi im
Februar 2017 war die politische
Landschaft des Kongo hoffnungs-
los zersplittert. Es gibt fast 600
Parteien. Umso erstaunlicher ist
es, dass es den katholischen Lai-
enbewegungen gelungen war, die
Oppositionskräfte wieder zu ei-
nen. Lange dauerte es, bis Tshise-
kedi sich als Oppositionsführer
hatte durchsetzen können, denn
er gilt als ängstlich und hatte wäh-
rend der Proteste eine schlechte
Figur abgegeben. Bodo Bost

Wenigstens ein Wechsel
Félix Tshisekedi zum neuen Präsidenten des Kongo gekürt

»Juncker-Plan«
wirkt wohl nicht
Luxemburg – Der EU-Rechnungs-
hof zweifelt die Darstellung der
EU-Kommission und der Europäi-
schen Investitionsbank zur Wirk-
samkeit des Europäischen Fonds
für strategische Investitionen an.
Die Prüfer bezeichneten es als
fraglich, dass der Fonds tatsäch-
lich 335 Milliarden Euro zusätz-
lich an Investitionen in der Real-
wirtschaft mobilisiert hat. Das
Prestigeprojekt von EU-Präsident 
Jean-Claude Juncker wird auch
„Juncker-Plan“ genannt. N.H.

Jean-Claude Juncker

Félix Tshisekedi Bild: pa
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Ungeachtet der bisweilen
angespannten Beziehun-
gen zwischen den USA

und Nordkorea gibt es immer
wieder geheime Kontakte zwi-
schen den Geheimdiensten der
beiden Staaten. Das jüngste Tref-
fen fand am 18. Januar statt, als
der stellvertretende Vorsitzende
des Zentralkomitees der Partei
der Arbeit Koreas (PdAK) und
frühere Geheimdienstchef, Ge-
neral Kim Yong-chol, offiziell
unangemeldet in Washington
eintraf, um mit dem stellvertre-
tenden Direktor des US-ameri-
kanischen Auslandsgeheimdien-
stes Central Intelligence Agency
(CIA), Vaughn Bishop, zu ver-
handeln. 

Es waren nicht die ersten Ge-
spräche im Rahmen des soge-
nannten Intelligence Channel
(Geheimdienstkanal) zwischen
den beiden Geheimdiensten. Im
Jahre 2009 hatte der damalige
US-Präsident Barack Obama an-
gesichts des angespannten Ver-
hältnisses zur Demokratischen
Volksrepublik Korea den stell-
vertretenden CIA-Direktor Mi-
chael Morell beauftragt, eine di-
rekte Verbindung zum nordkore-
anischen Geheimdienst und da-
mit zu den wahren Machthabern
des Regimes aufzunehmen.
Selbst hohen Persönlichkeiten
des US-Nachrichtendienstes

blieben die entsprechenden er-
folgreichen Bemühungen unbe-
kannt. 

Nach vorausgegangenen Begeg-
nungen in Singapur unternahm
ein Jahr später Joseph De Trani,
CIA-Krisenmanager für Korea-
Probleme, eine Reise nach Pjöng-
jang. Sein offizielles Angebot lau-
tete massive US-Lebensmittelhilfe
als Gegenleistung für die Beendi-
gung der atomaren Aufrüstung. Es
wurde nicht angenommen, aber
immerhin konnte De Trani den
Weg ebnen für Morell, den er im

April 2012 nach einem Flug von
Guam aus in die nordkoreanischen
Geheimdienstkreise einführen
konnte. 

Im Sommer 2014 reiste CIA-Di-
rektor James Clapper offiziell in
die Hauptstadt Nordkoreas, um
unter anderem die Freilassung von
US-Bürgern zu erwirken. Wichti-
ger war indes die Herstellung ei-
nes Intelligence Channel, in des-
sen Rahmen er längere Gespräche
mit Kim Yong-chol führte, dem da-
maligen Direktor des wichtigsten
Geheimdienstes Nordkoreas, des

RGB. Indes gelang es ihm nicht, ei-
ne Audienz bei Nordkoreas Ober-
stem Führer Kim Jong-un zu be-
kommen. Auch seine Nachfolgerin
Avril Haines reiste vom August
2013 bis zum Januar 2015 wieder-
holt nach Pjöngjang. 

Eine ernste Krise zwischen bei-
den Staaten entstand im August
2017 angesichts der Drohung des
US-Präsidenten, den Nordteil der
Halbinsel „mit Feuer und Flamme
auszulöschen“. Es kam zum Tref-
fen zwischen Andrew Kim, einem
in Korea geborenen früheren
CIA-Beamten, mit Vertretern des
Geheimdienstes der Gegenseite.
Beide dürften wesentlichen An-
teil haben an Kim Jong-uns Neu-
jahrsbotschaft 2018, in der er statt
der Androhung von Gegenschlä-
gen gegen die USA für eine ge-
meinsame Winterolympiade
warb. Im März äußerten die Süd-
koreaner auf Anregung der nord-
koreanischen Führungsspitze in
Washington den Wunsch nach ei-
nem direkten Treffen der beiden
Staatschefs. Das positive Echo
Trumps überbrachte der damali-
ge CIA-Direktor Mike Pompeo
nach Pjöngjang. Nach intensiven
Vor bereitungen kam es dann im
August letzten Jahres in Singapur
zu der bekannten Begegnung
zwischen dem US-Präsidenten
und Kim Jong-un.

Friedrich-Wilhelm Schlomann

Besuch aus Nordkorea
Ex-Geheimdienstchef Kim Yong-chol traf CIA-Vizedirektor Bishop

Der sogenannte
Intelligence Channel

funktioniert

Erdogan lenkt 
gegenüber Assad ein
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USA heben
Sanktionen auf

Keine Wartung
in Berlin

Washington – Weil der russische
Oligarch Oleg Deripaska, dem en-
ge Beziehungen zum Kreml nach-
gesagt werden, seine Unterneh-
mensanteile am russischen Alu-
minumkonzern Rusal und zwei
verbundenen Unternehmen redu-
ziert hat, wollen die USA die Sank-
tionen gegen die Firmen Rusal,
En+ sowie EuroSibEnergo aufhe-
ben, da diese sich zu mehr Trans-
parenz verpflichtet hätten. Rusal
ist einer der größten Aluminium-
produzenten weltweit. Durch die
Strafmaßnahmen war im vergan-
genen Jahr die Londoner Metall-
börse aufgewirbelt worden. Die
negativen Konsequenzen bekamen
auch US-Firmen wie Whirlpool,
Boeing und Ford zu spüren. MRK

Berlin – Die Erweiterungspläne
für den Großflughafen BER könn-
ten das Aus für das Wartungsge-
schäft von Lufthansa-Technik in
Berlin bedeuten. Das Unterneh-
men nutzt bislang am Flughafen
Schönefeld einen Hangar, der bis
März 2021 angemietet ist und da-
nach abgerissen werden soll. Laut
Medienberichten wird bei Luft-
hansa derzeit darüber nachge-
dacht, dass komplette Geschäft
mit großen Flugzeug-Checks nach
Osteuropa zu verlegen. N.H.

Nach der Zusammenführung der
drei Facebook-Dienste Facebook,
WhatsApp und Instagram zählt
das Unternehmen 2,7 Milliarden
Nutzer weltweit. Dabei agiert es
nicht nur nach der Gesetzgebung
der einzelnen Länder, sondern
vor allem nach den eigenen Stan-
dards, die nicht immer denselben
Maßstab anlegen, aber zu einer
vereinten Gesellschaft hinführen
sollen.

Facebook ist ein Treffpunkt im
Internet. Nutzer können unter ih-
rem Klarnamen ein Profil anle-
gen, dort Inhalte verkünden oder
Inhalte, auch von anderen, teilen,
Nachrichten innerhalb Facebooks
verschicken, seine eigenen und
die Beiträge anderer kommentie-
ren. Auch Firmen nutzen diese
Möglichkeit. 

Dass es viel Kritik an den Me-
thoden und Vorhaben des Unter-
nehmens Facebook gibt, zeigen
schon die vielfältigen Beiträge des
Medienanwalts Joachim Steinhö-
fel, der im April 2018 die Löschung
eines Facebookeintrages erstmals
gerichtlich verhindert hat.

Bundesjustizministerin Katari-
na Barley (SPD) übt hingegen
scharfe Kritik an dem Plan des
Internetkonzerns Facebook, seine
sozialen Netzwerke und Sofort-
nachrichtendienste zu verknüp-
fen. „Es scheint endgültig aus zu
sein mit Mark Zuckerbergs Ver-
sprechen, dass Instagram und
WhatsApp unabhängig bleiben“,
sagte Barley der „Wirtschaftswo-
che“. „Wenn Facebook die Mes-
senger verknüpft, zementiert es
seine Datenmacht. Die Kartellbe-
hörde werden prüfen, inwieweit
Facebook mit diesem Schritt auch
seine Marktmacht zementiert.“
Ob es wirklich zu einem Eingrei-
fen der Bonner Behörde kommen
wird, bleibt zweifelhaft, übt Face-
book doch in gewisser Weise exe-
kutive Gewalt aus, indem es Bei-
träge löscht, andere stehen lässt.

Der Zuckerberg-Konzern wirbt
mit „Give people the power to 
build community and bring the
world closer together“, was so viel
heißt wie „Wir geben den Men-

schen die Macht, Gemeinschaft
zu bilden, und bringen die Welt
näher zusammen“.

Facebook gibt an, dass 2,32 Mil -
liarden Menschen das Internet-
netzwerk aktiv nutzen. Wird nun
die Zusammenführung der Face-
book-Dienste WhatsApp und In-
stagram umgesetzt, gibt der Kon-
zern 2,7 Milliarden aktive Nutzer
an. Das bedeutet, dass mehr als je-
der dritte Erdenbürger minde-
stens einen der drei Facebook-
Dienste nutzt und im Gegenzug
das Unternehmen Facebook die
entsprechenden Daten der Nutzer. 

In China, dem bevölkerungs-
reichten Land der Welt, ist Face-
book gänzlich verboten, trotzdem

es dort rund 500000 Nutzer gibt.
Ebenso wie in China ist Facebook
in Afghanistan gesperrt, zeitweise
wurde die Seite auch in Kasach-
stan und Tunesien blockiert, in Sy-
rien wird sie beobachtet. Die mei-
sten Facebook-Nutzer findet man
in den USA, Europa, der Türkei,
Indien, Indonesien und den Phil-
ippinen. Russland, die Länder
Südamerikas, Afrikas und Austra-
lien bedienen sich eher weniger
dieses Netzwerkes.

Wo so viele Menschen zu-
sammenkommen und damit auch
deren Daten, geht es immer um

Gewinn. Nach den Zahlen für das
vierte Quartal 2018 hat das 
Unternehmen einen Gewinn von 
6,68 Mil liarden US-Dollar erwirt-
schaftet, und der Umsatzzuwachs
von 30 Prozent auf 16,91 Milliar-
den Dollar ist ein deutliches Indiz
für die Größe des Unternehmens.
Nach einem Zusammenschluss
der drei Dienste wird sich der Ge-
winn deutlich erhöhen. Schon
jetzt ist das bislang werbefreie
WhatsApp für Werbezwecke frei-
gegeben.

„Facebook ist und bleibt kosten-
los“, so wirbt das soziale Netz-
werk im Internet, der Kunde zahlt
mit seinen Daten und darf dafür
seine Meinung kundtun. Auch

wenn es heißt „Auf Facebook
bleibst du mit Menschen in Ver-
bindung und teilst Fotos, Videos
und vieles mehr mit ihnen“, trifft
das nicht auf jeden und alles zu.
Im vierten Quartal des vergange-
nen Jahres beschäftigte das Unter-
nehmen 35 600 Angestellte welt-
weit, im Vergleich zu 2017 waren
das 42 Prozent mehr, was größ-
tenteils dem Mehraufwand für
das Löschen angeblicher 
Falschmeldungen, das Sperren
von Nutzern und der Vorbeugung
vor Hackerangriffen geschuldet
ist. Gelöscht werden Beiträge, die

nicht den „Gemeinschaftsstan-
dards“ entsprechen. Darunter fal-
len unter anderem „Hassreden“ in
drei Schweregraden, Gewalt wie
Gewaltdarstellungen und grausa-
me wie taktlose Inhalte.

Im ersten Halbjahr 2018 wurden
insgesamt 1704 Inhalte in 886 Be-
schwerden nach dem Netzwerk-
durchsetzungsgesetz (NetzDG) ge-
meldet, von denen 362 Inhalte ge-
löscht oder gesperrt wurden. Die
NetzDG-Beschwerden werden von
etwa 65 geschulten Fachkräften
und Juristen geprüft.

Weltweit hat Facebook im er-
sten Quartal 2018 2,5 Millionen
Inhalte entfernt, die gegen seine
Richtlinien verstoßen haben.

Facebook hat im vierten Quartal
2018 9,1 Milliarden Dollar ausge-
geben, um gegen Hacker vorzuge-
hen und Falschmeldungen zu
ahnden. 

Das kann eine Bundesregierung
nicht leisten. Dass Zuckerberg
auch politisch agiert, zeigt er in
der Stiftung Chan Zuckerberg In-
itiative, mit der er gemeinsam mit
seiner Frau Priscilla Chan für die
Bekämpfung von Krankheiten, für
Bildung, Gerechtigkeit und Chan-
cengleicht eintritt. Dabei spricht
sie sich dezidiert für Einwande-
rung von Flüchtlingen aus.

So drängt sich unter Kritikern
der Verdacht auf, dass an der po-
litischen Untertänigkeit von Face-
book die Ideologie steht, die Welt
zu vereinen oder zu entnationali-
sieren, um nur mit Individuen
Verträge zu schließen und nicht
mit vielen Nationen und deren je-
weiliger Gesetzgebung. 

Bei den Bemühungen zur Ein-
haltung des NetzDG und der eige-
nen Regeln kommt es auch zu
Fehlern, gegen die man Einspruch
einlegen kann, räumt Facebook
ein. Genau dafür ist der Medien-
anwalt Joachim Steinhöfel be-
kannt, der mit seiner Wall of 
Shame (etwa Schandmauer) im-
mer wieder auf Fehlentscheidun-
gen seitens Facebook aufmerksam
macht, wodurch sich der Verdacht
verhärtet, dass nur bestimmte
Themen von Facebook gelöscht
und nur bestimmte Nutzer durch
die Plattform gesperrt werden.

Ein Beispiel: Folgenden Beitrag
hat Facebook stehen lassen: „Fuck
you Ahmad M…! Wer bist du Vo-
gel, dass du einen aus freien Wah-
len hervorgegangenes Staatsober-
haupt Diktator nennst?! Elender
Heuchler und Arschkriecher du!“
Begründung des Zuckerberg-
Unternehmens: „Der Nutzer, der
den Kommentar gepostet hat, ver-
suchte, den Artikel als Gelegen-
heit zu nutzen, den Kläger auf-
grund seiner einseitigen politi-
schen Aussage zu kritisieren, weil
er den türkischen Präsidenten als
‚Diktator‘ beleidigte und Herrn
Özil beschuldigte, sich mit einem
Diktator ablichten zu lassen. Und
in der Tat wurde Präsident Erdo-
gan vom türkischen Volk zum Prä-
sidenten der Türkei gewählt, wie
der streitgegenständliche Kom-
mentar richtig sagt.“ Steinhöfel
bringt die Äußerung Facebooks so
auf den Punkt: „,Diktator‘ zu nen-
nen, ist also eine Beleidigung,
,Fuck you‘, ‚elender Heuchler‘ und
‚Arschkriecher‘ hingegen nicht.“ 

Da Facebook als Datenmonopo-
list mit seinen Aktionen die Mei-
nungsbildung beeinflussen kann,
wäre es im Interesse jedes einzel-
nen Nutzers, jene zu überprüfen.

Christiane Rinser-Schrut

Facebook und die Meinungsfreiheit
Die versprochene Unabhängigkeit der drei Facebook-Dienste ist Geschichte

Nach der Atomkraft ist
nun die Kohle dran. In
knapp 20 Jahren soll das

letzte Kraftwerk vom Netz ge-
hen. Die Auswirkungen für die
Wirtschaft sind noch unabseh-
bar. Schon bis zum Jahr 2022
werden Stein- und Braunkohle-
kraftwerke mit einer Leistung
von rund 12,5 Gigawatt abge-
schaltet, bis 2030 sollen dann
weitere Blöcke mit noch einmal
13 Gigawatt Gesamtleistung fol-
gen. In Sachen Energiewende
drückt die Bundesregierung aufs
Tempo. So sollen die jährlichen
Kohlendioxidemissionen bis
zum Ende des kommenden Jahr-
zehnts auf höchstens 45 Prozent
der Emissionen des Jahres Ver-
einigungsjahres 1990 gesunken
sein. 

Ottmar Edenhofer vom Pots-
dam-Institut für Klimafolgenfor-
schung (PIK) hält das mit dem
Kohleausstiegsplan durchaus für
machbar. „Die Klimaziele der
Bundesregierung bis 2030 wer-
den nach dem aktuellen Plan
sehr wahrscheinlich erreicht“,
sagte der Wirtschaftswissen-
schaftler gegenüber „Spiegel On -
line“. „Positiv sind etwa die an -
gemessen hohen Ziele zum Start
des Ausstiegsprogramms bis
2022. Die 12,5 Gigawatt sind ein
starker Start, den ich begrüße.“ 

Bundeswirtschaftsminister Peter
Altmaier will sich schnell an die
Umsetzung des Kompromisses zum
Ausstieg aus der klimaschädlichen
Kohleverstromung machen. Es sei
positiv, dass es nun für die nächsten
20 Jahre Klarheit und Sicherheit
gebe, sagte der CDU-Politiker in
der ARD: „Wir brauchen jetzt eine
ganze Reihe von Gesetzen.“ 

Zur Frage, wie viel der Kohle-
ausstieg kostet, verweigern die
Sprecher der Kohlekommission
bislang eine Aussage. „Ich lasse
mich auf die Gesamtrechnung,
was der Kohleausstieg kostet,
nicht ein“, sagt Ronald Pofalla,
Bahnvorstand und einer der vier
Vorsitzenden der Kommission,
die in der vergangenen Woche

ihre Empfehlungen an die Politik
vorgelegt haben. Fest steht, dass
vier Bundesländer vom Kohle-
ausstieg besonders betroffen sein
werden, weil sich dort Braun-
kohlereviere befinden und nicht
nur Steinkohlekraftwerke. Es
sind dies Sachsen, Sachsen-An-
halt und Brandenburg in den
neuen Bundesländern sowie
Nordrhein-Westfalen im Westen.
Insgesamt arbeiten laut dem
Deutschen Braunkohlen-Indu-
strie-Verein (DEBRIV), dem
Branchenverband der deutschen
Braunkohlenwirtschaft, rund
20 000 Beschäftigte in den Revie-
ren. 

Die Hilfen des Bundes für den
Strukturwandel in den betroffe-
nen Regionen sollen in einem
sogenannten Maßnahmengesetz
geregelt werden. Die Kommis-
sion empfiehlt, dass der Bund
dafür 1,3 Milliarden Euro pro
Jahr über 20 Jahre ausgibt. Wie
die Deutsche Presse-Agentur
weiter berichtet, soll es darüber
hinaus einen Staatsvertrag ge-
ben, der auch für künftige
Bundesregierungen bindend ist.
Außerdem soll der Bund den
Ländern 700 Millionen Euro pro
Jahr zur Absicherung über
20 Jahre zur Verfügung stellen,
unabhängig von konkreten Pro-
jekten. Peter Entinger

Die Berliner Industrie- und
Handelskammer (IHK) hat
den jüngsten Ausbildungs-

lehrgang statistisch ausgewertet
und größere Probleme bei der
Motivation und in der Schulbil-
dung festgestellt. IHK-Mitglieds-
betriebe der Hauptstadt, die im
Sommer 2018 befragt wurden, be-
richteten am häufigsten über ei-
nen Mangel an Leistungsbereit-
schaft und Motivation (65,5 Pro-
zent). Fast genauso viele sahen
Mängel bei der Belastbarkeit der
Bewerber. 

Für viele Betriebe mittlerweile
ein Dauerthema ist die Klage über
die Schulbildung in Berlin. Fast
jedes zweite befragte Unterneh-
men (48,4 Prozent) gab an, die Be-
werber würden elementare Re-
chenfertigkeiten nicht genügend
beherrschen. 

Noch höher lag mit 59,5 Pro-
zent der Anteil der Unternehmen,
die über Probleme beim münd-
lichen und schriftlichen Aus -
drucks vermögen von Auszubil-
denden berichteten. Fast jeder
dritte Ausbildungsbetrieb in Ber-
lin versucht mittlerweile sogar,
die mangelhafte Schulbildung in
Deutsch und Mathematik durch
eigenen Nachhilfeunterricht aus-
zugleichen.

Die Ausbilder müssen aller-
dings auch bei der sozialen Kom-

petenz häufig Defizite feststellen.
Denn gut jeder zweite Betrieb sah
Disziplinprobleme, und jeder
dritte Ausbildungsbetrieb beklag-
te bei den Jugendlichen mangeln-
des Interesse und Aufgeschlos-
senheit. Auffallend hoch war mit
40,5 Prozent auch der Anteil der

Befragten, die schlechte Um-
gangsformen bei den Jugend-
lichen festgestellt haben.

Bereits im vergangenen Jahr
hatte die ungewöhnlich hohe
Quote von abgebrochenen Ausbil-
dungen für Aufsehen gesorgt. Für
das Jahr 2017 wurde die Abbre-
cher-Quote in der Hauptstadt mit

33,6 Prozent angegeben. Jeder
Dritte löste damit vorzeitig seinen
Ausbildungsvertrag auf. Berlin
schnitt dabei so schlecht ab wie
kein anderes Bundesland. 

Laut dem Berufsbildungsbe-
richt 2018 beendete deutschland-
weit im Schnitt jeder vierte Azubi
die Lehre nicht. Besonders hoch
ist der Anteil der Abbrecher bei
der Ausbildung von Köchen, Re-
staurantfachkräften, Friseuren
und Sicherheitsfachkräften. Fast
jeder zweite Auszubildende hört
bei diesen Berufen vor der Ab -
schluss prüfung auf. Unter fünf
Prozent lag dagegen die Abbre-
cherquote bei denjenigen, die ei-
ne Ausbildung zum Fachangestell-
ten in der Verwaltung angefangen
hatten. 

Die Berliner Unternehmen be-
mühen sich mittlerweile auch
verstärkt um Studienabbrecher,
damit sie Nachwuchs in hochqua-
lifizierten Berufen finden. Schon
jetzt ist der Anteil von Abiturien-
ten (40,2 Prozent) unter den 
Auszubildenden bemerkenswert
hoch. Trotz aller Bemühungen
fällt es der Wirtschaft in der deut-
schen Hauptstadt aber offenbar
schwer, alle offenen Ausbildungs-
plätze überhaupt zu besetzen. Im
vergangenen Jahr blieben fast 
elf Prozent der Plätze unbesetzt.

Norman Hanert

Azubis versagen
Schlechtes Zeugnis für das Bildungssystem in der Hauptstadt

Nach dem Atom die Kohle
Zu den Gesamtkosten des Ausstiegs verweigert Pofalla jede Aussage 

Die Schulden-Uhr:

Gesamtverschuldung:
1.928.522.001.360 €
Vorwoche: 1.928.578.909.866 €

Verschuldung pro Kopf:
23.265 €
Vorwoche: 23.266 €

(Dienstag, 5. Februar 2019, 
Zahlen: www.steuerzahler.de)

WI RTS C H A F T

Ein Mann in eigener Mission: Mark Zuckerberg bei der Facebook-Entwicklerkonferenz Bild: Ullstein

Ronald Pofalla Bild: StagiaireMGIMO Gibt sich Mühe: Berliner Azubi
bei Straßenarbeiten Bild: pa
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Zu den negativ besetzten
Begriffen gehört in der all -
gemeinen politischen

Sprachübung neben „Rassismus“
und „Sexismus“ auch „Nationa-
lismus“. Das Wort wird unbe küm -
mert und ohne eine Gewichtung
vorzunehmen verwendet für Er-
schein ungen wie eine rechtsextre-
me Staatsideologie bis hin zum Na-
tionalstaats prinzip. Dieses Prinzip
hat die europäische Aufklä rung
hervorgebracht und bestimmt seit -
her die politische Wirklichkeit weit
über Europa hinaus. Doch der Inter -
nationalismus hat sich aufgemacht, dem
ein Ende zu setzen. 

Das Instrument dafür ist in Europa die
Eu ro päische Union. Ihr Weg von der frü-
hen Gründung als eine Wirtschafts -
gemeinschaft geht
unbeirrt in die Rich -
tung eines transna-
tionalen Zentralstaa-
tes mit umfassender
Machtfülle. Wäre ein
Aufnah mekandidat
der EU in seinem In-
neren so organisiert wie die Gemein-
schaft selbst, so erfüllte er bei Weitem
nicht die offiziellen Aufnahmekriterien in
Sachen Demokratie und Rechtstaatlich-
keit.

Dessen ungeachtet wird der Weg weiter
beschritten. Dies geschieht im Wesent -
lichen dadurch, dass von den Einzel -
staaten immer mehr Zuständigkeiten an
die Zentrale abgegeben werden. Ganz of-
fen ist dabei die Rede von einem Trans fer
von Souveränität. Diese wird auf der Ebe-
ne der Nationalstaaten immer mehr als
deplatziert und nur dann als ge recht -
fertigt betrachtet, wenn sie in der Zentra -
le angesiedelt ist.

An diesem Punkt aber stellt sich die
Fra ge nach der Rechtfertigung staatlicher
Sou veränität. Als deren Träger wird in
den parlamentarischen und präsidialen
Demokratien des europäi schen Typus das
Volk verstanden, das Staatsvolk und nicht

etwa die Summe der Bewohner eines
Landes. Der Souverän sind also die
Staatsbürger in ihrer Ge samt heit, nie -
mand anders. Sie verkörpern den Staat
ebenso wie das Staatsgebiet und die
Staatsgewalt. Während aber Staatsvolk

und Staatsgebiet vor-
geordnet, das heißt:
ursprünglich vorhan-
den, sind, geht die
Staatsgewalt von ei-
nem dieser beiden
aus, nämlich dem
Staatsvolk.

Die Gesamtheit der Bürger delegiert in
einem festgelegten Prozess die Gewalt,
die sie verkörpert, an dazu bestallte Or ga -
ne, die dadurch legitimiert werden, die
Staatsgewalt im Auftrage des Staats volkes
zu exekutieren. Da aber das Staatsvolk
der Souverän ist, die Organe ihre Gewalt
nur verborgt haben, sind sie nicht be-
rechtigt, diese nach Belieben zu handha-
ben. Der Souverän bleibt immer der ober-
ste Herr, auch wenn sich das nur in den
zyklisch abgehaltenen Wahlen aus drückt. 

Wenn aber das Staatsvolk der Souverän
ist und die Organe, das heißt: Parlament,
Regierung und Justiz, diese Souveränität
nur im Auftrag verwalten, kann es nicht
rechtens sein, wenn eines von ihnen oder
alle drei gemeinsam diese entliehene
Souveränität weggeben. Man kann nichts
verschenken, was einem nicht gehört. Der
Verzicht auf die Souveränität durch
irgendjemanden anders als das Staats volk

in seiner Gesamtheit kommt einem
Staatsstreich gleich. 

Was sich im Zuge des seit vielen Jahren
anhaltenden „mehr Europa“ abspielt, ist
rechtswidrig. Niemand hat die Staats or -
gane dazu ermächtigt, den Souverän zu
entmündigen und sein erstes Recht, das
seiner politischen, rechtlichen und kul -
turellen Existenz, in fremde Hände zu ge-
ben. Dass dies dennoch nahezu ohne
Widerspruch geschehen kann, liegt darin
begründet, dass alle drei, Parlament, Reg -
ierung und Justiz, dabei zusammen ar -
beiten. Sollte in 100 Jahren ein Staatsphi-
losoph die Analyse der Ära Merkel vor-
nehmen, so wird er zu dem Ergebnis
kommen, dass die Kanzlerin sich neben
der Regierung, der sie ohne hin vorsteht,
auch das Parlament und schließlich die
Justiz in ihrer verfas sungsrechtlichen Di-
mension Untertan gemacht hat. Diese
Aufhebung der Ge waltenteilung hat die
Entmachtung des Souveräns ermöglicht,
ja sie war dafür die Voraussetzung. 

Ergänzend hierzu und quasi als Ein -
schub: In der EU-euphorischen Argu -
men tation ist immer nur die Rede davon,
dass Zuständigkeiten von Berlin sowie
den anderen europäischen Kapitalen aus
diesen oder jenen Grün den nach Brüs sel
verlagert werden müssten. Doch niemand
wirft einen genaueren Blick auf diesen
Vorgang. Dieser ist nämlich da durch ge-
kennzeichnet, dass den jeweili gen natio-
nalen Parlamen ten Rechte ent zogen, die-
se aber nicht etwa dem Euro päischen

Parlament zugeschlagen wer den, sondern
der Kommission. Die Macht verlagert
sich also nicht nur in die Zentrale, son-
dern auch dort an nur eine Stelle, sodass
die Konzentration eine doppelte ist. Auch
in diesem Zusammen hang erfolgt also ei-
ne im nationalen Be reich vorangegange-
ne Auflösung der Gewaltenteilung. Hier
aber tritt Lord Acton in Erinnerung mit
seinem Wort „Freiheit hängt von der Tei-
lung der Macht ab.“

Vom Bürger wird die Einschränkung
der Freiheit indes nicht in ihrer verfas-
sungs rechtlichen Erscheinungsform, son-
dern erst dann empfunden, wenn es um
die ur eigenen Belange geht. Gegenwärtig
aber geschieht ihre Abschaffung in der
Art des steten Trop-
fens, der den Stein
aus höhlt. Die Listen
von Eingriffen der EU
ins tägliche Leben
füllen Bände, von der
Quecksilberbirne bis
hin zum Verbot des
Begriffes „Marmelade“. Doch all diese
Beispiele sind jedes für sich zu gering,
um eine Bewegung auszulösen, und ihre
Gesamtheit hat noch nicht den Status ei-
ner kritischen Masse erreicht, jedenfalls
nicht in Deutschland.

Anders im europäischen Süden, wo die
Völker darüber erbittert sind, mit wel cher
Rücksichtlosigkeit aus ihrer Sicht Brüssel
im Verein mit Berlin den einst souverä-
nen Ländern ihre Finanzpolitik aufge-

drängt hat. Die Folgen waren
durchaus so, dass sie im täglichen
Leben nicht nur spürbar, sondern
schmerzlich sind, und seit dem
Zweiten Weltkrieg hat Deutschland
in weiten Teilen des euro päischen
Südens keinen so schlechten Na-
men gehabt wie derzeit. Zentrale
Ur sache dabei ist neben den ma -
teriellen Verlusten auch das Emp-
fin den der Ohn macht, des Ausge-
liefertseins durch den Verlust der
Souveränität, des Rechts, über Ei-
genes eigene Entscheid ungen zu

treffen. 
Hier wird neben dem staatsrechtlichen

ein weiterer Aspekt des Verlusts von Sou-
veränität angesprochen, nämlich der kul-
turelle. Die NATO-Länder, um es kurso-
risch zu umreißen, handeln nach der Ma-
xime, dass staatliches Handeln von ande-
ren, das nicht dem des Westens ent-
spricht, unter dessen Vorbehalt steht und
gegebenenfalls auch mit Waffenge walt
korrigiert werden muss. Diese Art einer
kulturellen Diktatur gibt es auch inner-
halb der EU, wie die Kluft zwi schen Nord
und Süd unmissverständlich ausweist. Sie
aber zeigt, dass kulturelle Zerwürf nis se
noch gefährlicher für eine Gesamtheit
sind als noch so schwere Belastungen

ma terieller Art. 
Mag sein, es führe

jemand ins Feld, dass
der Verzicht auf Sou-
veränität zu Jahr -
zehn ten des Friedens
in Europa geführt ha-
be. Gut – auch die

USA hatten lange keinen Bürgerkrieg
mehr. Doch beide, EU wie USA, tragen
ihr aggressives Potenzial nach außen – an
Friedlichkeit ist nichts gewonnen. Und
was den Ein fluss der EU in der Welt an-
geht, so wird dieser mit jedem Schritt der
Zentrali sierung kleiner. Mehrere Kraft-
zentren verschmelzen in der globalen
Wahrneh mung zu einem. Dieses aber ver-
gibt sei nen geringen Wert zugunsten ei-
ner kri tiklosen Bindung an die USA.

Die Kolumne: Zwei Publizisten reden Klartext.
Immer abwechselnd, immer ohne Scheuklappen
und immer exklusiv in der PAZ. Dem Zeitgeist

„Gegenwind“ gibt der konservative Streiter
Florian Stumfall. „Frei gedacht“ hat Deutschlands

berühmteste Querdenkerin Eva Herman.

Der Autor: Florian Stumfall ist ein christsoziales
Urgestein. Unter anderem war der 1943 geborene
promovierte Politikwissenschaftler ein Vierteljahr-
hundert lang Redakteur beim „Bayernkurier“. In
mehreren Büchern hat er das Zeitgeschehen aus

konservativer Weltsicht aufs Korn genommen.

Der Kontrast sticht ins Auge:
Mit Hans-Georg Maaßen

musste ein Verfassungsschutz-
chef gehen, nur weil er die Wahr-
heit gesagt hatte. Eine Wahrheit,
die öffentlich bekannt war. Nur
dass sie der Bundesregierung
nicht in den propagandistischen
Kram passte, die wahrheitswid-
rig über „Hetzjagden“ in Chem-
nitz fabuliert hatte. Die Vorwürfe
gegen Maaßen waren von vorn
bis hinten konstruiert. 

Dann geschah unter der Ver-
antwortung von Maaßen-Nach-
folger Thomas Haldenwang et-
was, das gerade einem Geheim-
dienst unter keinen Umständen
durchrutschen darf: Eine „Ver-

schlusssache − Nur für den
Dienstgebrauch“ fand den Weg
in die breite Öffentlichkeit,
nämlich das Papier zum „Prüf-
fall AfD“. Ein echter Skandal,
doch der Chef des Amtes gerät
nicht einmal ernsthaft unter po-
litischen Druck.

Es wird gemunkelt, dass Maa-
ßen nur abgelöst worden sei, um
das Schussfeld auf die AfD frei-
zubekommen. Und dass Hal-
denwang mit dem parteipoli-
tisch motivierten Auftrag losge-
schickt worden sei, das Feuer
auf die junge Partei zu eröffnen.
Der Kontrast zwischen dem
Umgang mit beiden bestärkt sol-
che Verdächtigungen. 

Also doch?
Von Hans Heckel

Uns ging’s ja gold
Von Harald Tews

Uns ging es viel zu gut in den
vergangenen Jahren. So gut,

dass wir die paradiesischen Zu-
stände im Land gar nicht mitbe-
kommen haben: Die Züge fahren
pünktlich, in Großstädten fühlt
man sich dank gestiegener Poli-
zeipräsenz sicher, jedes Straßen-
loch ist gestopft, die Schulen sind
in einem Topzustand, Schüler
können wieder rechnen und
schreiben, die Obdachlosen sind
von den Straßen verschwunden,
die Reallöhne und Renten stiegen
ins Unermessliche.

Es wäre zu schön, um wahr zu
sein. Das Gegenteil ist der Fall.
Komisch: Der Daueraufschwung,
den wir seit fast zehn Jahren er-
lebt haben, brachte gleichzeitig
nur Dauermiseren in der Bildung,
beim Verkehr, in der Armutsbe-
kämpfung, bei der Verteidigung
und bei den Sparern mit sich. Die
Finanzminister freuten sich Jahr
für Jahr über Steuerrekorde, hat-

ten mehr Geld, als sie ausgeben
konnten und hielten beim Haus-
halt stolz an der „schwarzen Null“
fest. Trotzdem kam von diesem
Geldsegen bei den Bürgern nicht
viel an. Die Steuermilliarden flos-
sen stattdessen in Euro-Rettungs-
fonds für kriselnde EU-Länder in
Hilfspakete für Zuwanderer oder
in den Verwaltungsapparat.

Goldene Zeiten sollen das ge-
wesen sein. Damit ist es nach An-
sicht von Konjunkturforschern ab
diesem Jahr vorbei. Der Auf-
schwung verliert an Fahrt, die Ex-
porte lassen nach, und bereits
jetzt muss Finanzminister Olaf
Scholz für die Etatplanung des
Bundes eine Finanzierungslücke
von 25 Milliarden Euro schließen. 

Von jetzt an kann es eigentlich
nur noch besser werden. Man hat
ja noch Hoffnung, dass sich die
Politik in Zeiten der Rezession auf
jene besinnt, auf die es ankommt:
auf die Menschen im Land.

Die Grenzen verschwimmen
Von Paul Hermann Winter

Wie tief das gewalttätige
linksextreme Milieu in
den Reihen der SPD

und der Grünen verankert ist,
führten die SPD-Abgeordneten
Uli Grötsch und Helge Lindth so-
wie die grüne Abgeordnete Irene
Mihalic kürzlich im Bundestag
eindrucksvoll vor. Anlässlich ei-
ner Debatte über den Antrag der
AfD, das Vorgehen gegen den
Linksextremismus zu verschär-
fen, lieferten sie sich einen regel-
rechten Wettstreit im Verleugnen,
Schönreden und Herunterspielen
des linken Terrors. 

Grötsch beharrte darauf, dass
sich der Vergleich von Linksex-
tremismus mit Rechtsextre-
mismus verbiete. SPD-Ministe-
rinnen hätten doch seit 2013 die
Mittel für den Kampf gegen den
Extremismus Jahr für Jahr aufge-
stockt. Ein platter Täuschungs-

versuch: Bekanntlich hatten sie
die erwähnten „Mittel“ nahezu
ausschließlich für den „Kampf ge-
gen rechts“ verbucht. Überdies
setzte die damalige Familienmini-
sterin Manuela
Schwesig (SPD)
das 2010 von ih-
rer Vorgängerin
Christina Schrö-
der (CDU) initi-
ierte Programm
gegen Linksex-
tremismus kurzerhand ab: Der
Linksextremismus sei ein „aufge-
bauschtes Problem“. Außerdem
beseitigte Schwesig die soge-
nannte Extremismusklausel, nach
der Initiativen und Organisatio-
nen, die gegen rechts „aufstehen“,
nur dann staatliche Gelder zu er-
halten hatten, wenn sie sich
schriftlich zur Verfassung be-
kannten. 

Mihalic warf der AfD vor, ihr
Antrag sei ein Sammelsurium von
Polemik und Halbwahrheiten.
Man habe sich doch bereits in Sa-
chen Chemnitz um das Thema Ex-

tremismus ge-
kümmert. Wie
zynisch und ver-
logen: Im Zu-
sammenhang mit
Chemnitz war
ausschl ießl ich
über den Rechts-

extremismus diskutiert worden
und über angebliche Hetzjagden,
die es nie gegeben hatte. 

Lindth schlug gar vor, die links-
extremen Straftaten anlässlich des
G20-Gipfels aus den Statistiken
„auszubuchen“. Dann würde man
sehen, dass der Linksextremismus
nicht das größere Problem als der
Rechtsextremismus sei. Eine Un-
verfrorenheit, die sprachlos macht.

Derlei dreiste Stellungnahmen
verwundern nicht. Schon in der
Vergangenheit war immer wieder
deutlich geworden, welche Unter-
stützung der Linksextremismus in
der SPD und bei den Grünen er-
hält – nicht zuletzt von Personen,
die im Bundestag oder gar auf den
Regierungsbänken sitzen. 2016
unterzeichneten zahlreiche Abge-
ordnete der SPD und der Grünen
einen verleumderischen Aufruf
gegen die AfD, welcher der Öffent-
lichkeit als „Aufstehen gegen Ras-
sismus“ verkauft wurde. Bekannte
Namen wie Eva Högl, Katarina
Barley, Cem Özdemir, Anton Hof-
reiter und Katrin Göring-Eckardt
standen hier in einer Reihe mit
linksextremen Organisationen wie
der verfassungsfeindlichen „Inter-
ventionstischen Linken“ – ein Im-
puls für die drastische Zunahme
linksextremer Gewalt. 

Lieferte sich mit
SPD-Politikern
einen 
regelrechten
Wettstreit im
Verleugnen,
Schönreden und
Herunterspielen
des linken 
Terrors: 
Die Grüne 
Irene Mihalic 

Bild: Imago

Linksextremes Milieu
Seite an Seite 

mit SPD und Grünen

Gegenwind

Die EU bedroht die 
Gewaltenteilung

Von FLORIAN STUMFALL

FO R U M
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Teures Blau und
Rosa in Basel

Basel − Ihre bis dato aufwendigste
und kostspieligste Ausstellung
widmet die Baseler Fondation
Beyeler aktuell dem frühen Picas-
so mit seiner Blauen und Rosa
Periode. Bis zum 26. Mai werden
80 meist nur sehr selten ausgelie-
hene Gemälde und Skulpturen
aus den Jahren von 1901 bis 1906
gezeigt. Viele dieser Werke zählen
zu den berühmtesten Meisterwer-
ken der Moderne und werden in
dieser Fülle an einem Ort wohl
kaum wieder zu sehen sein. Basel
und Picasso verbindet viel: 1967
ersteigerte die Stadt dank eines
Regierungsbeschlusses und einer
Volksabstimmung dessen Werke
„Arlequin assis“ und „Les deux
frères“. Als Anerkennung schenk-
te Picasso der Stadt damals gleich
vier weitere Werke. Internet:
www.fondationbeyeler.ch tws

Zum 100. Jubiläum der berühm-
ten Kunstschule „Das Bauhaus“
erinnert die ARD am Mittwoch an
den Kampf weiblicher Studenten
um künstlerische Gleichberechti-
gung.

Wer heute das Stichwort „Bau-
haus“ hört, dem fallen womöglich
Stühle aus Stahlrohr ein, die ele-
gant geschwungenen Corbusier-
Liegen, Häuser mit flachen
Dächern und strengen Formen,
Vorläufer heutiger Wolkenkratzer.
1919 wurde die avantgardistische
Hochschule, die Kunst und Hand-
werk verbinden und Möbel für
jedermann schaffen wollte, in
Weimar gegründet. 

Woran wohl niemand mehr
denkt, das ist die Leistung der
Frauen am Bauhaus. Als der
Architekt Walter Gropius die
Schule eröffnete, immatrikulier-
ten sich im merhin 500 Künstle-
rinnen – die Hälfte aller Studen-
ten. Der TV-Film „Lotte am Bau-
haus“, den die ARD am 13. Febru-
ar um 20.15 Uhr sendet, erinnert
an jene Kreativen, die dem Lok-
kruf einer freien künstlerischen
Gemeinschaft folgten und dann
doch an den Begrenzungen ihrer
Zeit scheiterten. Im Anschluss
folgt die Dokumentation „Die
Bauhaus-Frauen“.

Der Film „Lotte am Bauhaus“,
dessen Titel dem Thomas-Mann-
Roman „Lotte in Weimar“ ange-
lehnt ist, startet mit einer Gruppe
junger Menschen, die nackt durch
ein Wäldchen stürmen – Symbol
für die Freigeistigkeit, die die
Bauhäusler in dem nach dem
Ersten Weltkrieg geduckten Land
vermissen. 

Hinter der Hauptfigur Lotte
Brendel (Alicia von Rittberg), die
zusammen mit ihrem Freund Paul
Seligmann ein aufsehenerregen-
des Haus entwirft, verbirgt sich
die Bauhaus-Schülerin Alma
Buscher. Ihr Schicksal steht stell-
vertretend für die abgewürgten
Karrieren der Bauhaus-Frauen.
Denn so avantgardistisch kühn
der Zugriff auf Architektur und
Design der Schule auch sein
mochte – den Mitstudentinnen
wurde die freie Entfaltung ihrer
Talente verweigert.

„Das weibliche Element soll
nicht mehr als ein Drittel einneh-
men“, verkündete Gropius 1920.
Weil Frauen angeblich nicht drei-
dimensional sehen können, soll-
ten sie „in der Fläche“ arbeiten
und wurden in die Weberei abge-
schoben. Kolportiert wird ein
Bonmot des Malers und Bühnen-
bildners Oskar Schlemmer, des-
sen Bild von der „Bauhaus-Trep-
pe“ heute im New Yorker Mu -
seum of Modern Art hängt: „Wo

Wolle ist, ist auch ein Weib, und
sei es nur zum Zeitvertreib.“

Für Alma, die im Film Lotte
heißt, ist das ein Affront. Die
Tochter eines Tischlers will mit
dem ihr vertrauten Material ar -
beiten, kündigt den Job in der We -
berei „aus Gesundheitsgründen“
und besteht darauf, in die Holz-
werkstatt versetzt zu werden. Dort
kreiert sie ein Kinderzimmer, das
prompt Furore macht. 

Bisher wurden Kinderzimmer
mit ausgedienten Wohnzimmer-
Möbeln vollgestellt, Lotte entwirft
kindgerechte Allzweck-Möbel,
dazu ein Steckspiel in Form eines
Schiffes und Wurfpuppen, die
sich jedesmal neu formen, wenn
sie auf dem Boden landen. „Kin-

der sollen frei sein!“, so ihr
Wunsch.

Aber die Bauhaus-Frauen wur-
den kleingehalten – auch die
Weberinnen, die mit ihren unge-
wöhnlichen Entwürfen höchst
erfolgreich waren. Gunta Stölzl,
die die Klasse immerhin als „Mei-
sterin“ unterrichten durfte,
kämpfte lange um das gleiche
Gehalt und die gleichen Pensions-
ansprüche wie die männlichen
Kollegen – vergebens. 

Die Lorbeeren heimsten die
Männer ein. Der Konflikt wird im
Fernsehfilm mit dem Bau eines
Meisterhauses gezeigt, das von
Lotte entworfen, aber letztlich
vom Büro Gropius umgesetzt
wird. Frauen traut man die Bau-
leitung nicht zu. 

Alicia von Rittberg gibt ihrer
Lotte einen graziösen Charme,
der im Widerspruch steht zu
ihren burschikosen Mitstudentin-
nen wie etwa Friedl Dicker, die
die wilden Feste der Bauhäusler
in Männerkleidern feiert. Manch-
mal gerät das Bemühen, die Män-
nergesellschaft jener Zeit in all
ihrer Borniertheit zu zeigen, allzu
holzschnittartig. Dann verhandelt
etwa ein Interessent mit Lottes

Freund Paul und ignoriert hart-
näckig die eigentliche Architektin
Lotte, die sich immer wieder ver-
geblich zu Wort melden will. 

Was die Männer am Bauhaus
ihren Mitbewerberinnen genauso
wenig zugestehen wollten wie
Augenhöhe war die Rolle der
Mutter. „Das widersprach dem
damals herrschenden Geniekult“,
analysiert die Kunsthistorikerin
Anja Baumhoff in der anschlie-
ßenden Dokumentation.

Das Bauhaus, dieser Hort von
Aufbruch und Freigeistigkeit, zog
1925 nach Dessau um. Dort baute
Gropius seine lichtdurchflutete
Hochschule mit genau den Mate-
rialen Stahl und Beton, wie sie
heute noch verwendet werden.
Dort entstanden auch die soge-
nannten „Meisterhäuser“, die auf
Vorgärten und Blumenrabatten
verzichteten und sich in ein lich-
tes Kiefernwäldchen einfügten. In
den Vorzeigehäusern lebte, wer
am Bauhaus Rang und Namen
hatte: Lyonel Feininger, Georg
Muche, Wassily Kandinsky, Paul
Klee und Ludwig Mies van der
Rohe. 

1932 wurde das Bauhaus in
Dessau von den Nationalsoziali-

sten zerschlagen. Avantgarde und
Freigeistigkeit waren tot, viele
Werke von Bauhaus-Protagoni-
sten wie Feininger wurden 1937
in der Ausstellung „Entartete
Kunst“ gezeigt. 

Und die Bauhaus-Frauen? Lotte
Brendel alias Alma Buscher, die
den Schauspieler Siedhoff gehei-
ratet hatte und Mutter zweier Kin-
der wurde, verließ das Bauhaus.
1944 starb sie in der Nähe von
Frankfurt bei einem Bombenan-
griff.

Marianne Brandt, deren kühnes
Lampen- und Geschirr-Design zu
den Ikonen der Bewegung zählte,
ging nach Chemnitz und arbeitete
dort in einem VEW-Betrieb.
Gunta Stölzl zog 1931 in die
Schweiz, wo sie eine eigene
Handweberei betrieb. 

Tragisch endete die vielseitig
begabte Friedl Dicker, deren
Arbeiten selbst Gropius einst als
„die allerbesten des Instituts“
gelobt hatte. Zunächst nach Prag
geflüchtet, folgte sie ihrem jüdi-
schen Mann nach Theresienstadt.
Dort gab sie Kindern Mal- und
Zeichenunterricht. Als ihr Mann
nach Auschwitz deportiert wurde,
folgte sie ihm und wurde einen
Tag nach ihrer Ankunft ermordet.
Ihr Mann überlebte die Deporta-
tion. Die von Friedl Dicker ver-
steckten Kinderzeichnungen wur-
den nach 1945 in einem Koffer
zusammen mit ihren Skizzen und
Zeichnungen gefunden und in
den folgenden Jahren an vielen
Orten der Welt gezeigt. 

Auch die Ideen des Bauhauses
überlebten die NS-Herrschaft und
wurden nicht zuletzt durch die
internationalen Studenten nach
Kriegsende in die Welt hinausge-
tragen. László Moholy-Nagy leite-
te später eine Designschule in
Chicago, in Tel Aviv entstand frei
nach den Vorgaben des Bauhau-
ses ein ganzer Ortsteil, genannt
die „Weiße Stadt“. Anne Martin

P.S.: Das ZDF feiert das Bauhaus-
Jubiläum mit der sechsteiligen
Serie „Die neue Zeit.“ August
Diehl spielt Walter Gropius, Anna
Maria Mühe eine seiner Studen-
tinnen. Die Ausstrahlung ist für
den Herbst geplant.

Lotte die Baumeisterin
Gleichberechtigung als TV-Sendungsbewusstsein – Die ARD erinnert an die ersten Bauhaus-Frauen 

Architektur-Pionierin: Lotte (Alicia von Rittberg) präsentiert ihr schlichtes Modell einer Villa

Palermo auf Sizilien verlän-
gert sein Jahr als Kultur-
hauptstadt Italiens über

2018 hinaus mit einer eindrucks-
vollen Persiflage auf die Politik.
Der Nachschlag mit dem Titel
„Pyongyang Rhapsody – The
Summit of Love“ – Der Liebes-
Gipfel – befindet sich in der Halle
eines ehemaligen Gewerbege-
biets, das heute als Cantieri Cul-
turali alla Zisa kulturell genutzt
wird. Auf dem einstigen Fabrikge-
lände befindet sich auch das
deutsche Goethe-Institut. 

Das historische Treffen zwi-
schen US-Präsident Donald
Trump und Nordkoreas oberstem
Führer Kim Jong-un am 12. Juni
2018 in Singapur war eines der
überraschendsten und wichtig-
sten politischen Ereignisse des
vergangenen Jahres. Sieben Mo -
nate später wird die Abrüstungs-
vereinbarung beider Länder in
Palermo auf ihre Art gefeiert: Die
Künstler Max Papeschi und Max
Ferrigno haben das Treffen der
beiden Führer als Konfrontation
von grotesken Über-Ichs auf eine
surreale Bühne gestellt.

Papeschi, der 1970 in Mailand
geborene Digitalkünstler, ist kein
Unbekannter. Nach Erfahrungen
als Autor sowie Theater- und

Fernsehregisseur wandte er sich
Ende 2008 der zeitgenössischen
Kunst zu. Bereits 2016 parodierte
er in Zusammenarbeit mit Amne-
sty International durch multime-
diale Installationen den koreani-
schen Führer. 

Ferrigno, der 1977 in Casale
Monferrato im Piemont geborene
Acrylmaler, war Innenarchitekt
und Dekorateur, bis er zum Pop-

surrealisten wurde und mit Kin-
derfiguren die Welt der Erwachse-
nen wachrüttelte. 

Führen die Künstler auf der
einen Seite Kim Jong-un als heili-
ge Kali, eine hinduistische Göttin
des Todes und der Zerstörung,
vor, so ist auf der anderen Seite
Trump als Gott Ra des Geldes zu
sehen. Ruft Trump rechts ein
Monopoly mit der Bezeichnung
Nordkorea auf, antwortet ihm das

Gänsespiel um Trumps Amerika.
Wirft Nordkorea das Parfum „Kim
Poison“ (Kims Gift) auf den
Markt, hält Trump mit „Gold Per-
fume“ dagegen.

Unübertrefflich ist die geniale
Verwandlung zweier weltbekann-
ter Meisterwerke. In Leonardo da
Vincis „Letztem Abendmahl“
wird Jesus durch Trump ersetzt.
Von allen verlassen mutterseele-
nallein am Abendmahlstisch, fin-
det sich der „allmächtige“ Präsi-
dent in einer kosmischen Leere
wieder. In Botticellis Meisterwerk
„Geburt der Venus“ nimmt Kim
die Stelle der römischen Liebes-
göttin auf der Muschel ein, nur
umgeben von Klonen seines
Schülers, des Basketballspielers
Dennis Rodman. Die Ironie in den
beiden verfremdeten Bildern
macht den als Realität gepriese-
nen Frieden besonders nach -
drücklich zur Farce. Oder können
sie ihn retten? Helga Schnehagen

„Pyongyang Rhapsody – The
Summit of Love“ läuft bis 
24. März im ZAC – Cantieri Cul-
turali della Zisa, Museum für
Moderne Kunst, Via Paolo Gili 4,
I-90138 Palermo/Sizilien, geöff-
net Diens tag bis Sonntag 9.30 bis
18.30 Uhr, Eintritt frei.

Auch ohne Facebook oder
Twitter ließen sich einst

erfolgreich Kontakte knüpfen. Die
vor 150 Jahren geborene Else
Lasker-Schüler war solch eine
engagierte Netzwerkerin, die in
der Berliner Bohème des frühen
20. Jahrhunderts Gott und die
Welt kannte. Mit Russenkittel und
unechten Klunkern in den Kaffee-
häusern dichtend, inszenierte
sich die in erster Ehe mit dem
älteren Bruder des ostpreußi-
schen und bislang einzigen deut-
schen Schachweltmeisters Ema-
nuel Lasker verheiratete Dichterin
als exzentrischer Pausenclown,
von dem alle sprachen.

Wer sie persönlich kannte, lobte
ihre Werke über den blauen Klee.
Gottfried Benn, in den sie verliebt
war, bezeichnete sie als „größte
Lyrikerin, die Deutschland je
hatte“. Franz Kafka, der ihr nie
begegnet war, schrieb hingegen:
„Ich kann ihre Gedichte nicht lei-
den, ich fühle bei ihnen nichts als
Langweile über ihre Leere und
Widerwillen we gen des künst-
lichen Aufwandes. Auch ihre
Prosa ist mir lästig.“

Die Künstlerfreunde haben
Lasker-Schüler, die am 11. Febru-
ar 1869 in Wuppertal als Tochter
eines jüdischen Bankiers geboren

wurde, als bedeutende Vertreterin
des literarischen Expressionismus
aufs Podest gehoben. Das Netz-
werken mit Künstlergrößen wie
Karl Kraus, Georg Trakl, Oskar
Kokoschka, Alfred Döblin, Ernst
Toller oder dem Maler Franz
Marc, dessen Tod im Ersten Welt-
krieg sie 1919 in dem Briefroman
„Der Malik“ in märchenhaft-
orientalischer Maskierung thema-
tisierte, hatte, wenn auch nicht zu
finanziellen Bucherfolgen, so
doch zu dauerhaftem Ruhm ihrer
Person geführt. 1932 erhielt sie
als letzte Dichterin den Kleist-
Preis, ehe dieser von den Natio-
nalsozialisten abgeschafft wurde.

Durch den Kult ihrer Person,
den sie durch karnevaleske
Kostümierungen förderte, hat
man möglicherweise lange Zeit

ihre Werke überschätzt. Heute
kämpfen sie gegen das Vergessen
an. Von ihren Gedichten, die sie
in Lyrikbänden wie „Styx“ (1902),
„Hebräische Balladen“ (1913)
oder „Mein blaues Klavier“ (1943)
veröffentlichte, ist kaum ein be -
kanntes dabei. Von ihren drei Dra-
men hat sich allenfalls das mund-
artliche Schauspiel „Die Wupper“
über die Arbeiterwelt ihrer
Geburtsstadt in den Theaterre-
pertoires erhalten.

Trotzdem pflegt Wuppertal tap-
fer das Erbe der am 22. Januar
1945 in Jerusalem gestorbenen
Dichterin. Es gibt dort eine Else-
Lasker-Schüler-Gesellschaft, die
dortige Universität gibt eine Kriti-
sche Ausgabe ihrer Werke und
Briefe heraus (erschienen im Jüdi-
schen Verlag bei Suhrkamp) und
seit 1989 erinnert ein Denkmal an
die Dichterin. Weiterhin vergibt
das Pfalztheater Kaiserslautern
den nach Lasker-Schüler benann-
ten höchstdotierten Dramatiker-
preis des Landes.

Der Name wird noch lange blei-
ben. Um aber Werbung für die
Werke von Lasker-Schüler zu ma -
chen hilft allenfalls eine moderne
Netzwerkoffensive via Twitter
oder Facebook. Doch danach sieht
es nicht aus. Harald Tews

Der Letzte beim Abendmahl:
Trump fühlt sich verraten

SPK ist auf 
dem Prüfstand

Berlin − Kulturstaatsministerin
Monika Grütters hat Befürchtun-
gen zurückgewiesen, die Evaluie-
rung der Stiftung Preußischer
Kulturbesitz (SPK) könne auf
deren Zerschlagung hinauslaufen.
Diese gelegentliche Darstellung in
den Medien entspreche nicht den
Tatsachen, sagte Grütters. Da 
60 Jahre nach Gründung der SPK
eine Neubewertung der inhalt-
lichen Arbeit und der Strukturen
nötig sei, soll eine Strukturevalua-
tion durch den Deutschen Wis-
senschaftsrat bis zum Sommer
2020 die gesamte Institution auf
den Prüfstand stellen. Auch SPK-
Präsident Hermann Parzinger,
dem in diesen Tagen die renom-
mierte Marsilius-Medaille der
Universität Heidelberg verliehen
wurde, bezeichnete Spekulatio-
nen über eine Zerschlagung der
Preußen-Stiftung als „absurd“. Es
gehe einzig darum, die Arbeit der
einzelnen Museen, Sammlungen
und Institutionen innerhalb der
SPK besser miteinander zu ver-
binden, beispielsweise durch eine
verstärkte Digitalisierung. tws
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Literaturtipps

Jörg Aufenanger: „Else Lasker-
Schüler in Berlin“, be.bra Ver-
lag, Berlin 2019, 208 Seiten, 20
Euro; Ulrike Schrader: „Ver-
zauberte Heimat: Else Lasker-
Schüler und Wuppertal“, Peter
Hammer Verlag, Wuppertal
2019, 132 Seiten, 22 Euro.

Über-Trump und Unter-Kim
Palermo feiert USA/Nordkorea-Abkommen auf sizilianische »Art«

Dichtende Netzwerkerin
Wuppertals große Phantastin Else Lasker-Schüler
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Wie »Ostpolen« zu Polen kam
Vor 100 Jahren begann der Polnisch-Sowjetische Krieg, der mit der polnischen Annexion nichtpolnischer Gebiete endete

Die sogenannte Westverschiebung
Polens auf Kosten Deutschlands
nach dem Ende des Zweiten Welt-
krieges wurde von den Sieger-
mächten damit gerechtfertigt,
dass Polen für den Verlust seiner
Ostgebiete an die UdSSR entschä-
digt werden müsse. Dabei handel-
te es sich bei „Ostpolen“ lediglich
um ein mehrheitlich von Nicht-
Polen bewohntes Raubgut aus
dem Polnisch-Sowjetischen Krieg,
der vor 100 Jahren begann.

Um das Ende des Ersten Welt-
krieges entstanden durch die
Niederlage des Deutschen Rei-
ches, den teilweisen Zerfall des
Zarenreiches und den Untergang
von Österreich-Ungarn diverse
neue Nationalstaaten in Ost-
mitteleuropa, darunter auch die
Zweite Polnische Republik, die
sich am 7. Oktober 1918 formell
für unabhängig erklärte. Aller-
dings blieben die genauen Gren-
zen Zwischenkriegspolens zu-
nächst noch undefiniert bezie-
hungsweise umstritten. Letzteres
galt insbesondere für die Grenze
zum Sowjetstaat. 

Gemäß dem Selbstbestim-
mungsrecht der Völker hätte der
polnische Nationalstaat dort en-
den müssen, wo keine ethnische
polnische Mehrheit mehr existier-
te. Das entsprach aber nicht dem
Interesse des im März 1920 zum
Marschall erhobenen Józef
Piłsudski, seit Ende 1918 unbe-
strittener Führer des polnischen
Staates und Oberkommandieren-
der von dessen Streitkräften. Der
wollte die Wiederherstellung des
Zustandes vor den sogenannten
drei Teilungen Polens in den Jah-
ren 1772, 1793 und 1795 bezie-
hungsweise die Restaurierung des
Imperiums der Jagellionen oder
der Adelsrepublik Polen-Litauen,
beides multi ethnische mittel- und
osteuropäische Großmächte wäh-
rend des 15. bis 18. Jahrhunderts.

Das Ganze sollte in der zeitgemä-
ßeren Form einer slawischen Kon-
föderation namens „Miedzymor-
ze“ (Zwischenmeer) geschehen,
deren Territorium von der Ostsee
bis zum Schwarzen Meer reichen
und Polen die Möglichkeit bieten
sollte, Hegemonialmacht im Raum

zwischen dem Deutschen Reich
und Russland zu werden. 

Bei diesem Bestreben genossen
Piłsudski und dessen Unterstützer
die weitgehende Rückendeckung
Frankreichs, das einen westmäch-
tefreundlichen sogenannten Cor-
don sanitaire befürwortete. Dieses
Isolationsgebiet zur Eindämmung

von Seuchen, das bedeutet „Cor-
don sanitaire“ nämlich eigentlich,
sollte eine Nachbarschaft Deutsch-
lands und des Sowjetstaats und da-
mit eine enge, nachbarschaftliche,
unkontrollierte Zusammenarbeit
zwischen den Parias ebenso ver-
hindern wie ein Übergreifen der

bolschewistischen Revolution vom
Sowjetstaat auf Mittel- und West-
europa. Daraus resultierte später
unter anderem die Entsendung
von Militärberatern nach War-
schau, zu denen auch ein Haupt-
mann Charles de Gaulle gehörte.

Im Gegensatz zu Polen, das die
Sympathie der Westmächte im All-

gemeinen und Frankreichs im Be-
sonderen genoss, standen die Bol-
schewisten Anfang 1919 mit dem
Rücken zur Wand. Die Rote Armee
war zwar zahlenmäßig imponie-
rend, aber schlecht ausgerüstet
und ausgebildet. Und sie befand
sich in einem erbitterten Kampf

gegen mehrere Armeen der Wei-
ßen, die mit Unterstützung der
Westmächte die Bolschewiki von
der Macht zu verdrängen suchten. 

Die Gunst der Stunde bezie-
hungsweise die Schwäche des
Nachbarn nutzte Piłsudski, um
seine Pläne mit militärischen Mit-
teln in die Realität umzusetzen.

Vom 14. bis zum 16. Februar 1919
kam es nahe dem weißrussischen
Dorf Bjarosa zu Feuergefechten
zwischen polnischen und sowjeti-
schen Einheiten in Kompaniestär-
ke. Den ersten bewaffneten Aus-
einandersetzungen mit Sowjet-
russland im Februar 1919 folgte
bis Ende April des gleichen Jahres
die Besetzung Wilnas, der Haupt-
stadt der Litauisch–Weißrussi-
schen Sozialistischen Sow jet -
republik. Dann hielt Piłsudski in-
ne, um abzuwarten, dass sich Bol-
schewiki und Weiße endgültig
gegenseitig zerfleischen.

Währenddessen tagte die Pari-
ser Friedenskonferenz, in deren
Verlauf die Westalliierten am
8. Dezember 1919 die Curzon-Li-
nie als vorläufige Demarkationsli-
nie zwischen Polen und Sowjet-
russland festlegten. Die nach dem
damaligen britischen Außenmini-
ster George Curzon benannte Li-
nie markierte die ungefähre Ost-
grenze des Gebietes mit einer pol-
nischsprachigen Mehrheitsbevöl-
kerung und entsprach weitgehend
der heutigen polnischen Ostgren-
ze. Das lief jedoch den Groß -
macht ambitionen Warschaus zu-
wider. 

Deshalb startete Polen im April
1920 seine nächste Offensive über
die Curzon-Linie hinaus, in deren
Verlauf die Truppen Piłsudskis
kurz darauf in der ukrainischen
Hauptstadt Kiew einmarschierten.
Allerdings unternahm die Rote Ar-
mee schon am 15. Mai 1920 einen
massiven Gegenangriff. Der führte
sie im August bis auf 100 Kilome-
ter an Warschau heran, sodass die
Niederlage Polens unmittelbar be-
vorzustehen schien. In dieser Situ-
ation ereignete sich das sogenann-
te Wunder an der Weichsel. Polen
konnte den Krieg unerwarteter-
weise zu seinen Gunsten wenden,
weil der sowjetische Offensivplan
grob fehlerhaft und die westalliier-
te Militärhilfe massiv war. An-

schließend stieß die polnische Ar-
mee erneut weit nach Osten vor
und rückte unter anderem in die
weißrussische Hauptstadt Minsk
ein; ebenso wurde Wilna noch-
mals besetzt.

Der Krieg endete am 18. März
1921 mit dem Vertrag von Riga,
der sehr zum Nachteil des ge-
schwächten Sowjetstaats ausfiel.
So sah das Friedensabkommen ne-
ben der Zahlung von 30 Millionen
Goldrubel Kriegsentschädigung
an Warschau eine deutliche Ver-
schiebung der polnisch-sowjeti-
schen Grenze mit einer Auswei-
tung des polnischen Staatsgeietes
um 180000 Quadratkilometer auf
Kosten Moskaus vor. Die neue
Grenze lag nun bis zu 250 Kilome-
ter östlich der Curzon-Linie und
der Volkstumsgrenze. Das bedeu-
tete, dass sich die polnische
Bevölkerung in den von Piłsudski
annektierten Gebieten in der Min-
derheit befand. Letztlich machten
die Polen im gesamten neuen
„Ostpolen“ weniger als zehn Pro-
zent der Bevölkerung aus. Deshalb
zählte die Polnische Republik nun
zwar 27 Millionen Einwohner, von
denen aber lediglich 19 Millionen
ethnische Polen waren. 

Vor diesem Hintergrund hätte
Polen nach dem Ende des Zweiten
Weltkriegs überhaupt keine „Kom-
pensationen im Westen“ für seine
„Gebietsverluste im Osten“ zuge-
standen, als Stalin die 1939 von
der Roten Armee besetzten „polni-
schen“ Gebiete östlich der Cur-
zon-Linie mit Billigung der West-
alliierten der Sowjetunion einver-
leibte. Schließlich war „Ostpolen“
nicht einmal zwei Jahrzehnte lang
Teil der Zweiten Polnischen Repu-
blik gewesen – und das auch nur
im Ergebnis eines ebenso brutalen
wie niederträchtigen Angriffs-
kriegs und unter Verletzung des
Selbstbestimmungsrechtes unzäh-
liger Weißrussen, Litauer, Ukrai-
ner. Wolfgang Kaufmann
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Der „neue Kollege“, den die
Polizeidirektion Düssel-
dorf vor 60 Jahren einem

staunenden Publikum vorstellte,
sah gewöhnungsbedürftig aus. Er
hatte drei Beine und ein großes
rundes Auge, das stur geradeaus
blickte. Das Radargerät VRG 2 von
Telefunken sollte Raser das
Fürchten lehren und Deutsch-
lands Straßen sicherer machen.
Am 15. Februar 1959 wurde zum
ersten Mal geblitzt. 

Arglose Autofahrer wunderten
sich über das seltsame Ding, das
da am Rand der Straße von Düs-
seldorf nach Ratingen stand. Der
Blitzer hatte seinen Spitznamen
schnell weg: „Starenkasten“, weil
er der Nisthilfe für den schwarzen
Zugvogel ähnlich sah. Das VGR 2
kostete 20000 D-Mark und erwies
sich als Goldesel für die Kommu-
nen. Geblitzt wurde in den ersten
Jahren die Rückfront mit dem
Nummernschild. Die Fahrer merk-
ten oft nichts von der Attacke und
sprachen von Heimtücke. Das Ma-
gazin „Der Spiegel“ schrieb unter
dem Titel „Heimlich von hinten“:
„Die Rolle der Wegelagerer und
Raubritter vergangener Zeiten als
Bürgerschreck auf deutschen Stra-
ßen wird heute von der Polizei
wahrgenommen.“ Die „Rheinische
Post“ zeigte sich dagegen von der
Technik schwer beeindruckt: „Un-
abhängig von den Beleuchtungs-
verhältnissen werden Wagen,
Kennzeichen, Geschwindigkeits-
anzeige und Verkehrssituation un-
ter Ausschaltung aller mensch-
lichen Fehlerquellen festgehalten.“

Geschwindigkeitskontrollen wa-
ren bis zur Entwicklung der Ra-
dargeräte ein mühevolles und per-
sonalintensives Unterfangen. Zwei
Polizisten maßen das Tempo des
Autos mit Hilfe von Stoppuhren.
Der in den Wirtschaftswunderjah-
ren rasant zunehmende Verkehr
mit zahlreichen Unfällen und Ver-
letzten – Ursache war vor allem zu
schnelles Fahren – erforderte eine
effektivere Methode. Schon 1951
stellte der damalige Verkehrsmini-
ster Hans Christoph Seebohm
hinsichtlich Rasern fest: „Wir müs-
sen in der Lage sein, derartige
Schädlinge, die ständig Unfallge-
fahr für sauber fahrende Men-
schen heraufbeschwören, aus dem
Verkehr auszumerzen.“ Der
ADAC-Verkehrsexperte Professor
Ernst Fauner hielt dagegen:
„... aber es ist eben praktisch doch
sehr schwer, einen Mann, der als
Verkehrssünder betrachtet werden
muss, rechtzeitig zur Strecke zu
bringen. Wie sollte man das ma-
chen? Das könnte doch wohl nur
mit einem ungeheuren finanziel-
len Aufwand, mit Einsatz von Ka-
meras und Filmapparaten und
dergleichen geschehen.“

Was der Experte für unmöglich
hielt, wurde bald Realität. Die
Presse druckte alarmierende Zah-
len. 1955 starben fast 12000 Men-
schen bei Verkehrsunfällen. Zum
Vergleich: 2015 waren es 3475.
Mit Hochdruck wurde bei Tele-
funken am Prototyp VGR 1 gear-
beitet. 1957 hatte er alle Tests be-
standen, genau rechtzeitig, um als
VGR 2 in Serie zu gehen, denn im

September desselben Jahres wur-
de Tempo 50 in Ortschaften einge-
führt. Noch schlimmer kam es am
1. Januar 1958 für alle Freunde des
zu schnellen Fahrens. Das Ver-
kehrszentralregister in Flensburg,
im Volksmund „Verkehrssünder-
kartei“ genannt, nahm seinen
Dienst auf. Die Anschaffung von
Blitzern machte sich meist schon

nach kurzer Zeit bezahlt. Sie füll-
ten die Stadt- und Gemeindekas-
sen mit Millionen Mark aus Buß-
geldern. Zusätzlich vergaben die
Mitarbeiter des Flensburger Am-
tes gleich im ersten Jahr Straf-
punkte für 800000 Verstöße.

Der Starenkasten war von An-
fang an verhasst. Er wurde be-
schmiert, mit Folie geblendet oder
umgehauen. Uneinsichtige be-

zweifelten die Richtigkeit der
Messungen. Tatsächlich war die
Technik noch nicht ausgereift. In
den Anfangsjahren traf der Blitzer
auch mal Unschuldige wie ein ga-
loppierendes Pony, eine Taube im
Tiefflug und eine Kutsche mit dem
Weihnachtsmann. Gemeinte Ziel-
objekte waren dahinter oder auf
der Überholspur fahrende Autos.

Foppen ließ sich die Polizei aber
nicht. In der Sammlung Kurioses
findet sich das Foto eines Ham-
burger Mofafahrers, der dem Ra-
dargerät die Zunge herausstreckte,
er stand dabei auf dem Sitz. Der
Spaß kostete ihn 175 Euro, drei
Punkte in Flensburg und zwei Mo-
nate Führerscheinentzug. Selfies
vom nackten Popo des Beifahrers
nahmen die auswertenden Beam-

ten mit Humor, bestraft wurde nur
der Fahrer. 

Das VGR 2 ist längst vom Fort-
schritt überholt. Hochtechnologie-
Blitzer arbeiten mit Lidar (light
detection and ranging). Laser-
strahlen nehmen die vorbeifah-
renden Autos ins Visier. Die Lidar-
Technologie steckt in dem Poli-
scan Speed Tower, das sind die

schwarzgrauen Säulen, die arglose
Autofahrer zunächst für Kunstob-
jekte zur Verschönerung des öden
Straßenbilds hielten. Eine auf dem
Mittelstreifen platzierte Säule –
Anschaffungskosten 100000 Euro
– kann den Verkehr auf drei Fahr-
bahnen im Auge behalten und Ge-
schwindigkeiten von zehn bis
250 Kilometern pro Stunde mes-
sen. „Blitzeralleen“ aus mehreren

Geräten erwischen Fahrer, die
nicht ahnen, dass hinter der Säule
vor der Säule ist. Der Poliscan
Speed Tower der Firma Vitronic
ist ein Erfolgsmodell, das in aller
Welt Abnehmer findet. Heimlich
von vorn sendet der Traffi Star
Blitze im Infrarotbereich aus, die
das menschliche Auge nicht wahr-
nehmen kann. Der Geräteherstel-
ler Robot Vision preist ihn als
„sanften Blitzer“ an. Die hübschen
Fotos gibt es trotzdem.

Auch die Superblitzer sind nicht
unfehlbar. Falsche Messergebnisse
zu beweisen ist aber schwer. An-
waltskanzleien bieten im Internet
ihre Hilfe an. Verkehrsrechtsex-
perten raten, nur dann vor Gericht
zu ziehen, wenn ein Führer-
scheinentzug droht und der Ver-
lust des „Lappens“ schwerwiegen-
de Folgen hätte. 

Die sicherste Möglichkeit, nicht
vom Blitz getroffen zu werden, ist
das Tempolimit einzuhalten. Und
die einzig legale. Radarwarner
sind laut Straßenverkehrsordnung
verboten. In Paragraph 23 Ab-
satz 1b heißt es: „Wer ein Fahrzeug
führt, darf ein technisches Gerät
nicht betreiben oder betriebsbe-
reit mitführen, das dafür bestimmt
ist, Verkehrsüberwachungsmaß-
nahmen anzuzeigen oder zu stö-
ren.“ Das gilt nicht nur für eigens
installierte Pieper, sondern auch
für Navis mit Warnfunktion und
Mobiltelefone mit entsprechender
App. Verboten ist nicht die Nut-
zung der Geräte selbst, aber die
der installierten Software.

Klaus J. Groth

»Blitzer« haben ein einnehmendes Wesen
Seit 60 Jahren machen Radarfallen Jagd auf Temposünder

Von Polen in der Zwischenkreigszeit erobert und nach dem Hitler-Stalin-Pakt wieder verloren: Das
mehrheitlich von Nichtpolen bewohnte „Ostpolen“ (braun) Bild: FronterasDePolonia19201947.svg: Rowanwindwhistler

Der Leiter des
Deutschen Polizei-
museums im
westfälischen
Salzkotten, Felix
Hoffmann, de-
monstriert in zeit-
genössischer Uni-
form die Handha-
bung: 
Das Radargerät
VRG 2 von Tele-
funken, mit dem
alles anfing

Bild: pa
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Unumstrittenes Symbol der Franzosen
Vor 225 Jahren wurde die blau-weiß-rote Trikolore zur französischen Nationalflagge

Vor Weihnachten hatten wir
auf besondere Veranlassung
J. hier; er rapsodierte genau

1½ Stunden in unserer Aula von
Siegfrieds Abschied zur Jagd bis in-
klusive zu seinem Tode; und ich
hörte das denn an. Aber, Gott stehe
mir in Gnaden bei! Was ist das für
elendes Zeug!“ So steht es in einem
Brief an Gottfried Keller aus dem
Jahre 1879. Der hier so vernichtend
urteilte, war kein Geringerer als
Theodor Storm, der arg gescholte-
ne „J.“ war Wilhelm Jordan, fast
gleichaltrig und ebenfalls Dichter. 

Damit erschöpfen sich die Ge-
meinsamkeiten aber nicht. Beide
stammten aus wohlsituierten bür-
gerlichen Häusern, durchliefen ei-
ne profunde universitäre Ausbil-
dung. Beide waren Korpsstudenten.
Beide gaben ihre eigentlichen Be-
rufe zugunsten einer literarischen
Karriere auf. Und, wichtiger noch,
im Gravitationsfeld nationaler und
demokratischer Bestrebungen in
der Mitte des 19. Jahrhunderts han-
delte sich der eine (Jordan) eine
Ausweisung aus Sachsen ein, der
andere (Storm) ein Berufsverbot.
Während jedoch Storms Biografie
hinlänglich bekannt ist, ist der Wer-
degang des Ostpreußen Jordan
heute weitgehend vergessen.

Carl Friedrich Wilhelm Jordan
erblickte am 8. Februar 1819 in

Insterburg das Licht der Welt. Der
Sohn des Rektors und späteren
Pfarrers in Gumbinnen Karl August
Jordan besuchte die Gymnasien in
Gumbinnen und Tilsit. 1839 ging er
nach Königsberg, um dort Theolo-
gie, Philosophie und Naturwissen-
schaften zu studieren. Ebendort
promovierte er 1842 zum Dr. phil.
Den Wunsch des Vaters, eine theo-
logische Profession zu ergreifen, er-
füllte Wilhelm Jordan nicht. Statt-
dessen wählte er den Beruf des
Schriftstellers. Fortan lebte er in

Berlin, dann in Leipzig, wo er 1846
ausgewiesen wurde, und in Bre-
men. Er arbeitete als freier Autor
und Korrespondent. 1848 wurde
der Insterburger als Abgeordneter
Freienwaldes in die Deutsche Na-
tionalversammlung gewählt. Poli-
tisch neigte er dem Liberalismus
altpreußischer Prägung zu, als Mit-
glied der Paulskirchenversamm-
lung schloss er sich jedoch später
der Partei Heinrich von Gagerns
und dem Zentrum an. Jordan war
vehementer Befürworter der soge-

nannten kleindeutschen Lösung
unter Führung Preußens und Aus-
schluss der Habsburgermonarchie,
eine Position, von der Gagern spä-
ter abrückte. 

Im Zusammenhang mit den pol-
nischen Aufständen gegen das za-
ristische Russland schlug sich Jor-
dan nicht auf die Seite der Auf-
ständischen. Darin unterschied er
sich sehr deutlich von vielen an-
deren Abgeordneten und vielen
Pressevertretern. Ganz d’accord
mit der preußischen Führung

warnte Jordan vor einer Verände-
rung des Status quo. Er befürchte-
te ein Aufbegehren des polni-
schen Nationalbewusstseins bei
der polnischen Minderheit im Kö-
nigreich Preußen. In Reden und
Schriften warnte er vor der Bedro-
hung durch den Panslawismus,
wobei er den tiefverwurzelten
polnisch-russischen Gegensatz
möglicherweise unterschätzte. 

Jordan führte einem „gesunden
Volksegoismus“ das Wort. In die-
sem Sinne argumentierte er in der

Nationalversammlung nun auf der
Seite der Konservativen. 

Ab November 1848 fungierte er
als Ministerialrat in der Marineab-
teilung im Reichshandelsministe-
rium und beschäftigte sich dort mit
dem Aufbau der Reichsflotte. Als
diese 1852/53 in Bremerhaven
durch Reichskommissar Laurenz
Hannibal Fischer im Auftrag des
Deutschen Bundes versteigert wur-
de, entfiel auf Jordan eine Pension,
die es dem Mann von gerade ein-
mal Anfang 30 ermöglichte, sich
fürderhin hauptsächlich seinen li-
terarischen Ambitionen zu wid-
men. Nebenbei betrieb er recht er-
folgreich naturwissenschaftliche
und sprachhistorische Forschun-
gen. 

Parallel zu seinen politischen
Aktivitäten und noch mehr nach
deren Abflauen entfaltete er litera-
rische. Dabei blieb er keinem Gen-
re verhaftet, sondern erwies sich
als wahres Multitalent. Romane
und Tragödien gehören ebenso zu
seinem Werk wie Lustspiele und
Lyrik. Vieles davon entsprach der
um die Mitte des 19. Jahrhunderts
verbreiteten Gelehrtendichtung.
Nach einem Gedichtband „Irdische
Phantasien“ (1842) und dem mit
wissenschaftlichem und philoso-
phischem Gedankengut überfrach-
teten Mysterium „Demiurgos“

(1852) erschien 1867 Jordans
Hauptwerk, ein großes Epos in
Stabreimversen mit dem Titel „Ni-
belunge“. Es hätte nach Jordans
Wunsch das Nationalepos der
Deutschen werden sollen, sozusa-
gen die literarische Entsprechung
der Reichseinigung. Aber obwohl
Jordan auf zahlreichen Vortragsrei-

sen – 1871 sogar durch die USA –
für eine Verbreitung seines Epos
sorgte, wurde nichts daraus. Dabei
hätte der Stoff wohl dem Zeitge-
schmack entsprochen. Aus uner-
findlichen Gründen griff aber Jor-
dan nicht auf die naheliegende
mittelalterliche Vorlage zurück,
sondern verband das Hildebrands-
lied mit altnordischen Sagas und

verquickte alles mit dem damals
aufkommenden Hang zur Psycho-
logie. 

Das wohldurchdachte, aber
spannungsarme Hauptwerk stand
einem größeren Publikumserfolg
Jordans und einer späteren Würdi-
gung durch Kritiker im Wege. So
sind auch seine anderen Dramen
„Die Witwe des Agis“ von 1857 und
„Artur Arden“ von 1872, seine
Lustspiele wie „Durchs Ohr“ von
1870, seine Gedichtbände
„Schaum“, „Strophen und Stäbe“
„Andachten“, „Deutsche Hiebe“
und „Letzte Lieder“ sowie auch sei-
ne Romane „Die Sebald“ und
„Zwei Wiegen“ heute längst verges-
sen. Immerhin erlebten die „Nibe-
lunge“ noch ein paar Nachauflagen
in den USA, und einige Rätselge-
dichte Jordans geben auch heutzu-
tage noch Denksportlern Anlass
zum Nachdenken. 

Nicht nur ein bisschen zu Un-
recht fiel der Schatten seiner er-
schöpfenden und ermüdenden li-
terarischen Werke auf ein Glanz-
stück Jordans. Seine Übersetzung
der „Edda“ machte diesen isländi-
schen Sagenstoff einem größeren
Publikum zugänglich. Seine
Shakespeare-Übersetzungen ver-
raten ebenfalls Könnertum. Die
Stadt Insterburg erhob ihn zu ih-
rem Ehrenbürger. Hagen Seehase

Im Gegensatz zu mancher anderen
Nation haben die Franzosen eine
weitgehend unumstrittene Natio-
nalflagge. Die Trikolore wirkte so-
gar stilbildend über Frankreichs
Grenzen hinweg. Mittlerweile ha-
ben viele Flaggen drei Streifen,
manche sogar in senkrechter An-
ordnung.

Es gibt kaum einen Staat ohne
Staatslogo. Staatslogos mit langer
Tradition sind in der Regel Wappen.
Wappen haben in der Regel ihre
Form von den Schilden des Mittel-
alters und sind meist zweifarbig. In
der einen Farbe ist das Motiv, in der
anderen der Untergrund.

Viele Staatsflaggen leiten sich
von dem entsprechenden Staats-
wappen ab. Manchmal ist auf den
Flaggen das Motiv des zugehörigen
Wappens zu sehen, doch ist das
technisch aufwendig. So gibt es vie-
le Bikoloren, die einfach nur aus ei-
nem Streifen in der Farbe des Mo-
tivs und einem in der Farbe des
Untergrunds bestehen. Die Farbe
des Motivs ist in der Regel die obe-
re, die des Untergrunds die untere.
Preußens Flagge ist ein gutes Bei-
spiel. Das Wappen zeigt einen
schwarzen Adler auf weißem/sil-
bernem Grund, die dazugehörige
Flagge besteht aus einem oberen
schwarzen und einem unteren wei-
ßen Streifen. 

Die Farben über- statt nebenein-
ander zu platzieren bietet eine Rei-
he von Vorteilen. In der Regel wird
keine Farbe für sich genommen als
Staatssymbol empfunden, erst die
Mischung macht es. Bei Streifen
übereinander sind die Grenznähte
ungleich länger, tritt die Mischung
viel mehr hervor. Einen weiteren
Vorteil haben die Längsstreifen. Bei
ihnen ist es egal, von welcher Seite
der Wind weht. Bei senkrechten
Streifen hingegen sieht der Be-
trachter die Flagge spiegelverkehrt,
wenn der Wind von ihm aus be-
trachtet von rechts kommt und die
Flagge links vom Mast weht. 

Ein weiteres Problem bei senk-
rechten Streifen besteht darin, dass
sie in bestimmten Situationen nicht
gleich breit aussehen, obwohl sie
gleich breit sind. Dieses Phänomen
hat die französische Marine zu dem

Trick greifen lassen, mit unter-
schiedlich breiten Streifen zu arbei-
ten, um den Eindruck gleich breiter
Streifen zu erzielen. So ist bei der
Marinetrikolore der weiße Streifen
1,1-mal so breit wie der blaue und
der rote noch einmal gut 1,1-mal so
breit wie der weiße.

Trotz der genannten Nachteile
senkrechter Streifen entschied sich
das revolutionäre Frankreich für
die heute noch gültige Trikolore.
Revolutionen unterscheiden sich
halt von Reformen dadurch, dass
die Umwälzung total ist. Mittler-
weile enthalten die Flaggen diver-
ser Staaten senkrechte Streifen, so
die von Andorra, Belgien, Haiti, Ir-
land, Italien, Mali, Mexiko oder Ru-
mänien. Nicht selten sind diese
Flaggen auf französischen Einfluss
zurückzuführen. Gegenüber den
Flaggen mit Querstreifen sind die
mit Längsstreifen jedoch nach wie
vor in der Mehrheit. 

Als prägender denn die senk-
rechte Anordnung erwies sich die
von den französischen Revolutio-
nären vorgenommene Erhöhung
der Streifenzahl von den üblichen
zwei auf drei. Viele nach der fran-
zösischen Revolution entstandene
Flaggen haben wie die französische
drei Streifen, wenn auch in der
klassischen waagerechten Anord-
nung. Man denke nur an die
schwarz-rot-goldene Flagge der
48er-Revolution, der Weimarer Re-
publik und der Bundesrepublik.

Die Frage, warum die französi-
schen Revolutionäre eine dritte Far-
be hinzunahmen, drängt sich auf.
Die Französische Revolution ging
von Paris aus. Die Farben von Paris
waren damals und sind es auch
noch heute Blau und Rot. Weiß war
die Farbe des französischen Herr-
scherhauses der Bourbonen. Die
drei Farben wurden gemischt. Wie
es konkret dazu kam, darüber ge-
hen die Meinungen auseinander.
Mal heißt es, König Ludwig XVI.
habe aus Angst oder Respekt vor
den Parisern in deren Farben gehal-
tene Bänder an die in der Farbe sei-
nes Hauses gehaltene Feder oder
Kokarde seines Hutes gesteckt. 

Folgen wir der Darstellung des
Generals Marie-Joseph Motier,
Marquis de La Fayette, dann war er

selbst der Vater der Farbkombina-
tion. Laut den Memoiren des Kom-
mandanten der Nationalgarde hat
er eine der in den Farben von Paris
gehaltenen Kokarde seiner Solda-
ten um das bourbonische Weiß er-
gänzt und sie dem König angebo-
ten. Ludwig XVI. habe sich dann
dem Volk zum Zeichen der Versöh-

nung mit der blau-weiß-roten Ko-
karde gezeigt. 

Die drei Farben, wenn auch nicht
unbedingt in dieser Reihenfolge,
waren und sind auch noch heute
gleichfalls die Farben der Vereinig-
ten Staaten von Amerika. Als einer
der Gründe für die Französische
Revolution wird die Beteiligung

französischer Truppen am Ameri-
kanischen Unabhängigkeitskrieg
auf Seiten der Gegner Großbritan-
niens genannt. Zum einen hat die-
ses militärische Engagement den
französischen Etat zusätzlich bela-
stet. Zum anderen brachten die
heimkehrenden Franzosen die Ide-
ale der Unabhängigkeitskämpfer

mit. Der berühmteste dieser Fran-
zosen war La Fayette.

Nachdem sie vorher schon als
Seekriegsflagge und Gösch (Bug-
flagge) genutzt worden war, wurde
die französische Trikolore in der
heutigen Form am 15. Februar 1794
zur offiziellen Nationalflagge der
Ersten Republik erklärt. 

Kaiser Napoleon, Totengräber,
aber auch Kind der Französischen
Revolution, behielt die Trikolore
bei. Im Zuge der sogenannten Re-
stauration nach Bonapartes Nieder-
lage 1814 wurde in Frankreich mit
der Wiederherstellung der Bour -
bonen herr schaft auch deren Lilien-
banner, die weiße Fahne der Bour-

bonen mit drei heraldisch stilisier-
ten goldenen Schwertlilien, wieder
Landesfahne. Nach der französi-
schen Julirevolution von 1830 wur-
de das Königtum zwar beibehalten,
die Restauration jedoch teilweise
wieder zurückgenommen. Im Zuge
dessen wurde die Trikolore wieder
Nationalflagge. 

Dass sie in der französischen Fe-
bruarrevolution von 1849 nicht
dem roten Banner der Arbeiterbe-
wegung weichen musste, wird auf
eine flammende Rede Alphonse
de Lamartines zurückgeführt, in
welcher der Schriftsteller und Po-
litiker die Trikolore verteidigte.
Sein offenkundiges rhetorisches
Talent verhalf ihm jedoch nicht in
das Ende 1848 geschaffene neue
Amt des Präsidenten der Zweiten
Republik. Bei der Wahl verlor er
mit klarem Abstand gegen Napo-
leons Enkel Louis Napoleon. Die-
ser behielt die Trikolore auch bei,
nachdem er sich analog zu seinem
Oheim zum Kaiser gemacht hatte.
Das Zweite Kaiserreich (Second
Empire) endete nach der Gefan-
gennahme des Kaisers Napole-
ons III. durch die Preußen im
Deutsch-Französischen Krieg von
1870/71. 

Erneut stellte sich die Frage
nach der Staatsform. Restauration
der Bourbonenherrschaft oder
Dritte Republik. Das Rennen
machte die Republik. Ein Grund
war, dass zwar Preußens Konser-
vative eine Restauration des bour-
bonischen Königtums analog zu
1814 nach dem Sieg über Napole-
on anstrebten, der preußische Mi-
nisterpräsident Otto von Bismarck
– hier knallharter Realpolitiker –
eine französische Republik jedoch
vorzog in der Hoffnung, dass diese
sich in einer Welt voller Monar-
chien leichter isolieren lasse. Ein
weiterer Grund für das Scheitern
der Bourbonen war, dass Henri
d’Artois, auf den sie sich schließ-
lich als gemeinsamen Kandidaten
geeinigt hatten, sich weigerte, die
Trikolore als Frankreichs National-
flagge anzuerkennen und eine
Verfassung mit der Nationalver-
sammlung zu vereinbaren. 

So viel Restaurationswillen war
zu viel. Die Trikolore hatte sich
immer mehr eingebürgert, über
politische Gräben hinweg. Das
zeigt sehr schön das Verhalten der
Franzosen nach der Niederlage
gegen Deutschland 1940. Philippe
Pétain und Charles de Gaulle
trennten Welten, aber für beide
war die Flagge Frankreichs die Tri-
kolore. Manuel Ruoff
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»Was ist das für elendes Zeug!«
Vor 200 Jahren wurde der verhinderte Verfasser des Nationalepos der Deutschen Wilhelm Jordan geboren

Der Autor von »Nibelunge« und 
Übersetzer der »Edda« schuf auch den Begriff

des »gesunden Volksegoismus«

Wilhelm Jordan
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Bei ungünstiger Sichtweise spiegelverkehrt: Frankreichs blau-weiß-rote Trikolore
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Man glaubt es kaum noch,
aber bis 1995 hielt die Wis-

senschaft Monsterwellen, auch
„Kaventsmänner“ genannt, für
Seemannsgarn
oder maßlose
Übertreibung.
Erst die Neu-
jahrsnacht jenes
Jahres änderte
alles: Die Ölplattform Draupner in
der Nordsee wurde von einer sol-
chen Welle getroffen, der Beweis
ihrer Existenz war erbracht. 

Danach begann eine jahrzehn-
telange Suche nach den Ursachen
des Phänomens, denen Forscher
der Universität Oxford nun auf

die Spur gekom-
men sind: Da-
nach müssen
zwei Sturmwel-
len in einem
Winkel von 120

Grad aufeinandertreffen. Dann
türmen sie sich zum Monster, das
doppelt so hoch werden kann
wie die übrigen Wellen. H.H.

Moment der Woche
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Ablass fürs Klima
Eine neue Frömmigkeit, ein neuer Gott − nur die Bigotterie klingt ziemlich alt

Als es im 6. Jahrhundert zu
einer gravierenden Klima-
verschlechterung infolge

von Vulkanausbrüchen und eines
Asteroideneinschlags an der
Nordküste Australiens kam, wuss -
te der byzantinische Kaiser Justi-
nian sofort Bescheid: Das sei die
göttliche Strafe für menschliches
Fehlverhalten. Also unternahm er
alles, um seine Untertanen zu

mehr Frömmigkeit zu erziehen
– manchmal sogar vermittels To-
desstrafe. Dabei erhielt er Unter-
stützung vom Bischof Johannes
von Ephesos, der vor allem Sitten-
losigkeit, Blasphemie und das
Streben nach schnödem Reich-
tum für die Klimakapriolen ver-
antwortlich machte.

Heute wird hingegen nur noch
selten auf einen ungnädigen Gott
verwiesen, wenn sich Wetter und
Klima ändern. Trotzdem gibt es
mentalitätsmäßige Parallelen.

Schuld an der Misere sollen jetzt
all die Frevler in den westlichen
Industrieländern haben, welche
verstockt genug sind, Fleisch zu
verzehren, in den Urlaub zu flie-
gen oder gar Auto zu fahren. 

Letzteres freilich auch, um die
Steuergelder zu erarbeiten, die
den Priestern der Klimareligion
– pardon: den Klimaforschern –
ein gutes Auskommen sichern.
Aber das bewahrt die Sünder
nicht davor, Buße tun zu müssen.
Und zwar wiederum in Form von
Geld, Geld und nochmals Geld.

Obwohl es inzwischen keine Fi-
guren wie den Ablassverkäufer
Johann Tetzel mehr gibt, auf de-
ren Treiben Martin Luther mit
seinem Thesenanschlag reagierte,
lebt der von Tetzel perfektionierte
Ablasshandel noch immer. Statt
„Wenn das Geld im Kasten klingt,
die Seele in den Himmel springt“,
heißt es nun freilich „Klimaneu-
tralität durch freiwillige Kompen-
sation“. 

Wessen „ökologischer Fußab-
druck“ derart breit ist, dass er auf
das eigene Gewissen drückt, der
kauft sich finanziell frei, indem er
als Ausgleich für die emittierte
Menge des „Klimakillers“ Kohlen-

dioxid in Klimaschutzprojekte in-
vestiert. So kann der Mensch fast
alles „klimaneutral“ tun: Auto -
fahren, bauen, campen, drucken,
essen, fliegen, grillen, heizen, im
Internet surfen, jodeln (nein, das
leider noch nicht!), kochen, Le-
bensmittel produzieren, Mineral-
wasser trinken, Natur genießen,
Öfen beheizen, Post versenden,
Quartiere beziehen, Restaurants
besuchen, Seereisen unternehmen,
tanken, an Universitäten studieren,
Veranstaltungen durchführen,
wohnen und Zigarren rauchen.

Trotzdem ist nicht die Zeit für
erleichtertes Aufatmen, denn kein
noch so großzügig bemessener
Obolus vermag die menschliche
Erbsünde zu tilgen, die darin be-
steht, dass wir alle permanent
CO2 ausstoßen: Der Anteil dieses
Gases in der Ausatemluft des Ho-
mo sapiens ist teuflische einhun-
dert Mal höher als in der ge-
schundenen Atmosphäre um uns
herum. Hiergegen gibt es letztlich
nur ein probates Mittel: klima -
neutraler Sex, wie ihn Stefanie
Iris Weiss in ihrer Ratgeber-Bibel
zum Thema grün-nachhaltiges
Liebesleben propagiert. Denn das
ökologisch korrekte Austoben von

Trieben besteht ja nicht nur darin,
mit dem Fahrrad zum Rendezvouz
zu strampeln oder im Falle von
dessen Misslingen auf mechani-
sches Sexspielzeug mit Handkur-
beln statt Batterien auszuweichen,
sondern beinhaltet auch den Ver-
zicht auf jedwede Reproduktion. 

Kein weiterer Mensch auf die-
sem Planeten, kein neuer Klima-
sünder! Oder ist diese Formel

falsch? Vielleicht kann hier ja der
Historiker Prokopios von Caesa-
rea weiterhelfen, welcher eben-
falls zur Zeit von Kaiser Justinian
und Johannes von Ephesos lebte
und in seiner Chronik „Bella“ an-
merkte: Gerade die Experten „für
alle Phänomene, die aus dem
Himmel niederfahren … pflegen
häufig wunderbare Gründe, die
kein Mensch nachvollziehen
kann, anzugeben oder abwegige
Naturlehren zu erdichten.“

Wolfgang Kaufmann

Fahrt mehr Bahn!
Abenteuer Schiene: Erfahrungsberichte eines gebeutelten Passagiers der Deutschen Bahn

Zu voll, zu spät, und manchmal
einfach ausgefallen: Wer sein
Auto stehen lässt und auf die
Dienste der Deutschen Bahn aus-
weicht, kann nach kurzer Zeit
schon einiges erzählen.

In die Jahre gekommen, fallen
mir längere Autoreisen immer
schwerer. Meist steht man stun-
denlang im Stau, erduldet gefühlt
alle 30 Kilometer eine hinderliche
Baustelle, schwitzt im Sommer
und kämpft mit Müdigkeit. Wa-
rum sich das antun? Gibt es keine
Alternative? Schon aus ökologi-
schen Gründen heißt es doch:
„Fahrt mehr Bahn!“ Allerdings ist
auch dies Paradies nur unvoll-
kommen, wie folgende exemplari-
sche Erlebnisse meiner jüngsten
fünf Zugreisen illustrieren. 

Auf der Fahrt von München
nach Salzburg fiel ein ganzer
Waggon aus, sodass ich bis kurz
vor der  Endstat ion auf  der
Einstiegs plattform eingepfercht
blieb. Wenigstens bestand bei so
intensivem Körperkontakt keine
Sturzgefahr. Auch zu atmen glük-
kte noch. Lediglich der Rat mei-
ner Gattin, viel zu trinken, erwies
sich als unpraktikabel, weil ich
schlechterdings nicht an die Fla-
sche herankam. 

Vergleichbares widerfuhr mir
zwischen Fulda und Frankfurt, wo
ich durch Umstieg in eine sonn-
tägliche Rückreisewelle geriet.
Solche Überbelegung, erfuhr ich
von einer Leidensgenossin, sei zu
dieser Zeit nicht unüblich. Einge-
quetscht verbrachte eine Stunde
auf dem Gang, die in mir Assozia-
tionen an eine Sardinenbüchse
weckten.

In Mantel und Jackett zerfloss
ich fast, während ich auf meinem
hochgestellten Koffer eine Art
Stehsitz fand. 

In beiden Fällen nutzten mir
übrigens Platzreservierungen
nichts. Hätte es doch schon einer
Schusswaffe bedurft, um samt
Koffer und Tasche durch verstopf-
te Gänge an den gebuchten Be-
stimmungsort zu gelangen. Selbst
der Schaffner unterließ jegliche
Kontrolle. Als Additum diente die
wortreiche Anmache eines be-
trunkenen Hertha-Fans, der ei-
nem Türken vergeblich einen
Schluck aus seiner Bierdose an-

pries. Letzterer verhielt sich übri-
gens mustergültig und ließ sich
von dem feisten Proleten nicht
provozieren. Glücklicherweise
gab es zur Keilerei ohnehin kei-
nen Platz.

Die Segnungen der Regional-
bahn erschlossen sich mir erneut
auf der Fahrt von Saarbrücken

nach Mainz, zur Weiterfahrt nach
Wien. Da Gepäcknetze für Koffer
generell nicht taugen, waren zahl-
reiche Gänge zugestellt. Das Glei-
che galt für etliche, eigentlich Per-
sonen zustehende Sitzplätze.
Herbst und Winter bieten als
atmosphärische Zugabe noch den
Segen, von überall beniest und
behustet zu werden. Auch die ver-

breitete Sitte, völlig Fremde laut-
stark per Handy über Geschäfts-,
Privat- beziehungsweise Intimver-
hältnisse in Kenntnis zu setzen,
dient zeitgemäßer Gemütlichkeit. 

Gänzlich Neues erlebte ich auf
der Fahrt von Nürtingen nach
Rottenburg. Dass man, falls nicht
halbstündige Vakanzen einge-
plant sind, vom Gedanken ans Er-
reichen des jeweiligen Anschluss-
zugs in Dauerspannung gehalten
wird, gehört mittlerweile zur
Bahnfolklore. Also registrierte ich
von Haltestelle zu Haltestelle die
ständig verminderte Umsteigezeit
und hetzte im Bahnhof Tübingen
wie ein Jungpanther zum An-
schlusszug. 

Ich tat gut daran. Denn schwer
atmend auf einen Sitz gesunken,
geschah etwas, was ich in gut
60-jähriger Bahnnutzung noch
nie erlebt hatte: Der Zug fuhr zwei
Minuten vor der fahrplanmäßigen
Zeit ab – zumindest wenn die
(elektronisch gestellte) Uhr im

Waggon korrekt anzeigte. Im
Gymnasium zitierte unser Direk-
tor bei solchen Absonderlichkei-
ten stets: „Erkläret mir, Graf Örin-
dur, diesen Zwiespalt der Natur.“ 

Damit zum jüngsten Beispiel
meiner unfreiwilligen Bahnre-
cherche: der Fahrt von St. Ingbert
nach Bad Godesberg. Der Zug bis
Koblenz fiel aus. Eine früher übli-
che Bahnhofsauskunft, wie und
wann ich jetzt weiterkäme, spart
man sich heutzutage. Solches
Herrschaftswissen bleibt Smart-
phone-Besitzern reserviert, als
wäre die Bahn geschäftsstrate-
gisch mit der Elektronikbranche
verbunden. Ältere Passagiere, die
sich durch Nutzungsverweige-
rung ihrer „Fortschritts“-Pflicht
entziehen, stellt man aufs Abstell-
gleis. 

Zum Glück fuhr der nächste
Zug schon nach einer Stunde –
Gelegenheit, mal wieder dem
Schmuddelcharme unserer Bahn-
höfe zu verfallen, deren wachsen-

de Verkommenheit beispielhaft
bundesrepublikanische Kulturge-
schichte schreibt. Als die Warte-
zeit verkürzender Unterhaltungs-
künstler fungierte ein hypermobi-
ler Bahnhofspenner, der im Suff
lauthals Selbstgespräche führte,
alle Reisenden anbettelte und
schließlich, natürlich von keiner
Ordnungskraft gehindert, im
Zickzack über die Gleise stiefelte. 

Bei gebührender Umsteigezeit
verlief dann die Weiterfahrt von
Koblenz aus ruhig. Zwar fehlte ei-
ne (deutlich erkennbare) Be-
schriftung des Zuges, was bei et-
lichen Passagieren auf dem Bahn-
steig hektische Fragerei auslöste.
Aber ein ortskundiger Mitfahrer
half. Die bis Godesberg herausge-
fahrenen 15 Minuten Verspätung
kümmerten mich nicht, da dies ja
meine Endstation war. Bei Ander-
nach wurde ich Zeuge einer ak-
tuell nicht untypischen Szene, als
ein „Willkommensgeschenk“ ohne
Ticket gestellt wurde, was ihn
nicht von selbstbewussten Tira-
den abhielt. 

Nachdem der Schaffner an der
nächsten Station kurz ausgestie-
gen war, schien er bei seiner Rük-
kkehr übrigens erleichtert, dass
sich der Kontrollierte inzwischen
verflüchtigt hatte. Generell fragt
man sich, wie etwa eine Schaffne-
rin ohne Regina-Halmich-Talente
solche Konfrontationen meistern
sollte. Denn das klappt nur in Kri-
mis gemäß dem Realitätsverständ-
nis unseres Staatsfunks, wo die
zierlichsten Kommissarinnen per
Judogriff die stärksten Oschis auf
die Bretter schicken. 

Ach ja, auch die formschöne
digitale Schrifttafel verdient Er-
wähnung, weil sie außer Datum
und Uhrzeit nichts anzeigte, so
dass ich jeweils raten musste, auf
welchen Bahnhof wir gerade zu-
fuhren. 

Bei der Rückfahrt erblickte ich
in der Unterführung auf der Su-
che zu Bahnsteig 1 einen Pfeil zu
4. Instinktiv wählte ich den näch-
sten Aufgang zu Bahnsteig 2,
leichtfertig annehmend, 1 und 2
gehörten zusammen. Weit gefehlt!
In Godesberg ist 4 mit 1 liiert. Al-
so zurück im kofferbeschwerten
Schweinsgalopp. Dabei hätte wür-
diges Schreiten genügt. Denn na-
türlich kam der Zug verspätet,

wenn auch nur drei Minuten, das
heißt nach heutigen Begriffen
superpünktlich. Dafür startete der
nächste in Koblenz neun Minuten
später. Doch da ich nun bis zum
Ausstieg auf meinem Platz blei-
ben würde, spielte das keine Rol-
le. Erwarteten mich doch – ver-
meintlich – drei Stunden ent-
spannter Lektüre. 

Bedauerlicherweise befand ich
mich allerdings in einem Waggon,
der in Trier abgekoppelt wurde.
War ich doch beim Einstieg einem
falschen „Experten“ gefolgt, der
eine vergleichbare Sachkunde
aufwies wie zahlreiche Gutachter
oder Statistiker, die unsere Regie-
rung zur Legitimation ihres Polit-
kurses in Dienst stellt. Daher war
ich nicht weit genug vorn einge-
stiegen. Im Gang das Versäumte
nachzuholen, scheiterte, da der

Durchgang zum nächsten Abteil
versperrt war. 

Es blieb nur der Weg über den
Bahnsteig, spätestens ab Trier,
falls ich nicht in Luxemburg näch-
tigen wollte. Vor diesem Schicksal
bewahrte mich eine Schaffnerin,
die mir sofortiges Umsteigen
empfahl. Und da sie mir noch den
Weg wies, gelangte ich in Renn-
pferd-Eile ins richtige Abteil, wo-
bei sie mich noch ein wenig an-
spornte: Tempo müsse ich schon
machen. Der Zug habe aufzuho-
len. Das tat er denn auch, und ich
landete glücklich wieder im saar-
ländischen „Heimathafen“. 

Ziehen wir ein Fazit: Bahnfah-
ren hält geistig frisch, um ge-
wünschte Ziele zu erreichen, er-
setzt also manches Sudoku-Ge-
hirntraining. Höchstens Hassred-
ner und Fake-News-Verfertiger
behaupten, zwischen Straße und
Schiene bestünde lediglich die
Qualitätsdifferenz wie zwischen
Pest und Cholera beziehungs-
weise zwischen Merkel, Nahles
und Claudia Roth. In Wirklichkeit
ist die Deutsche Bahn so alterna-
tivlos wie unser ganzes Regie-
rungssystem.  Günter Scholdt

Der hypermobile
Bahnhofspenner sorgt

für Unterhaltung

In Dauerspannung
wegen des 

Anschlusszuges

Am Ende geht es 
wieder um Geld, Geld

und nochmals Geld

Dann muss 
die Menschheit 

eben weg

Glücksfall Sitzplatz: Überfüllter Personenzug Bild: pa

Entdeckt: So entstehen
Monsterwellen
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Brücke über 
den Lyck-See

Kreuzfeld – Die  Seepromenade
des Lyck-Sees soll in diesem Jahr
ausgebaut werden. Sie erhält ei-
nen Fahrradweg, der die beiden
Seeufer in der Nähe von Kreuz-
feld miteinander verbindet. Die
Brücke führt vom neuen Strand-
bad zum gegenüberliegenden
Ufer. Sie wird über 220 Meter
lang sein und fünf Meter Höhe
über dem Wasserspiegel haben,
damit Boote bequem durchkom-
men können. Auf der Brücke
entstehen Aussichtspunkte zur
Stadt sowie zu den interessanten
See-stellen. Die Fertigstellung ist
für 2020 geplant. Die Kosten be-
laufen sich auf etwa 270 000 Eu-
ro, wovon die Europäische
Union 225 000 Euro zahlt. Die
Investition ist im Haushalt der
Stadt für das Jahr 2019 einge-
plant. PAZ

Seit einigen Jahren steigt das
Interesse bei den Bewohnern
des Königsberger Gebiets am

orthodoxen Ritual der Taufe im
Eiswasser am Dreikönigsfest.

Nach den nassen und regneri-
schen Neujahrsferien wurde es in
Königsberg zwar etwas kälter, aber
der Frost zum Fest der Heiligen
drei Könige im Januar blieb auch
dieses Jahr aus. Für Königsberger,
die zuletzt an mil-
de Winter ge-
wöhnt waren, ist
dies nicht unge-
wöhnlich. In der
Nacht vom 18. auf
den 19. Januar feierten alle Ortho-
doxen das Fest der Taufe. Man
glaubt, dass geweihtes Wasser an
diesem Tag wundersame Eigen-
schaften hat. Für viele Gläubige ist
das Taufbad am Dreikönigsfest eine
der beliebtesten orthodoxen Tradi-
tionen.

In Königsberg wurden diesmal
offiziell drei offizielle Orte zum
Reinwaschen im Taufwasser ange-
boten. Die Stadtverwaltung hatte
zusätzliche Busse bereitgestellt, da-
mit die Gläubigen abends und
nachts in das kalte Wasser eintau-

chen konnten. Die Betriebszeit des
öffentlichen Personennahverkehrs
wurde an diesem Tag bis 1 Uhr
nachts verlängert.

In diesem Jahr nahmen über
6000 Gläubige des Königsberger
Gebiets am Taufritual teil. Mit je-
dem Jahr steigt die Anzahl der
Menschen, die zum ersten Mal in
ein Eisloch eintauchen möchten.
Unter ihnen sind überwiegend

Männer und Be-
wohner von klei-
nen Städten und
Gemeinden. Im
gesamten Gebiet
gab es 16 offiziel-

le Orte für das Taufbad. Allerdings
beschränkten sich die Bürger nicht
auf die offiziell ausgewiesenen Or-
te, sondern tauchten in alle mög-
lichen ihnen zur Verfügung ste-
henden Gewässer ein.

Auf der Liste der verbotenen
Orte für das Taufritual standen
unter anderem die „Windrose“ auf
der Rauschener Promenade und
der Stadtstrand in der Nähe des
Pillauer Hafens. Auf der Kuri-
schen Nehrung wurde ein Loch in
den Möwensee bei Rossitten ge-
bohrt.

Die Tradition des Eisbadens geht
zurück auf die Taufe von Jesus
Christus im Jordan. Das russische
Wort für Taufe, kreschenije, leitet
sich von dem altrussischen Wort
„kres“, bedeutend „Feuer“, ab. Das
heißt, das russische Wort für Taufe
heißt eigentlich „Verbrennung“.
Ursprünglich gehörte sie zu den
heidnischen Ritualen, dazu ge-
dacht, in einem bestimmten Alter
den „göttlichen Funken“ im Men-

schen zu „entzünden“. Der heidni-
sche Ritus des Eintauchens in ver-
eistes Wasser markierte die Bereit-
schaft einer Person für militärische
oder berufliche Aktivitäten. Es
herrscht die Überzeugung, dass
Wasser während der Zeit der Tau-
fe heilende Eigenschaften besitze
und die geistige und körperliche
Verfassung stärken könne. Zu die-
sem Zweck weiht der Priester das
Loch durch dreifaches Eintauchen

des Kreuzes und durch das Vorle-
sen der entsprechenden Gebete.

Wenn auch nur die Hartgesot-
tensten ins Eiswasser eintauchten,
so gab es doch viel mehr Men-
schen, die versuchten, geweihtes
Wasser zu bekommen. Die Warte-
schlangen vor der Ausgabe des
„heiligen“ Wassers waren riesig,
die Menschen drängten sich, um
möglichst schnell zu der „heiligen
Quelle“ zu gelangen, oder besser
gesagt zu dem Wasserhahn, aus
dem das Wasser floss. Um das ge-
heiligte Wasser mitnehmen zu
können, hatten sie Plastikflaschen
mitgebracht. Andere kamen mit
ihrem eigenen Wasser, das der
Priester in der Nähe der Kirche
weihte.

Am Dreikönigsfest am 19. Janu-
ar wurde in allen orthodoxen Kir-
chen des Königsberger Gebiets
Wasser geweiht. Die größte Ver-
sammlung von Gläubigen wurde
jedoch in der Nähe der Christi-Er-
löser-Kirche am Hansaplatz ver-
merkt. Hier hatte die Zeremonie
mit dem geheiligten Wasser, das
die Menschen mitnahmen, den
Charakter einer Massenveranstal-
tung. Jurij Tschernyschew

Der Großteil der in der Republik
Polen erzeugten Energie kommt
aus konventionellen Energiequel-
len. Das Allensteiner Unterneh-
men für Wärmeenergie will nun
mit dem Bau eines ökologischen
Kraftwerks einen Beitrag zur
Energiewende leisten.

In Fachzeitschriften liest man,
dass 90 bis 95 Prozent der polni-
schen Strom- und Wärmeenergie
in Heizkraftwerken gewonnen
werden, in denen Stein- oder
Braunkohle verbrannt wird. Ob-
wohl die Energiewende ein Be-
griff ist, der in der öffentlichen
Debatte eher als  schwer realisier-
bares theoretisches Konzept gilt,
versuchen einige Kraftwerke und
Betriebe für Wärmeenergie auf
ökologische Energieträger umzu-
steigen. 

Zum Umweltschutz will auch
das Allensteiner Stadtunterneh-
men für Wärmeenergie beitragen,
indem es im vergangenen Jahr mit
dem Bau eines ökologischen
Heizwerks begann, dessen Bauko-
sten auf zirka zehn Millionen Eu-
ro geschätzt werde. Der Zuschuss
aus EU-Mitteln beträgt  fast 
50 Prozent. Die neue Investition
wurde „Kortowo BIO“ genannt,
sie soll sich in der Nähe des kon-
ventionellen Kraftwerks befinden,
also nicht weit von den Gebäuden
der Universität Ermland-Masu-
ren. Der Grundstein für die Er-
richtung der Anlage wurde be-
reits im August gelegt, Ende No-
vember erschien auf der Baustelle
ein hoher Schornstein, der in Dä-
nemark entworfen wurde, und
der Bau schreitet voran. Das
Kraftwerk, das zukünftig ein Vier-
tel der Stadtbewohner mit Wärme
versorgen wird, soll bis Ende Mai
2019 fertiggestellt werden. Um die

Emission von Kohlendioxid zu re-
duzieren, beabsichtigt man, die
Energie aus Biomasse zu erzeu-
gen. Damit sind Abfallprodukte
wie Holzspäne und Hackschnitzel
gemeint, die vorwiegend von den
großen regionalen Holzverarbei-
tungsbetrieben abgenommen
werden können. 

Wiesław Prokopczuk, Leiter der
Wärmeherstellungsabteilung im
Allensteiner Stadtunternehmen
für Wärmeenergie, freut sich über
das Ergebnis der Ausschreibung
für die Lieferung vom Biotreib-
stoff, mit dem die Heizkraftanlage
„Kortowo BIO“ betrieben wird.
Die Ausschreibung gewann ein lo-

kales Unternehmen aus Passen-
heim, das laut Prokopczuk eine
dynamische sowie blühende Fir-
ma sei und das innerhalb der
nächsten drei Jahre die Kontinu-

ität der Belieferung mit Bioroh-
stoffen gewährleisten könne. An-
sonsten biete das Passenheimer
Unternehmen einen geräumigen
Lagerplatz, auf dem man die Bio-
masse bei Bedarf über einen län-
geren Zeitraum aufbewahren

könnte. Die Entkarbonisierung der
lokalen Energiewirtschaft und die
Entwicklung der städtischen
Energieversorgung sei nicht nur in
ökologischer Hinsicht nachvoll-
ziehbar, sondern auch rein finan-
ziell gut begründet, meint
Stanisław Kalarus, der Vorstands-
vorsitzende des Modernisierungs-
unternehmens für Energieanlagen
Remak SA, das für den Bau des
Heizwerks „Kortowo BIO“ zustän-
dig ist. Die Gewinnung der Wärme
aus Kohle für die Deckung des pri-
vaten oder industriellen Wärme-
bedarfs sei mit hohen Kosten ver-
bunden, weil man über die soge-
nannten Kohlenstoffemisionsrech-

te verfügen müsse, was dazu füh-
re, dass die Konsumenten höhere
Preise zahlen müssten. Je sauberer
und umweltfreundlicher die Her-
stellung von Wärmeenergie sei,
desto billiger werde sie. Die Firma
Remak SA kann eine langjährige
Erfahrung im Bau von Kraftwerks-
anlagen vorweisen, sie beteiligt
sich an der Errichtung von mit
Biomasse betriebenen Objekten in
Oppeln, Jaworzno und im Ruhrge-
biet in der Stadt Datteln.  

Herz des entstehenden Wärme-
kraftwerks wird ein in Tschechien
produzierter Biomassekessel sein,
der es ermöglicht, jährlich 55000
Tonnen Holzspäne zu verbrennen.
Das ergibt eine Kapazität von 
25 Megawatt. Zusätzlich beabsich-
tigt man, ein System zur Wärme-
rück-gewinnung aus Abgasen zu
installieren, wodurch die Menge
der Wärmeherstellung um weitere
vier Megawatt gesteigert wird. So
könnten zukünftig über 25 Prozent
der Stadtbewohner mit Wärme
versorgt werden. Zur Ergänzung
sei noch gesagt, dass der Stadtbe-
trieb für Wärmeenergie selbst im
letzten Jahr das kommunale Fern-
wärmenetz um acht Kilometer
ausbaute und 70 neue Wärme-
übergabestationen errichtete. Die
angeführten Zahlen belegen ein-
deutig, dass die moderne Kraft-
werksanlage sowie die Entwick-
lungsstrategie der lokalen Energie-
wirtschaft das Fernwärmesystem
im Stadtgebiet gravierend verän-
dern werden, womit auch der er-
ste Schritt zu einem Teilausstieg
aus den fossilen Brennstoffen voll-
zogen werden kann. In Kürze sol-
len die Erneuerbaren Energie-
quellen 30 Prozent der Gesamt-
struktur der Energiebereitstellung
im Stadtbereich ausmachen.  

Dawid Kazanski

Allenstein setzt auf Öko-Energie 
Der Bau eines modernen, mit Holzspänen betriebenen Kraftwerks soll zum Umweltschutz beitragen

Soll im Mai fertiggestellt sein: Das neue ökologische Kraftwerk in Allenstein Bild: D.K.

Gedenken an
Massaker

Kortau – Am 22. Januar 1945 ha-
ben sowjetische Einheiten einen
Massenmord an Patienten der
Kortauer Heil- und Pflegeanstalt
verübt. Um 17 Uhr des 74. Jah-
restages der Tragödie wurde der
Opfer an dem Kreuz an der Oc-
zapowskiego-Straße in Kortau
gedacht. Die Rote Armee hatte
etwa 600 Personen, darunter Pa-
tienten, Anstalts-Personal, Ver-
wundete und Flüchtlinge, die
sich in den Häusern aufhielten,
erschossen. Als die Rote Armee
näherrückte, wurde die Evakuie-
rung der Stadt verfügt. Historiker
glauben, dass die Patienten, von
denen ein Teil evakuiert worden
sein soll, alle erschossen wur-
den. Etwa 5000 Menschen verlo-
ren ihr Leben. PAZ

Anteil Erneuerbarer
Energie soll steigen
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Gericht bestätigt
Entlassung

Königsberg: Andrang am geweihten Wasserhahn Bild: J.T.

Schlange stehen für geweihtes Wasser
Das orthodoxe Taufritual zum Dreikönigsfest erfreut sich im Königsberger Gebiet steigender Beliebtheit

Vorgänger ist ein
heidnisches Ritual

Tilsit – Das  Gericht von Tilsit hat
die Klage von Angelika Spiljowa,
der bisherigen Direktorin des
Museums für Stadtgeschichte, ge-
gen ihre fristlose Entlassung für
unbegründet erklärt. Wie Spiljo-
was Verteidiger Alexander Do-
bralskij mitteilte, wollte das Ge-
richt der Klage nicht in vollem
Umfang stattgegeben. Es sei auch
nicht gelungen, eine Güteverein-
barung zu treffen. Dobralskij will
gegen diese Entscheidung  Beru-
fung einlegen. Weil Spiljowa bei
ihrer Einkommensoffenlegung
Unterhaltszahlungen nicht ange-
geben hatte, wurde sie wegen
„Vertrauensverlusts“ fristlos ent-
lassen. Ein Jahr zuvor hatte der
Kulturamtsleiter Oleg Waschurin
Extremismusvorwürfe gegen Spil-
jowa erhoben (die PAZ berichte-
te). Neue Direktorin ist Natalja
Michnowitsch, die zuvor in der
städtischen Kulturbehörde tätig
war. Unter ihrer Ägide gab es be-
reits Ausstellungen über den
Sturm auf Tilsit, die Leningrader
Blockade und Mitte Februar folgt
eine über den Abzug sowjetischer
Truppen aus Afghanistan vor 30
Jahren. MRK
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12. bis 14. April:  Kulturseminar in Helmstedt

Auskünfte erhalten Sie bei der Bundesgeschäftsstelle der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826, E-Mail: info@ostpreussen.de, 
Internet: www.ostpreussen.de/lo/seminare.html

NÄCHSTER LO-TERMIN

Alle auf den Seiten »Glückwünsche« und »Heimatarbeit« abgedruckten 

Glückwünsche, Berichte und Terminankündigungen werden auch ins Internet gestellt. 

Der Veröffentlichung können Sie jederzeit bei der Landsmannschaft widersprechen! 

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimatseiten der
PAZ-Ausgabe 8/2019 (Erstverkaufstag: 22. Februar) bis spätestens
Mittwoch, 13. Februar an E-Mail: redaktion@preussische-allgemei-
ne.de, per Fax an (040) 41400850 oder postalisch an Preußische
Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg.

Zusendungen für Ausgabe 8

ZUM 101. GEBURTSTAG

Mallek, Hans, aus Freidorf,
Kreis Neidenburg, am 8. Fe-
bruar

ZUM 99. GEBURTSTAG

Peters, Martha, geb. Kukulies,
aus Tawe, Kreis Elchniede-
rung, am 8. Februar

ZUM 98. GEBURTSTAG

Ewert, Hedwig, geb. Tillert, aus
Lyck, am 10. Februar

Kuhrau, Martha, geb. Benson,
aus Königsberg, Kreis Fisch-
hausen, am 1. Februar

ZUM 97. GEBURTSTAG

Danielzik, Heinrich, aus Klein
Lasken, Kreis Lyck, am 10. Fe-
bruar

Fech, Agnes, geb. Hoffmann, aus
Jägerkrug, Kreis Elchniede-
rung, am 13. Februar

Jendrysik, Elsa, geb. Unruh, aus
Germau, Kreis Fischhausen,
am 14. Februar

Klick, Erna, geb. Ludwig, aus
Nußberg, Kreis Lyck, am 8. Fe-
bruar

Kupczyk, Gertrud, geb. Framke,
aus Bludau, Kreis Fischhau-
sen, am 8. Februar

Lelewell, Herta, geb. Preuß, aus
Lyck, Morgenstrasse 33, am
13. Februar

Mende, Elli, geb. Treppke, aus
Rauschen, Kreis Fischhausen,
am 13. Februar

ZUM 96. GEBURTSTAG

Grondowski, Helmut, aus Wit-
tenwalde, Kreis Lyck, am 
11. Februar

Ravn, Elfriede, geb. Kuczinski,
aus Auglitten, Kreis Lyck und
aus Herzogsmühle, Kreis
Treuburg, am 11. Februar

Zlomke, Horst, aus Opitten,
Kreis Preußisch Holland, am
14. Februar

ZUM 95. GEBURTSTAG

Czossek, Otti, geb. Samu-
lowitz, aus Klein Schläfken,
Kreis Neidenburg, am 12. Fe-
bruar

Gehrke, Gretel, geb. Bresslein,
aus Lötzen, am 2. Februar

Hennig, Marianne, aus 
Eichen, Kreis Wehlau, am 
13. Februar

Urmann, Gerda, geb. Naujoks,
aus Ginkelsmittel, Kreis 
Elchniederung, am 8. Februar

Zickermann, Elisabeth, geb. Pio-
trowski, aus Klein Lasken,
Kreis Lyck, am 12. Februar

ZUM 94. GEBURTSTAG

Duwe, Gertrud, geb. Smolenski,
aus Lissau, Kreis Lyck, am 
9. Februar

Happach, Hildegard, geb. 
Krause, aus Liska-Schaaken,
Kreis Fischhausen, am 12. Fe-
bruar

Juszkiewicz, Margarete, aus
Lyck, am 12. Februar

Kleszewski, Erich, aus Wallen-
rode, Kreis Treuburg, am 
11. Februar

Meitza, Otto, aus Ulleschen,
Kreis Neidenburg, am 11. Fe-
bruar

Pfeiffer, Dr. Irmtraud, geb. Kun-
ze, aus Tapiau, Kreis Wehlau,
am 9. Februar

Rautenberg, Alfred, aus Köl-
mersdorf, Kreis Lyck, am 
14. Februar

Saathoff, Frieda, geb. Festerling,
aus Föhrenhorst, Kreis Eben-
rode, am 14. Februar

Skowronnek, Erich, aus Groß
Jerutten, Kreis Ortelsburg, am
8. Februar

Stralla, Johann, aus Kölmers-
dorf, Kreis Lyck, am 12. Fe-
bruar

ZUM 93. GEBURTSTAG

Baltruschat, Ruth, geb. Theo-
phil, aus Heimfelde, Kreis
Ebenrode, am 11. Februar

Dennig, Kurt, aus Prostken,
Kreis Lyck, am 13. Februar

Dreier, Bruno, aus Kalgendorf,
Kreis Lyck, am 13. Februar

Hellwich, Roland, aus Schulzen-
wiese, Kreis Elchniederung,
am 14. Februar

Laut, Else, geb. Kutz, aus Nuß-
berg, Kreis Lyck, am 8. Febru-
ar

Recht, Waltraut, geb. Wedler,
aus Kuckerneese, Kreis Elch-
niederung, am 14. Februar

Redmer, Elfriede, geb. Hart-
mann, aus Wehlau, am 11. Fe-
bruar

Springer, Erich, aus Romau,
Kreis Wehlau, am 11. Februar

Weiss, Ernst, aus Lötzen, am 
13. Februar

Wilkens, Annemarie, geb. Grau,
aus Kassuben, Kreis Ebenro-
de, am 10. Februar

Wischnewski, Christel, aus
Cranz, Kreis Fischhausen, am
14. Februar

ZUM 92. GEBURTSTAG

Baranski, Ingeburg, geb. Wink-
ler, aus Lyck, Königin-Luise-
Platz 11, am 13. Februar

Bernecker, Betty, geb. Tschi-
schak, aus Elbings Kolonie,
Kreis Elchniederung, am 
14. Februar

Burat, Ernst, aus Neu Trakeh-
nen, Kreis Ebenrode, am 
11. Februar

Dziedzic, Elisabeth, aus Eisen-
berg, Kreis Heiligenbeil, am
12. Februar

Eggert, Elisabeth, geb. Schröder,
aus Paggehnen, Kreis Fisch-
hausen, am 12. Februar

Fehrle, Hildegard, geb. Schrub-
ba, aus Wittenwalde, Kreis
Lyck, am 11. Februar

Katzinski, Friedrich, aus Lieben-
berg, Kreis Ortelsburg, am 
11. Februar

Lüneberg, Dr. Hartmut, aus
Lyck, Yorkstrasse 24, am 
11. Februar

Melzer, Ruth, geb. Thierenbach,
aus Schnippen, Kreis Lyck, am
11. Februar

Olschewski, Walter, aus Langen-
wiese, Kreis Lötzen, am 11. Fe-
bruar

Ponzelar, Ruth, geb. Mrohs, aus
Binien, Kreis Lyck, am 12. Fe-
bruar

Schwalbe, Helene, geb. Genel-
lus, aus Grünfließ, Kreis Nei-
denburg, am 13. Februar

Slottki, Günther, aus Neiden-
burg, am 13. Februar

Trzaska, Ewald, aus Neiden-
burg, am 9. Februar

Wolgast, Hildegard, geb. Mat-
schuck, aus Kischen, Kreis
Elchniederung, am 14. Fe-
bruar

ZUM 91. GEBURTSTAG

Balzer, Horst, aus Herrendorf,
Kreis Treuburg, am 13. Fe-
bruar

Beister, Ilse, geb. Berger, aus
Genslack, Kreis Wehlau, am
11. Februar

Denda, Heinz, aus Ortelsburg,
am 9. Februar

Dreimann, Elfriede, geb. Chris-
tochowitz, aus Langheide,
Kreis Lyck, am 10. Februar

Dunkel, Gisela, geb. Wagner,
aus Klaussen, Kreis Lyck, am
12. Februar

Jablonowski, Willy, aus Kandien,
Kreis Neidenburg, am 8. Fe-
bruar

Joneleit, Siegfried, aus Lyck,
Kaiser-Wilhelm-Straße 37, am
12. Februar

Jorzik, Irmgard, aus Ulleschen,
Kreis Neidenburg, am 14. Fe-
bruar

Loch, Magdalena, aus Malshö-
fen, Kreis Neidenburg, am 
9. Februar

Poreda, Hans, aus Funken, Kreis
Lötzen, am 2. Februar

Rafael, Erich, aus Eichensee,
Kreis Lyck, am 8. Februar

Sawischlewski, Gertrud, geb.
Bergholz, aus Skurpien, Kreis
Neidenburg, am 14. Februar

Schmidt, Erika, geb. Liedtke,
aus Pregelswalde, Kreis Weh-
lau, am 14. Februar

Stolz, Karl-Heinz, aus Neusor-
ge/Heinrichswalde, Kreis
Elchniederung, am 10. Fe-
bruar

Weigelt, Hildegard, geb. Wies-
ner, aus Treuburg, am 12. Fe-
bruar

Weiß, Liselotte, geb. Tylitzki,
aus Scharnau, Kreis Neiden-
burg, am 8. Februar

Windloff, Martha, geb. Kend-
ziorra, aus Wappendorf, Kreis
Ortelsburg, am 11. Februar

Winzbeck, Ruth, geb. Kotowski,
aus Monken, Kreis Lyck, am 
8. Februar

ZUM 90. GEBURTSTAG

Brzoska, Herbert, aus Schön-
horst, Kreis Lyck, am 12. Fe-
bruar

Dannowitz, Inge, aus Sentken,
Kreis Lyck, am 13. Februar

Dommer, Ruth, geb. Pogorzels-
ki, aus Treuburg, am 13. Fe-
bruar

Friedriszik, Liselotte, geb. Pau-
lat, aus Tapiau, Kreis Wehlau,
am 8. Februar

Fornfeist, Ruth, geb. Eremef, aus
Schnippen, Kreis Lyck, am 
8. Februar 

Gerdenitsch, Charlotte, geb.
Hoffmann, aus Altenkirch,
Kreis Tilsit-Ragnit, am 11. Fe-
bruar

Hartmann, Erna, geb. Link, aus 
Jaxen, Kreis Fischhausen, am 

7. Februar
Jedamcik, Christel, geb. Cittrich,

aus Langenhöh, Kreis Lyck,
am 12. Februar

Klein, Erna, geb. Seitz, aus Thie-
renberg, Kreis Fischhausen,
am 3. Februar

Passiep, Hildegard, geb. Kollek,
aus Giesen, Kreis Treuburg,
am 10. Februar

Präkel, Klara, geb. Wenzlawski,
aus Skudayen, Kreis Neiden-
burg, am 11. Februar

Tölke, Ursula, geb. Kupzik, aus
Quellbruch, Kreis Ebenrode,
am 14. Februar

Trompell, Karl, aus Pobethen,
Kreis Fischhausen, am 4. Fe-
bruar

ZUM 85. GEBURTSTAG

Barlitz, Brigitte, geb. Berger, aus
Neusiedel, Kreis Tilsit-Ragnit,
am 9. Februar

Cessarek, Günter, aus Grabnick,
Kreis Lyck, am 9. Februar

Donder, Brunhild, aus Lyck, am
9. Februar

Gantz, Walter, aus Goldenau,
Kreis Lyck, am 10. Februar

Holland, Ellen, aus Canditten,
Kreis Preußisch Eylau, am 
9. Februar

Jakubassa, Walter, aus Linden-
ort, Kreis Ortelsburg, am 8. Fe-
bruar

Klein, Edith, aus Wolfsee, Kreis
Lötzen, am 3. Februar

Kolvenbach, Inge, geb. Las-
kowski, aus Allendorf, Kreis
Neidenburg, am 10. Februar

Langen, Gertrud, geb. Schulz,
aus Neuhoff, Kreis Lötzen, am
12. Februar

Messer, Erna, geb. Keller, aus
Tapiau, Kreis Wehlau, am 
13. Februar

Metschukat, Edith, geb. Ballnus,
aus Grünwiese, Kreis Elchnie-
derung, am 11. Februar

Mrotzek, Ruth, geb. Blaurock,
aus Plohsen, Kreis Ortelsburg,
am 12. Februar

Näther, Ulrich, aus Lötzen, am
8. Februar

Opitz, Brigitte, geb. Gaedtke,
aus Rosenwalde, Kreis Elch-
niederung, am 14. Februar

Queda, Horst, aus Arlen, Kreis
Lötzen, am 6. Februar

Reck, Siegfried, aus Arlen, Kreis
Lötzen, am 8. Februar

Rugullis, Arno, aus Memel, am
5. Februar

Schmidt, Arno, aus Poppendorf,
Kreis Wehlau, am 11. Februar

Skiendziel, Heimke, geb. Wie-
bensohn, aus Kölmersdorf,
Kreis Lyck, am 14. Februar

Skrotzki, Erich, aus Haasenberg,
Kreis Ortelsburg, am 8. Februar

Sobotka, Marlene, geb. Strup-
pek, aus Wiesenfelde, Kreis
Treuburg, am 11. Februar

Weiße, Ilse, geb. Gronau, aus
Pillau, Kreis Fischhausen, am
12. Februar

Witte, Inge, geb. Nowak, aus
Schareiken, Kreis Treuburg,
am 12. Februar

ZUM 80. GEBURTSTAG

Andres, Anita, geb. Morgen-
schweis, aus Kirpehnen, Kreis
Fischhausen, am 8. Februar

Bahro, Ruth-Marlena, geb. Tut-
tas, aus Weidicken, Kreis Löt-
zen, am 10. Februar

Bandilla, Else, geb. Skrodzki,
aus Kalthagen, Kreis Lyck, am
27. Januar

Chemnitz, Waltraud, geb. Lul-
lies, aus Fronicken, Kreis
Treuburg, am 14. Februar

Claus, Hannelore, aus Maintal,
Kreis Wehlau, am 14. Februar

Elbe, Traute, geb. Mallasch, aus
Dreimühlen, Kreis Lyck, am
14. Februar

Engelke, Reintraut, aus Aschen-
berg, Kreis Elchniederung, am
12. Februar

Fischer, Inge, geb. Falk, aus Sa-
krau, Kreis Neidenburg, am
14. Februar

Königsmann, Paul, aus Parlösen,
Kreis Ortelsburg, am 10. Fe-
bruar

Kreft-Bootz, Bärbel, geb. Anger-
mann, aus Lötzen, am 8. Fe-
bruar

Langhammer, Sieglinde, geb.
Rieleit, aus Neukirch, Kreis
Elchniederung, am 11. Februar

Lefebore, Ingeborg, geb. Giese,
aus Kölmersdorf, Kreis Lyck,
am 10. Februar

Massmann, Hildegard, geb. Ro-
sowski, aus Glauch, Kreis Or-
telsburg, am 14. Februar

Möde, Heinz, aus Barnen, Kreis
Treuburg, am 14. Februar

Opretzka, Johannes, aus Roh-
manen, Kreis Ortelsburg, am
12. Februar

Pestinger, Helga, geb. Koslows-
ki, aus Lindengrund, Kreis Or-
telsburg, am 10. Februar

Pogorzelski, Günter, aus See-
dorf, Kreis Lyck, am 14. Fe-
bruar

Richter, Edith, geb. Lepsien, aus
Kanten, Kreis Fischhausen,
am 14. Februar

Sacher, Elli, geb. Moos, aus
Stosnau, Kreis Treuburg, am
11. Februar

Sadlack, Hans-J., aus Ortels-
burg, am 10. Februar

Schwartzkopff, Hermann, aus
Kuckerneese, Kreis Elchnie-
derung, am 11. Februar

Senff, Gisela, geb. Eichstädt, aus
Oschekau, Kreis Neidenburg,
am 10. Februar

Spittka, Herbert, aus Reusch-
werder, Kreis Neidenburg, am
8. Februar

Weise, Hannelore, geb. Ullisch,
aus Wächtershausen (früher
Kossaken), Kreis Johannis-
burg, am 2. Februar

Wengoborski, Klaus Jürgen, aus
Lyck, am 10. Februar

Wittke, Ulrich, aus Trammen,
Kreis Elchniederung, am 
14. Februar

ZUM 75. GEBURTSTAG

Ackerhusen, Urte, geb. Borows-
ki, aus Eibenau, Kreis Treu-
burg, am 12. Februar

Düputell, Peter, aus Cranz, Kreis
Fischhausen, am 2. Februar

Kolossa, Erika, geb. Ku-
rowski, aus Treuburg, am 
12. Februar

Petrat-Schrock, Erika, geb. Pe-
trat, aus Schleuwen, Kreis
Ebenrode, am 14. Februar

Klein, Ernst und Ehefrau Marga-
rete, geb. Doroch, aus Neu-
endorf, Kreis Lyck, am 11. Fe-
bruar



Wir erleben gerade eine span-
nende politische Zeit und wollen
zu unserer zur Tradition geworde-
nen heimatpolitischen Tagung ein-
laden. Der große Erfolg unserer
Tagungen in den vergangenen Jah-
ren und das rege Interesse der
Teilnehmer haben dafür die Maß-
stäbe gesetzt. Der Landkreis Ro-
tenburg (Wümme) als Paten-
schaftsträger und die Kreisge-
meinschaft Angerburg laden alle
an der Geschichte und Kultur Ost-
preußens Interessierte zu dieser
Tagung sehr herzlich ein. Die Ta-
gung findet am Wochenende 
16. und 17. Februar in 27356 Ro-
tenburg (Wümme), Gerberstra-
ße 16 (Theodor-Heuss-Schule)
statt. Es konnten wieder kompe-
tente Referenten gewonnen wer-
den. 

Für Besucher der Tagung ist die
Mensa der Theodor-Heuss-Schule
bereits ab 14 Uhr geöffnet, und es

wird Kaffee, Tee und Kuchen ange-
boten. Nach der Begrüßung der Ta-
gungsteilnehmer um 15 Uhr wird
Christopher Spatz, Bremen, die Ta-
gung mit seinem Vortrag „Wolfs-
kinder“ einleiten. Nach einer kur-
zen Pause wird Direktor Wolfgang
Freyberg, Ellingen, das Thema
„Neue Nachbarn – Deutsche und
Polen im Ermland und Masuren
nach 1945“ behandeln. Im An-
schluss an die Vorträge besteht je-
weils Gelegenheit für Fragen an
die Referenten und für eigene Ein-
schätzungen. Mit einem gemeinsa-
men Abendessen (Elchbraten) ge-
gen 19 Uhr und anregenden Ge-
sprächen mit interessanten Gästen
lassen wir den Tag ausklingen. Am
folgenden Tag, Sonntag, 17. Febru-
ar, 10 Uhr, wird die Tagung in der
Theodor-Heuss-Schule fortgesetzt.
Wolfgang Brandes, Fallingbostel,
wird uns die wahre Geschichte des
Hauptmanns von Köpenick schil-
dern. Gegen 12 Uhr wird die Ta-
gung mit dem Gesang des Ost-
preußenliedes „Land der dunklen
Wälder“ beendet sein. 

Aus organisatorischen Gründen
bitten wir um verbindliche An-
meldung, auch für das Elchbra-
tenessen zum Preis von 27 Euro
pro Person einschließlich Dessert
und Mitteilung von Übernach-
tungswünschen bis zum 9. Febru-
ar 2019 (Posteingang) an Brigitte
Junker, Sachsenweg 15, 22355
Hamburg. Ein Tagungsbeitrag
wird nicht erhoben. Eine schriftli-
che Anmeldebestätigung wird
nicht erteilt. 

Kurt-Werner Sadowski
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PARTNER-REISEN
Grund-Touristik GmbH & Co. KG

Flugreisen nach Königsberg ab vielen deutschen Flughäfen mit Umstieg in Warschau 
oder Minsk, Fährverbindungen Kiel – Klaipeda 
Zusammenstellung individueller Flug-, oder Schiffsreisen nach Ostpreußen für  
Einzelpersonen und Kleingruppen nach Ihren Wünschen!
Gruppenreisen nach Osten 2019
• 17.05.-24.05.: Flugreise nach Ostpreußen mit Dieter Wenskat
• 22.05.-29.09.:  Busreise nach Gumbinnen zum Stadtgründungsfest: Die Besondere  

Reise - Gumbinner zeigen Gumbinnen mit Gerhard Thies
• 24.05.-02.06.: Gedenkfahrt „Stationen von Flucht und Vertreibung“ mit Peter Westphal
• 27.06.-06.07.: Bus- und Schiffsreise nach Tilsit-Ragnit und Nidden mit Eva Lüders
• 27.06.-06.07.: Bus- und Schiffsreise Gumbinnen und Nidden
• 28.06.-07.07.:  Landschafts- und Naturexkursion nach Ostpreußen mit Hubert Geiger 

und Peter Westphal
• 16.07.-24.07.: Busreise zum Stadtfest nach Heiligenbeil mit Dietrich Mattern
• 31.07.-09.08.: Sommerreise Gumbinnen und Kurische Nehrung
• 31.07.-09.08.:  Busreise Elchniederung und Kurische Nehrung – Stadtfest in  

Heinrichswalde mit Peter Westphal
• 14.08.-25.08.: Flugreise Ostpreußen mit Dieter Wenskat
• 16.08.-25.08.: Bus- und Schiffsreise Tilsit und Nidden mit Manfred Urbschat
Gruppenreisen 2019 -  jetzt planen
Sie möchten mit Ihrer Kreisgemeinschaft, Ihrem Kirchspiel, Ihrer Schulklasse oder dem 
Freundeskreis reisen? Gerne unterbreiten wir Ihnen ein maßgeschneidertes Angebot nach 
Ihren Wünschen. Preiswert und kompetent. Wir freuen uns auf Ihre Anfrage.
– Fordern Sie bitte unseren ausführlichen kostenlosen Prospekt an. –

Everner Str. 41, 31275 Lehrte, Tel. 05132/588940, Fax 05132/825585, E-Mail: Info@Partner-Reisen.com

Anzeige

mann, Untere Dorfstraße 3, 
32676 Lügde-Elbrinxen, Telefon
(05283) 9870, E-Mail: info@lip-
pischerhof.de, Internet: www.lip-
pischerhof.de: Die Gemeinschaft
Arys–Stadt und -Land lädt ein
zum Arystreffen.

Unser Quartier hat sich beim
letzten Arystreffen im Mai 2018
sehr bewährt. Wir haben uns alle
sehr wohl gefühlt und hoffen,
dass sich auch dieses Mal eine
schöne Gruppe Aryser zu-
sammenfindet. Dazu gehören alle
Landsleute aus dem Kirchspiel
Arys-Stadt und Land, also die Ge-
meinden von Gebürge bis Schüt-
zenau und von Ublick bis Wolfs-
heide sowie ihre Abkömmlinge
und Freunde der Gemeinschaft
Arys. Wir bitten um rasche An-
meldung im Lippischen Hof mit
Stichwort „Arystreffen“. Wir wer-
den auch wieder Bilder aus dem
früheren und heutigen Arys an-
schauen und darüber reden, was
war, was ist und was vielleicht
sein wird. 

Die einwöchige Flugreise nach
Neidenburg zum 25-jährigen Ju-
biläum des „Vereines der Deut-
schen Minderheit“ findet von

Dortmund nach Ortelsburg-
Schiemanen statt. Der Termin für
den Hinflug ist am 24. Juni von
Dortmund, der Termin für den
Rückflug am 1. Juli von Schiema-
nen.

Unterkunft ist das direkt am
Omulefsee gelegene Hotel GA-
WRA in Wickenau. Die Jubiläums-
feier wird am 29. Juni stattfinden.

Durch Ausfall von einigen An-
gemeldeten, sind noch fünf Plätze
frei. Bei Interesse bitten wir um
eine schnelle Anmeldung, damit
wir weiter planen können.

Für die Bruderhilfe, die im
Sommer an hilfsbedürftige Mit-
glieder der Deutschen Minderheit
in Neidenburg ausgezahlt wird,
werden noch Spenden entgegen-
genommen. Dieses gilt auch für
die Unterstützung der evangeli-
schen Kirchengemeinde, die zum
Großteil aus der Deutschen Min-
derheit besteht.

Pfarrer Roland Zagora freut sich
über jede Spende.

Unser Mitglied Gerhard Scheer
hat wieder eine besondere Nord-
Ostpreußen-Reise zusammenge-
stellt, wer kann, sollte mitfahren –
von den älteren Mitbürgern erfah-
ren wir oft Zusammenhänge, die
man nirgends lesen kann, und die
Gemeinschaft mit alten Ostpreu-
ßen ist immer ein Erlebnis eige-
ner Art. Außerdem ist der Bus die
einzige Möglichkeit, Hilfsgüter in
den Heimatkreis zu bringen. neun
Tage vom 26. Juni bis 5. Juli. 

Der Bus startet in Wuppertal,
mit Zustiegsmöglichkeiten in
Hannover und Berlin, durch
Westpreußen führt die Reise über
Osterode und Allenstein zum Ho-
tel in Sensburg oder Lötzen. Wei-
ter geht die Reise über Lötzen
nach Goldap, durch die südliche
Rominter Heide, das Drei-Länder-
eck passierend ins Nördliche Ost-
preußen. Über die Wystiter Hö-
hen fahren Sie erst nach Kybartei
dann nach Eydtkau und fahren
über Ebenrode zum Gasthaus Al-
te Apotheke in Trakehnen. 

Von dort aus ist der Besuch fol-
gender Orte geplant: Gumbinnen,
die Salzburger Kirche, Friedrich-
schule mit Fresko, das Wystiter-
ökologisch-historische Museum
von A. Sokolov, die Kirche in
Groß-Rominten die Romintebrü-

cke bei Makunischken, Tollmin-
gen und Kanthausen mit dem
Kantmuseum.

Es geht weiter über Insterburg,
Georgenburg, Taplaken, Wehlau
und Tapiau nach Königsberg. Von
dort aus wird eine Fahrt zur Kuri-
schen Nehrung unternommen
(Cranz, Epha Düne, Sarkau, Ros-
sitten). 

Über Preußisch Eylau, durch
das Oberland, vorbei an Elbing
fährt der Bus nach Danzig, mit ei-
nem Stopp in Bartenstein.

Nächstes Ziel mit Halt in Kart-
haus ist Stettin, bevor die 
Rückreise angetreten wird.

Weitere Informationen bei
Scheer-Reisen, Leonhardstra-
ße 26, 42281 Wuppertal, Telefon
(0202) 500077 oder 503413, 
E-Mail: info@scheer-reisen.de

Lügde-Elbrinxen – Freitag, 
3., bis Sonntag, 5. Mai, Landhotel
Lippischer Hof, Familie Udo Nier-

AUS DEN HEIMATKREISEN

Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. 
Melden Sie deshalb jeden Wohnungswechsel. 

Bei allen Schreiben bitte stets den letzten Heimatort angeben

Kreisvertreter: Kurt-Werner Sa-
dowski. Kreisgemeinschaft An-
gerburg e.V., Landkreis Rotenburg
(Wümme), Postfach 1440, 27344
Rotenburg (Wümme), Landkreis:
Telefon (04261) 9833100, Fax
(04261) 9833101. 

ANGERBURG

Heimatpolitische 
Tagung

Kreisvertreter: Dr. Gerhard 
Kuebart, Schiefe Breite 12a,
632657 Lemgo, Telefon (05261) 8
81 39, E-Mail: gerhard.kuebart@
googlemail.com.

EBENRODE
(STALLUPÖNEN)

Neuntägige Busreise

Kreisvertreter: Siegfried Strysio,
Telefon (05147) 975518. Ri-
schwiesen 4, 31311 Uetze/Hänig-
sen, Internet: www.kreisgemein-
schaft-johannisburg.de; E-Mail:
kreiver.strysio@t-online.de; Erster
Stellvertreter: Klaus Dowanr, An
der Grubenbahn 21, 01665 Mei-
ßen, Telefon (03521) 4592901, E-
Mail: kodo48@aol.com; Kassen-
verwalter: Günter Woyzechowski
(kommissarischer Kreisvertreter),
Röntgenstraße 14, 31157 Sarstedt,
Telefon (05066) 63428, E-Mail:
g.awoy@htp-tel.de

JOHANNISBURG

Arystreffen

Kreisvertreter: Ulrich Pokraka,
An der Friedenseiche 44, 59597
Erwitte, Telefon (02943) 3214, Fax
-980276, E-Mail: u-pokraka@t-
online.de. Stellvertreter: Frank
Jork, Oberbörry 18, 31860 Em-
merthal - Börry, Telefon (0171)
7086334.

NEIDENBURG

Plätze frei

Bruderhilfe

Ludwigsburg – Dienstag, 12. Fe-
bruar, 15 Uhr, Krauthof, Beihinger
Straße 27: Jahreshauptversamm-
lung mit Königsberger-Klopse-Es-
sen. Tagesordnung: 1. Begrüßung,
2. Totenehrung, 3. Rechenschafts-
bericht des 1. Vorsitzenden, 
4. Kassenbericht des Kassenwarts,
5. Bericht der Kassenprüfer, 
6. Entlastung des Vorstandes, 
7. Anträge, 8. Wahlen aller Ämter,
9. Verschiedenes.

Wendlingen – „Wer nicht mit
der Zeit geht, der vergeht mit der
Zeit“. So kann man den Wechsel
im Vorsitz der Landsmannschaft
benennen, der bei der Weih-
nachtsfeier am 3. Adventsonntag,
den 16. Dezember, vollzogen wur-
de. Birgit Pallaks-John, heißt die
neue Vorsitzende. In Wendlingen
im Jahr 1956 geboren, seit 1994
Mitglied und seit 2014 Kassiere-
rin in der Gruppe. In Personal-
union wird sie Vorsitzende, Spre-
cherin, Obmännin und Kassiere-
rin sein. Unterstützt wird sie von
ihrer Tochter Stefanie John. Die 
1. und 2. Nachkriegsgeneration
übernimmt Verantwortung. Die
Erlebnisgeneration, der vor 1945
Geborenen, ist klein geworden.
Sie wünscht sich Entlastung für
die Übernahme heimatlichen Er-
bes. Und hier liegen die Pro bleme
aller Landsmannschaften. Die
Nachkommen unserer verstorbe-
nen Landsleute sind vom Zeit-
geist geprägt. In den Schulen und
der Gesellschaft war der Begriff
„Heimat“ kein Thema. An dere

Wertvorstellungen wurden ange-
nommen. Geradezu antihei -
matlich. Richtig ist, alle wissen es,
Heimat kann man nicht verord-
nen, Herz und Seele weisen den
Weg zum Ursprung von Mut -
tersprache, Spur der Kinderfüße,
Jugendtraum und erste Liebe, von
Geborgenheit und Zuhause. Von
den Wurzeln der Ahnen und de-
ren Herkunft! So der scheidende
Vorsitzende Helmut Pallaks in sei-
nen Ausführungen: 64 Jahre
Landsmannschaft Wendlingen
und Umgebung. Vierzig Jahre ha-
be er dieser Heimatgemeinschaft
gedient. Zur gleichen Zeit 25 Jah-
re stellvertretender BdV-Kreisvor-
sitzender und 25 Jahre Beisitzer
im Landesvorstand LM Ostpreu-
ßen in Baden-Württemberg. Im-
mer das Herz zum Pfand gegeben.

Das hohe Alter, 88 Jahre, und
die stärker werdenden Altersbe-
schwerden sind Anlass zum Vor-
standswechsel. Spät, aber noch
nicht zu spät. Tochter und Enkel-
tochter, seit einigen Jahren in Be-
reitschaft, baten, so lange als mög-
lich weiter zu machen. 

In der vor 32 Anwesenden in
der Weihnachtsfeier sprach die
neue Vorsitzende das Schlusswort
zum neuen Jahr mit den Wün-
schen für die Zukunft. Im Trend
ihrer Zeit werde sie das Ehrenamt

ausüben und wahrnehmen. Wis-
send, dass unsere Heimatgemein-
schaft kleiner wird. Drei junge Fa-
milien sind jetzt schon dabei. Wo
drei Generationen zusammen hal-
ten, ist die Zukunft gesichert. Das
macht Hoffnung. Die Weitergabe
von heimatlicher Kultur und his-
torische Geschichte als Erbe der
Vorfahren heißt der Auftrag. Die
Salzburger Exilanten von 1732
können uns Vorbild sein. Mit
Worten von Ernst Moritz Arndt:
„heilig soll dem Menschen die
Stätte seyn, wo er gebohren ist,
und ehrwürdig bleiben das, wor-
an seine Kindheit erwuchs“, ging
die Weihnachtsfeier zu Ende. 

H.P.

Ansbach – Sonnabend, 16. Fe-
bruar, 15 Uhr, Orangerie: Film:
„Zerstreute Wörter“ über das Le-
ben der Fischer auf der Kurischen
Nehrung. – Sonnabend, 22. Juni,
Tagesausflug geplant. Bitte um Ih-
re Vorschläge bis zum Treffen im
April. Anmeldungen bei Heide
Bauer, Telefon (0981) 85425.

Hof – Sonnabend, 9. Februar, 
13 Uhr(!), Altdeutsche Bierstube:
Grützwurstessen. Gäste sind
herzlich willkommen.

KREISGRUPPEN

Anger -
b u r g ,
Goldap
– Don-
nerstag,

14. Februar, 14 Uhr, Restaurant
„Oase Amera“, Borussiastraße 62,
12102 Berlin: Treffen. Anfragen an
Marianne Becker, Telefon (030)
7712354.

Bartenstein – Anfra-
gen für gemeinsame
Treffen an Elfi Fort-
ange, Telefon (030)
4944404.
Frauengruppe –
Mittwoch, 13. Febru-
ar, 13.30 Uhr, Pflege-
stützpunkt, Wil-
helmstraße 116-117,

10963 Berlin: Treffen. Anfragen an
Marianne Becker, Telefon (030)
7712354.

Johannisburg, Lötzen, Sensburg –
Dienstag, 19. Februar, 13 Uhr, Res-
taurant Muna, Albrechtstraße 52,
12167 Berlin: Treffen. Anfragen
für Johannisburg und Sensburg an
Andreas Maziul, Telefon (030)
5429917, für Lötzen an Gabriele
Reiß, Telefon (030) 7563563.

Königsberg – Frei-
tag, 15. Februar, 
14 Uhr, Forcken-
bekkstraße 1, 14199
Berlin-Wilmersdorf:

Treffen. Anfragen an Elfi Fortange,
Telefon (030) 4944404.

Rastenburg – Sonn-
tag, 10. Februar, 
15 Uhr, Restaurant
Stammhaus Rohr-
damm 24 B, 13629

Berlin: Treffen. Anfragen an Mar-
tina Sontag, Telefon (033232)
188826.

Bremen – Sonnabend, 9. Febru-
ar, 14.15 Uhr (Einlass), 15 Uhr
(Beginn), Hotel Airport Bremen,
Flughafenallee 26: Bremer Ost-
und Westpreußentag mit Fleck
und Klopsen. Nach der Begrü-
ßung besteht die Gelegenheit,
Kaffee und Kuchen zu bestellen. 

Von Jonny Reimers wird an-
schließend die Reportage „Bei
Amalia – Eine Deutsche aus Ka-
sachstan betreut die Kirche in
Mühlhausen, Kreis Preußisch Ey-
lau in Ostpreußen“ per Media-
Player vorgetragen.

Zur Unterhaltung haben wir
dank der Vermittlung unseres
Mitgliedes Wilhelm Norra wieder

den „Männerchor Eintracht Wey-
he“ eingeladen. Dieser Chor ist
schon vielfach in Bremen und
Umgebung sowie in der lettischen
Heimat der Chorleiterin Anita Ba-
lode-Butt aufgetreten. Das A cap-
pella-Programm, begleitet mit
dem E-Piano, wird uns mit Volks-
liedern, volkstümlichen Melo-
dien, auch aus Lettland, und
Schlagern erfreuen. Der Auftritt
erfolgt in zwei Blöcken, dazwi-
schen ist Zeit zum Unterhalten
und zum Bummeln und Schauen
am Büchertisch. Das Essen be-
ginnt gegen 17.30 Uhr mit dem
traditionellen Pillkaller. Anschlie-
ßend gibt es je nach Wahl Königs-
berger Fleck oder Königsberger
Klops. 

Die Veranstaltung soll wieder
durch Einnahmen aus dem anti-
quarischen Bücherverkauf ge-
sponsert werden. Für die Veran-
staltung gelten daher folgende er-
mäßigte Preise: Eintritt und Essen
(Königsberger Fleck): 10 Euro,
Eintritt und Essen (Königsberger
Klops): 15 Euro. Anmeldungen
sind erforderlich unter Benen-

LANDSMANNSCHAFTLICHE ARBEIT

LANDESGRUPPEN

Vors.: Uta Lüttich, Feuerbacher
Weg 108, 70192 Stuttgart, Telefon
und Fax (0711) 854093, Ge-
schäftsstelle: Haus der Heimat,
Schloßstraße 92, 70176 Stuttgart,
Tel. und Fax (0711) 6336980.

BADEN-
WÜRTTEMBERG

Wendlingen: Der scheidende
Vorsitzende Helmut Pallaks
überreicht der Nachfolgerin
Birgit Pallaks-John, das Buch
„Achthundert Jahre Deut-
sche Geschichte“ Bild: Stefanie John

Vorsitzender: Friedrich-Wilhelm
Böld, Telefon (0821) 517826, Fax
(0821) 3451425, Heilig-Grab-Gas-
se 3, 86150 Augsburg, E-Mail: in-
fo@low-bayern.de, Internet: www.
low-bayern.de.

BAYERN

Vorsitzender: Rüdiger Jakesch,
Geschäftsstelle: Forckenbeck-
straße 1, 14199, Berlin, Telefon
(030) 2547345, E-Mail:
info@bdv-bln.de, Internet:
www.ostpreussen-berlin.de. Ge-
schäftszeit: Donnerstag von 
14 Uhr bis 16 Uhr Außerhalb der
Geschäftszeit: Marianne 
Becker, Telefon (030) 7712354.

BERLIN

BREMEN

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung auf Seite 16



nung des Speisewunsches in un-
serer Geschäftsstelle Parkstraße 4,
28209 Bremen (jeden Donnerstag
von 15 bis 17.30 Uhr) oder auf An-
rufbeantworter, Telefon (0421)
3469718.

„Hätte ich doch schon früher
von der Existenz der örtlichen
Gruppe Bremen der Landsmann-
schaft Ostpreußen gewusst, ich
hätte schon viel früher alles mit-
gemacht!“ so hörten wir es oft von
Gudrun Lutze, wenn es in Gesprä-
chen um das frühere Wirken un-
serer Gruppe ging.

So kann es gehen in einer Groß-
stadt mit ihrem großen Angebot
kultureller und anderer Veranstal-
tungen, wenn jemand in einem
Randbezirk zuhause ist. So ging
es auch der Oberstudienrätin Gu-
drun Lutze, 1940 in Königsberg
geboren und schon lange in der
Ermland-Vertretung aktiv.  Im Ge-
schichts- und Englisch-Unterricht
ließ sie ihre Schülerinnen und
Schüler teilhaben an ihrer  Ver-
bundenheit mit der ostpreußi-
schen Heimat.  Als es möglich
war, nach der Grenzöffnung di-
rekt und frei mit den östlichen
Nachbarn in Kontakt zu treten,
lud sie die Folkloregruppen „Zvel-
sa“ und „Vite“ aus Litauen zu Auf-
tritten in die Aula ihres Gymnasi-
ums in Bremen-Nord ein. Es wa-
ren viel beachtete gut besuchte
Auftritte, die letztlich auch den
Kontakt mit unserer Landsmann-
schaft herbeiführten.

Wenig später war Gudrun Lutze
unser Mitglied und seit 2004
Schriftführerin im Vorstand. 15
Jahre lang hat sie uns treu und re-
gelmäßig bei allen Projekten be-
gleitet. Wir erlebten sie als eine
kreative, geistreiche, immer
freundliche Unterstützerin, die
für jeden zugänglich war. Über ih-
ren plötzlichen unerwarteten Tod
sind wir tief bestürzt und traurig.
Wir werden die Erinnerung an
Gudrun Lutze allzeit in Ehren
halten. Heinrich Lohmann

Wetzlar – Montag, 11. Februar,
13 Uhr, Restaurant Grillstuben,
Stoppelberger Hohl 128: Ostpreu-
ßischen Humor bietet der Buch-
autor Joachim Albrecht. Besucher
sind eingeladen, selbst humoristi-
sche Beiträge zu bringen. Der Ein-
tritt ist frei. Kontakt: Kuno Kutz,
Telefon (06441) 770559.

Bericht – Die Landesgruppe
Hessen der Landsmannschaft der
Ost- und Westpreußen hat zwei
Persönlichkeiten der Königsber-
ger Diakonie geehrt. Für ihre
langjährige Mitgliedschaft in der
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44. Prä-
sident
der USA
(Barack)

nach-
drück-
lich, ein-
dringlich

afrik.-
asiat.
Raub-
katze

frösteln;
Grauen
emp-
fi nden

Ge-
hässig-
keit

kleines,
spitzes
Bruch-
stück

Nadel-
baum,
Kiefer

Ver-
größe-
rungs-
glas

Strom
in
Vorder-
indien

Essgerät
der Chi-
nesen

Fluss
zur
Seine

anfäng-
lich

altnord.
Erzäh-
lung in
Prosa

rügen-
der Be-
urteiler

Gebiet;
Sektor

Acker-
gerät

Schluss-
mann,
Goal-
keeper

Wort
zur Be-
grüßung

Palast
(franzö-
sisch)

Flachs,
Faser-
pfl anze

vor-
nehm;
groß-
zügig

Fracht
von Flug-
zeugen,
Schiffen

sich für
etwas
aus-
sprechen

Staat im
Baltikum

Teil des
Mittel-
meeres

Anhäng-
lichkeit,
Loyalität

Vater
und
Mutter

Ge-
schenk,
Almosen

Zitrus-
frucht

Heraus-
geber

ugs.:
Schluss!,
Genug!
(ital.)

religiöse
Vereh-
rung

Acker-
unkraut,
Nelken-
gewächs

männ-
liches
Rind,
Bulle

Vorge-
setzter

innige
Zu-
neigung

Buch für
erste
Eintra-
gungen

psy-
chisch Südasiat

Zeichen
für See-
meile

emsiges
Insekt

feier-
liches
Verspre-
chen

Hub-
schrau-
ber-
fl ügel

Kopf-
schutz

Mär-
chen-,
Sagen-
gestalt

spa-
nisch:
Fräulein

Frage-
und-
Antwort-
Spiel

ägypti-
sche
Halb-
insel

Nationa-
litäts-
zeichen
Tunesien

Wäh-
rungs-
einheit

Provi-
sorium;
Not-
lösung

bayer.
Schrift-
steller
(Ludwig)

Längen-
maß

Sitten-,
Geset-
zesver-
letzer

Geliebte
des Zeus

Tochter
des
Tantalus

Himmels-
wesen

den
Inhalt
ent-
nehmen

Denk-
vermö-
gen, Ein-
sicht

Denk-
ansatz;
Lehr-
meinung

schneller
Auto-
fahrer

Gesichts-
färbung Kloster

Haupt-
stadt
Taiwans

streifend
umher-
ziehen

Straf-
fälliger,
Delin-
quent

blüten-
lose
Wasser-
pfl anze

eng-
lisches
Bier

derb, rau
arabi-
scher
Männer-
name

Wiederein-
gliederung
Kranker
(Kurzwort)

Dramen-
gestalt,
Dänen-
prinz

hoch-
ziehen
(Segel,
Flagge)

Pfeifen-
tabak

Holz-
fl ößung

unter-
irdi-
scher
Raum

Gipfel
der
Berner
Alpen

Auf-
sehen,
Skandal

ein Balte
Stadt
am
Nieder-
rhein

gesund
machen

Teil-
zahlung

Absper-
rung,
Hin-
dernis

ein
Europäer

Brühe,
Abge-
kochtes

Nachbar-
staat
des Iran

lieber,
wahr-
schein-
licher

starke
Hitze

Abkür-
zung für
unter
anderem

arbeit-
sam

dt.
Mundart-
dichter
(Fritz)

Künstler
in Zirkus
und
Varieté

Entwick-
lungs-
richtung,
Tendenz

nord-
deutsch
für Ried,
Schilf

Rauch-
fang,
Schorn-
stein

Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

Mittelworträtsel: 1. Fahrten,  
2. Schwalben, 3. Konserven, 4. Batterie, 
5. Geister, 6. Druesen, 7. Quellen –  
Raetsel 

Magisch: 1. Drogist, 2. agieren,  
3. Asterix

  O   L  S   S   L   S  E  S  
  B E R E I C H  P F L U G  T O R W A R T
 C A R G O  H A L L O  P A L A I S  G  A
  M N  P L A E D I E R E N  E S T L A N D
 B A S T A  U M  T H   G A B E  E  O L
   T  R A D E  T R E U E  C  L I E B E
  K L A D D E  S E E L I S C H  I N D E R
 Q U I Z  R R  T R  T   H E L M  I L 
  L C  S I N A I   E H R E N W O R T  S
  T H O M A  M E T E R  O F   N I O B E
       V E R N U N F T   L E E R E N
        I   R  R O E T E  S  H O
        S T R O M E R N  T A E T E R
       R E H A   V  G R O B  A L I
         E S  A L G E   T R I F T
        H O E H L E  L S  E  P  A
       B A R R I E R E  H E I L E N 
        M I  S   I R A K  E H E R
       F L E I S S I G  G L U T  U A
        E  R E U T E R  A R T I S T
        T R E N D  R E E T  E S S E

So ist’s  
richtig:
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Schüttelrätsel:

   U   K    
 G O N D E L B A H N
  P I N N E  L E A
  E O  T I F L I S
 E R N T E N  E M S

PAZ19_06

1 KREUZ BUCH

2 MEHL NEST

3 OBST DOSE

4 AUTO POL

5 PLAGE BAHN

6 TALG FIEBER

7 OEL STEUER

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich als Lösung ein anderes 
Wort für Denksportaufgabe.

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 ein Fachhändler

2 handeln

3 französische Comicfigur

Kreisgruppe Wetzlar erhielten der
84-jährige Pfarrer Dieter Nebeling
und die Oberin Hannelore Skor-
zinski die Treuebrosche in Gold
sowie eine Urkunde aus den Hän-
den des Vorsitzenden Kuno Kutz
(Hüttenberg).

Kutz lobte, dass der in Gießen
geborene Nebeling sich über viele
Jahre für die Königsberger Diako-
nissen eingesetzt. Von 1966 bis
1999 war der heute 84-Jährige in
der Königsberger Diakonie tätig,
zuletzt als Vorstand des Mutter-
hauses. Nach der politischen
Wende setzte er sich bei Reisen
nach Kaliningrad für die Versöh-
nung mit Russland ein. Seit vielen
Jahren ist er Mitglied der Kreis-
gruppe Wetzlar der Landsmann-
schaft der Ost- und Westpreußen.
Oftmals hat er Vorträge über die
Königsberger Diakonissen gehal-
ten sowie Andachten zu Ernte-
dank oder Advent gehalten.

Die einstige Oberin Hannelore
Skorzinski wurde 1939 in Bernd-
höfen, Kreis Lyck in Masuren, in
Ostpreußen geboren. Als sie
sechs Jahre alt war, musste Han-
nelore Skorzinski mit ihrer Fami-
lie den Bauernhof in Ostpreußen
verlassen und in den Westen flie-
hen. In Ibbenbüren fand die Fami-
lie einen Neuanfang. Sie meldete
sich 1958 mit 19 Jahren in das Di-
akonissen-Mutterhaus Münster
an, das zum Kaiserswerther Ver-
band, einem Dachverband der Di-
akonie, gehört. Zunächst absol-
vierte sie eine Krankenpflegeaus-

bildung, woran sich eine Ausbil-
dung als Heimerzieherin an-
schloss. 1966 wurde sie in den
Kreis der Diakonissen aufgenom-
men. Später hat sie noch die
Schwesternhochschule in Berlin
besucht.

Insgesamt 33 Jahre hat Hanne-
lore Skorzinski dem Münster-
schen Mutterhaus angehört. Dort
wurde sie vom Kaiserswerther
Verband berufen zur Oberin der
Königsberg Diakonie. Als sie 1990
auf dem Altenberg einzog, leitete
sie noch 115 Diakonissen. Nach
der politischen Wende nahm sie
Kontakt zum Kreiskrankenhaus in
Kaliningrad auf und hat sich bei
elf Reisen in die Heimat für die
Beziehungen zum ehemaligen
Krankenhaus der Königsberger
Diakonie eingesetzt. Bei der
Landsmannschaft gehörte sie re-
gelmäßig zu den Teilnehmern der
monatlichen Treffen. 

Wiesbaden – Dienstag, 12. Fe-
bruar, 14.30 Uhr, Haus der Hei-
mat, Wappensaal, Wiesbaden,
Friedrichstraße 35: Frauengruppe,
Allerlei zur Fassenacht – Ein när-
rischer Nachmittag mit Spaß an
der Freud. – Sonnabend, 16. Fe-
bruar, 15 Uhr, Haus der Heimat,
Wappensaal (1. Stock), Wiesba-
den, Friedrichstraße 35: Monats-
treffen, Kreppel-Kaffee im Wap-
pensaal. Unter dem Motto „Spaß
an der Freud“ wollen wir eine
fröhliche und beschwingte Zeit
verbringen mit lustigen Beiträgen
und viel Gesang.

Kommen Sie zu dem bunten
Nachmittag, am besten mit guter
Laune und lustiger Kopfbedek-
kung. – Donnerstag, 21. Februar,
12 Uhr, Gaststätte Haus Waldlust,
Wiesbaden-Rambach, Ostpreu-
ßenstraße 46: Stammtisch. Ser-
viert wird „Schmandhering“. Es
kann auch nach der Speisekarte
bestellt werden. Wegen der Platz-
und Essensdisposition bitte unbe-
dingt anmelden bis spätestens 
15. Februar bei Irmgard Steffen,
Telefon (0611) 844938.

Bericht – Beim ersten Monats-
treffen im neuen Jahr zeigte sich
der Vorsitzende Dieter Schetat er-
freut darüber, dass in Hessen das
Thema Flucht und Vertreibung
politisch auch weiterhin einen
bedeutenden Platz einnehmen

werde. Im Rahmen weiterer Maß-
nahmen solle dies auch in den
Lehrplänen der Schulen und in
der Einrichtung eines Lehrstuhls
an einer hessischen Universität
zum Ausdruck kommen.

Des Weiteren berichtete Schetat
über einige Vorgänge im Königs-
berger Gebiet. An die Zerstörung
Königsbergs in der Nacht vom 
29. auf den 30. August 1944 durch
600 britische Bomber wird an-
lässlich des 75. Jahrestages mit ei-
nem Gedenkkonzert am 30. Au-
gust diesen Jahres im Königsber-
ger Dom gedacht. 

Das seit 1986 unvollendete und
leerstehende „Haus der Räte“ soll
für geschätzte drei Milliarden Ru-
bel hergerichtet werden und dann
den Behörden der Stadt- und Ge-
bietsverwaltung zur Verfügung
stehen. 

Im Bernsteinkombinat Wolitt-
nick am Ostufer des Frischen
Haffs wurde im vergangenen Jahr
der größte Klumpen Bernstein
mit 2375 Kilogramm Gewicht ge-
fördert. Die erkundeten Vorräte in
der seit 1976 bestehenden Lager-
stätte werden auf etwa 110000
Tonnen geschätzt, berichtet die
Zeitung „Königsberger Express“. 

Im heute polnischen Teil der
Frischen Nehrung wird zwischen
den Ortschaften Pröbbernau und
Vogelsang quer durch die Land-
zunge ein Kanal gebaut. Er wird
1,3 Kilometer lang sein und 80
Meter breit und rund 190 Millio-
nen Euro kosten.

Im heiteren Teil des Nachmit-
tags las Helga Kukwa die amüsan-
te Geschichte der Tilsiter Schrift-
stellerin Hannelore Patzelt-Hen-
nig vom vertauschten Ehering des
Onkels Karl. Erklärungsbedürftig
war in ihrer folgenden Erzählung
das Wort „Kissehl“, das wohl um-
gangssprachlich aus dem Litaui-
schen kommt und einen gesäuer-
ten, mehrfach gekochten Hafer-
brei mit Milch beschreibt. Aus
„Bilderbuch meiner Jugend“ von
Hermann Sudermann stammte
die vorgelesene Geschichte vom
Schlittschuhlaufen mit dessen
Bruder. 

Ebenfalls aus der Feder des Me-
melländer Dichters und Dramati-
kers war das Gedicht „An die Hei-
mat“, das Ilse Klausen vortrug. Sie

hatte schon zu Beginn der Veran-
staltung „Das Märchen vom strah-
lenden Monat Januar“ von Elke
Bräunling rezitiert mit den An-
fangsworten: „Ein neues Jahr be-
ginnt und ein neuer Monat, der
Januar, stellt sich vor.“

Parchim – An jedem dritten
Donnerstag, 14.30 Uhr, Café Wür-
fel, Scharnhorststraße 2: Treffen
der Kreisgruppe. Gemütlicher
Nachmittag, um über Erinnerun-
gen zu sprechen, zu singen und
zu lachen. Weitere Informationen:
Charlotte Meyer, Kleine Kemena-
denstraße 4, 19370 Parchim, Tele-
fon (03871) 213545.

Oldenburg – Mittwoch, 
13. Februar, 15 Uhr, Stadthotel,
Hauptstraße 38-40, 26122 Ol-
denburg-Eversten: Versamm-
lung mit einem Vortrag über 
„Die Jagd in Ostpreußen, 
einst und heute“ von Horst Bu-
schalsky, Förster. Mitglieder und

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung von Seite 15

Verstorben: Gudrun Lutze

B
ild

: p
ri

va
t

Vorsitzender: Ulrich Bonk,
Stellvertretender Vorsitzender:
Gerhard Schröder, Engelmühlen-
weg 3, 64367 Mühltal, Telefon
(06151) 148788

HESSEN

Treuebrosche in Gold überreicht: ehemalige Oberin der Königs-
berger Diakonie Schwester Hannelore Skorzinski, Pfarrer Dieter
Nebeling und Vorsitzender Kuno Kutz (v.l.) Bild: privat

Vorsitzender: Manfred F. Schukat,
Hirtenstraße 7 a, 17389 Anklam,
Telefon (03971) 245688.

MECKLENBURG-
VORPOMMERN

Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke,
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Telefon (04131) 42684.
Schriftführer und Schatzmeister:
Hilde Pottschien, Volgerstraße 38,
21335 Lüneburg, Telefon (04131)
7684391. Bezirksgruppe Lüne-
burg: Heinz Kutzinski, Im Wie-
sengrund 15, 29574 Ebstorf, Tele-
fon (05822) 5465. Bezirksgruppe
Braunschweig: Fritz Folger, Som-
merlust 26, 38118 Braunschweig,
Telefon (0531) 2 509377. Bezirks-
gruppe Weser-Ems: Otto v. Below,
Neuen Kamp 22, 49584 Fürste-
nau, Telefon (05901) 2968. 

NIEDERSACHSEN
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Mein Lebensweg ist beendet

Edith Müller
geb. Hildebrandt

 * 1923 Kampischkehmen † 2018 Unkenbach
 bis 1944 Sommerkrug

Es trauern
Karl und Brigitte Müller

Hauptstraße 38, 67823 Unkenbach

Anzeige

Freunde sind herzlich willkom-
men.

Osnabrück – Freitag, 15. Febru-
ar, 15 Uhr, Hotel Bürgerbräu, Blu-
menhaller Weg 43, 49080 Osna-
brück: Frauengruppe.

Rinteln – Donnerstag, 14. Fe-
bruar, 15 Uhr, Hotel Stadt Kassel,
Klosterstraße 42, 31737 Rinteln
(Navi: Bäckerstraße 1 oder Kreuz-
straße): Ralf-Peter Wunderlich
wird einen Vortrag „Friedrich der
Große - Kurzporträt und ge-
schichtliche Einordnung“ halten.
Neben Mitgliedern und Freunden
sind ebenfalls Angehörige und
interessierte Gäste aus nah und
fern herzlich willkommen. Für die
Planung wird nach Möglichkeit
um Anmeldung unter Telefon
(05751) 5386 oder über rebu-
schat@web.de gebeten.

Düsseldorf – Jeden Mittwoch,
18.30 bis 20 Uhr, GHH, Eichen-
dorff-Saal: Chorproben mit Ra-
dostina Hristova. – Mittwoch, 
15. Februar, 15.11 Uhr, Eichen-
dorff-Saal, GHH: Karnevalsveran-
staltung für alle Landsmannschaf-
ten, Motto „Gemeinsam jeck“. Im
Programm: Die Düsseldorfer Mu-
sikanten, Kinder aus dem Projekt
„Pänz en de Bütt“, Vorträge aus ei-
genen Reihen. – Donnerstag, 
21. Februar, 18 Uhr, Raum 412,
GHH: Offenes Singen mit Marion
Cals.

Köln – Mittwoch, 13. Februar,
14 Uhr, Café zum Königsforst,
Endhaltestelle der KVB-Linie 9
Königsforst. Weitere Informatio-
nen bei Günter Donder, Halfen-
gasse 23, 50735 Köln.

Münster – Die offene Frauen-
gruppe der Ost- und Westpreußen
Münster (Westf.) trifft sich jeden
2. Dienstag im Monat um 15 Uhr
unter der gemeinsamen Leitung
von Sabine Steinkat und Irmgard
Bludau im historischen Lamber-
tuszimmer des Restaurants Stuhl-
macher, Prinzipalmarkt 67, Mün-
ster. Gäste sind herzlich willkom-
men.

Neuss – Jeden zweiten Mitt-
woch im Monat, von 15 bis 
18 Uhr, Ostdeutsche Heimatstube,
Oberstraße 17: Frauengruppe.

Wesel – Sonnabend, 9. Februar,
15 Uhr, Heimatstube, Kaiserring 4:
Jahreshauptversammlung der
Landsmannschaft Ostpreußen-
Westpreußen Kreisgruppe Wesel,
um rege Beteiligung wird gebeten. 

Witten – Montag, 11. Februar, 
15 Uhr, Evangelische Lutherische

Kreuzgemeinde Witten, Luther-
straße 6-10: Treffen mit folgenden
Programmpunkten: Film, offenes
Singen, Ostpreußischer Humor,
natürlich Kaffee und Kuchen.
Weitere Informationen bei Mag-
dalena Pedyna, Telefon (0157)
34624018, oder Elisabeth Rohlf,
Telefon (02302) 80957.

Wuppertal – Freitag, 10., bis
Sonntag, 12. Mai: Fahrt zum LO-
Jahrestreffen nach Wolfsburg und
weiter nach Lüneburg. Ein mög-
licher Reiseablauf für mindestens
30 Personen: Drei Tage mit zwei
Übernachtungen. Abfahrt Freitag
10. Mai morgens ab Wuppertal
über Bad Nenndorf, hier ist 
der Besuch des Agnes Miegel
Hauses möglich, weiter nach
Wolfsburg. Sonnabend, 11. Mai,
Fahrt zum Ostpreußentreffen,
Congress Park Wolfsburg, Veran-
staltungsdauer 10 bis 17 Uhr. 
Anschließend Busfahrt durch 
die Lüneburger Heide nach Lüne-
burg. Sonntag 12. Mai, Besuch 
des Ostpreußenmuseums in 
Lüneburg, dann Stadtrundfahrt
oder Freizeit bis zur Heimreise 
16 Uhr.

Weitere Informationen und An-
meldung bei Gerhard Scheer, Te-
lefon (0202) 500077, oder Helga
Piontek, Telefon (0202) 4698257.

Bad Schwartau – Donnerstag,
14. Februar, 14.30 Uhr, AWO: Tref-
fen  zum Thema „Ostpreußen
lacht“, unsere Mitglieder gestalten
den Nachmittag selbst. Geschich-
ten, Anekdoten, Humorvolles und
Ernstes aus dem Leben gegriffen
in ostpreußischer Mundart vorge-
tragen von Mitgliedern der LO.

Burg auf Fehmarn – Dienstag,
12. Februar, 15 Uhr, Haus im
Stadtpark: Vortrag über Agnes
Miegel. Die Kulturreferentin der
Landsmannschaft Ost-, Westpreu-
ßen und Danzig Ina Naujok hält
einen Vortrag über Agnes Miegel,
liebevoll „Mutter Ostpreußen“ ge-
nannt. Sie wurde 1879 in Königs-
berg/Pr. geboren, war Schriftstel-
lerin, Journalistin und Balladen-
dichterin, hat lange Jahre in Bad
Nenndorf gelebt und gewirkt, wo
sie 1964 auf dem dortigen Fried-
hof auch beerdigt wurde. 

Gäste sind sehr herzlich will-
kommen.

Uetersen – Freitag, 8. Februar,
15 bis 17 Uhr, Haus Ueters End,
Kirchenstraße 7: Jahresversamm-
lung und Erläuterung des Jahres-
programms. Gemeinsames Kaffee-
trinken. Joachim Rudat zeigt Dias
über die Ostpreußen-Reise 2018.

Fehlerteufel: Herbert Tennigkeit
wird die Feierstunde zu Agnes
Miegels Geburtstag erst am 
8. März mit einer Lesung berei-
chern.
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Vorsitzender: Wilhelm Kreuer,
Geschäftsstelle: Buchenring 21,
59929 Brilon, Tel. (02964) 1037,
Fax (02964) 945459, E-Mail: Ge-
schaeft@Ostpreussen-NRW.de,
Internet: www.Ostpreussen-
NRW.de

NORDRHEIN-
WESTFALEN

Vors.: Edmund Ferner, Julius-
Wichmann-Weg 19, 23769 Burg
auf Fehmarn, Telefon (04371)
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

SCHLESWIG-
HOLSTEIN

Elmshorn – Mittwoch, 
13. Februar: Friesischer Abend
mit Bräuchen, Traditionen und
Grünkohl. Während des „Friesi-
schen Abends“ wird es ab 19 Uhr
am Elmshorner „Forum Baltikum
- Dittchenbühne“ um die „Tradi-
tionen und Bräuche der Nord-
friesen“ gehen. Es referiert Pro-
fessor Thomas Steensen vom
Bredstedter „Nordfriisk Institu-
ut“ – kenntnisreich und interes-
sant, wie auch schon bei den
Vorträgen, die er in den Vorjah-
ren an der Dittchenbühne ge-
halten hat.
Bikebrennen, Klootstock-Sprin-
gen, Boßeln und die besondere
Tracht der Friesen – das sind
nur ein paar der Besonderhei-
ten und Gewohnheiten der Frie-
sen. Gerade in Nordfriesland
sind solche Traditionen zahl-
reich und vielfältig. „Bräuche
gibt es überall auf der Welt“, er-

klärt Referent Steensen. Doch
weil Nordfriesland selbst ein

‚Land der Vielfalt‘ sei, gäbe es
dort besonders viele Traditionen

und Bräuche auf engstem Raum. 
Im Anschluss an den Vortrag ser-
viert die Küche der Dittchenbüh-
ne den Teilnehmern ein Grün-
kohlessen – ein Gericht, das in
Nordfriesland gern nach dem tra-
ditionellen Bikebrennen ver-
zehrt wird und das bereits im
Kostenbeitrag von 20 Euro pro
Person eingeschlossen ist. 
Um rechtzeitige Anmeldung
wird gebeten beim „Forum Bal-
tikum – Dittchenbühne“, Her-
mann-Sudermann-Allee 50,
25335 Elmshorn, Telefon
(04121) 89710, E-Mail: bue-
ro@dittchenbuehne.de. 

Informieren Sie sich auch über
das Bildungsreise-Programm, das
Touren von Tages-Ausflügen bis
zur neuntägigen Reise bietet. Da-
bei geht es etwa an die Binnenel-
be, ins Bernsteinland oder zum
Bundestag nach Berlin. 

Dittchenbühne

Eine von vielen Nordfriesischen Traditionen: Das Bikebrennen
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Am 30. Januar 2019 traf die Be-
auftragte der Bayerischen

Staatsregierung für Aussiedler
und Vertriebene, Sylvia Stierstor-
fer, MdL, im Rahmen einer Vor-
standssitzung des Bundes der
Vertriebenen mit dem Landesvor-
stand Bayern und den Vorsitzen-
den der in Bayern vertretenen
Landsmannschaften zusammen.
Dabei betonten BdV-Landeschef
Christian Knauer und die Beauf-
tragte ihre hervorragende Zusam-
menarbeit, die sie weiter vertiefen
wollen. Knauer lobte die Bayeri-
sche Staatsregierung als verläss-
lichen Partner, umso mehr als der
Freistaat weit mehr für die Anlie-

gen der Vertriebenen und Aus-
siedler eintrete als alle anderen
Länder. Diese Wertschätzung zei-
ge sich auch daran, dass man mit
Sylvia Stierstorfer jetzt eine
„Kümmerin“ habe, die sich mit
viel Herzblut für die Heimatver-
triebenen einsetze und als erfolg-
reiche Fürsprecherin ihrer Inter-
essen wahrgenommen werde.

Die Versammelten waren sich
einig, dass es der Schaffung eines
Lehrstuhls für die Integration der
deutschen Heimatvertriebenen in
Bayern bedürfe und Einrichtun-
gen wie das Schlesische Schau-
fenster in Straubing und das Haus
der Donauschwaben in Haar bei

München unbedingt erhalten
werden müssten. Sie zeigten sich
besorgt über die Situation der
deutschen Minderheit in Ober-
schlesien, die immer stärker un-
ter Pressionen und Ressentiments
zu leiden habe. Hier müsste auch
die Bundesregierung ihren Ein-
fluss zugunsten der Landsleute in
Polen stärker geltend machen, um
deren demokratischen Rechte zu
gewährleisten.

Weitere Themen waren die be-
vorstehende Europawahl, der
Wunsch nach einer Entbürokrati-
sierung der Rahmenbedingungen
für ehrenamtliche Arbeit und die
Frage, ob Leistungen aus dem 

Lastenausgleich mit einer mög-
lichen Entschädigung durch die
Herkunftsländer verrechnet wer-
den müssten. Einig waren sich
Stierstorfer, Knauer und die An-
wesenden auch in ihrer Forde-
rung, dass die Benachteiligung
der Spätaussiedler bei der Ren-
tenbemessung endlich überwun-
den werden müsse. Abschließend
ehrte Knauer die Vorsitzende der
Landsmannschaft der Baltendeut-
schen, Gertje Anton, für ihr lang-
jähriges Engagement und ihre
Verdienste mit der Silbernen Eh-
rennadel des Bundes der Vertrie-
benen. Pia Lingner-Böld,

Landesgruppe Bayern e.V.

Vertrauensvolle Zusammenarbeit
Der Bund der Vertriebenen in Bayern beim Gesprächstermin mit Sylvia Stierstorfer

Setzen sich in Bayern für die Interessen von Vertriebenen ein: 1. Reihe von links nach rechts: Dr. Gotthard Schneider, BdV-Landes-
vorstand; Sylvia Stierstorfer, MdL, Beauftragte der Bayerischen Staatsregierung für Aussiedler und Vertriebene; Christian Knauer,
BdV-Landesvorsitzender; Gertje Anton, Vorsitzende Deutsch-Baltische Landsmannschaft; Herta Daniel, Bundesvorsitzende Verband
der Siebenbürger Sachsen; 2. Reihe: Josef Zellmeier, MdL, Vorsitzender Karpatendeutsche Landsmannschaft Slowakei in Bayern,
Vorsitzender des Haushaltsausschusses; Bernhard Fackelmann, BdV-Landesvorstand; Pia Lingner-Böld, Landsmannschaft Ost- und
Westpreußen; Dr. Alfred Lange, Vorsitzender Bund der Danziger; Alma Bitz, BdV-Landesvorstand; Paul Hansel, BdV-Landesvermö-
gensverwalter; Damian Schwider, Vorsitzender Landsmannschaft der Oberschlesier Bayern; 3. Reihe: Ernst Schroeder, Vorsitzender
der Pommerschen Landsmannschaft Bayern; Friedrich-Wilhelm Böld, BdV-Landesvorstand, Vorsitzender der Landsmannschaft Ost-
und Westpreußen; Andreas Schmalcz, BdV-Landesvorstand, Sudetendeutsche Landsmannschaft; Georg Hodolitsch, Vorsitzender der
Landsmannschaft der Deutschen aus Ungarn; 4. Reihe: Dr. Sebastian Sparwasser, BdV-Landesgeschäftsführer; Peter-Dietmar Leber,
Vorsitzender der Landsmannschaft der Donauschwaben in Bayern Bild: Geschäftsstelle der Beauftragten (Leicht-Angermann)

Itzehoe – Don-
nerstag, 14. Fe-
bruar, 15 bis 17 Uhr, Kirchen-
straße 20, 25524 Itzehoe: Platt-
deutsche Lesung mit Marianne
Ehlers „Vun em un ehr – Ge-

schichten vun
de Leev“. Mari-

anne Ehlers liest Liebesge-
schichten auf Plattdeutsch vor.
Bitte bis 13. Februar anmelden
unter Telefon (04821) 64068.

Prinzeßmuseum

Das Kulturzentrum Ostpreußen
im Westflügel des barocken El-
linger Deutschordensschlosses
ist Dienstag bis Sonntag, 10 bis
12 Uhr und 13 bis 16 Uhr geöff-
net. Schloßstraße 9, 91792 Ellin-
gen/Bayern, Telefon (09141)
86440, Fax (09141) 864414, 
E-Mail: info@kulturzentrum-ost-
preussen.de.

Noch bis Mai ist die Sonderaus-
stellung Ermland und Masuren
im Winter. Fotografien von
Mieczysław Wieliczko und Andr-
zej Waszczuk zu sehen. 

Neben dem Archiv und der Bi-
bliothek gibt es ein museales
„Schaufenster“ zur Landeskunde
und Kulturgeschichte Ostpreu-
ßens. Dort sind ausgewählte The-

men anschaulich dargestellt:
Darunter zum Beispiel das
Bernsteinkabinett, das Königs-
berger Bürgerzimmer, Ostpreu-
ßen im Kartenbild, historische
Jagdwaffen, Cadiner Majolika,
die Geschichte der Salzburger
Exulanten, ländliches Leben und
Schaffen oder eine Gemälde-
galerie.

Kulturzentrum Ostpreußen
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Sie sind schlicht vom Design
und erinnern an einen offe-
nen, rot angeleuchteten

Laptop, der auf einem weißen
Sockel steht. Auf diesem weißen,
rechteckigen Betonsockel ist das
Wort niepodleglosc, zu Deutsch
Unabhängigkeit, in der nachemp-
fundenen Handschrift Marschall
Pilsudskis groß eingefräst.

Diese Bänke, die in Parks und
städtischen Grünflächen polenweit
aufgestellt wurden, heißen „Unab-
hängigkeitsbänke“ und sollen
nicht nur zum Verweilen animie-
ren, sondern auch der nationalen
Aufklärung dienen. Wer nämlich
auf einer „Unabhängigkeitsbank“
Platz nimmt und auf an der Seite
neben der Sitzfläche einen „Play-
Button“ betätigt, wird in elektroni-
scher Weise patriotisch berieselt.
Es erklingt das Lied My, Pierwsza
Brygada, übersetzt „Wir, die Erste
Brigade“, eine Art Hymne der Pol-
nischen Armee, die zum Beispiel
am Tag des polnischen Militärs in-
toniert wird. 1914 als Lied der un-
ter dem Kommando Jozef Pilsuds-
kis stehenden polnischen Legion

entstanden, fungierte zunächst un-
ter den Soldaten in den ersten Jah-
ren nach dem Ersten Weltkrieg als
Quasi-Nationalhymne, denn der
Mazurek Dabrawskiego wurde erst
im Jahre 1927 als offizielle Natio-
nalhymne eingeführt. 2007 wurde
„Wir, die Erste Brigade“ offiziell
zum Repräsentationsmarsch der
Polnischen Armee ernannt. 

Neben dem Militärmarsch er-
klingt aus dem Lautsprecher der
„Unabhängigkeitsbank“ die Rede
von Marschall Pilsudski, in der er
Polens Unabhängigkeit erklärt.
Daneben erfüllen die Bänke auch
ganz profane Funktionen. Man
kann dort sein Handy aufladen
oder kostenlos im Internet surfen.
Damit ist die Sitzgelegenheit im
Grunde auch ein trojanisches
Pferd, mit dem der Jugend Nation
vermittelt wird.

In Ostpreußen findet man die
zu einem Fünftel durch die Kom-
mune finanzierten „Unabhängig-
keitsbänke“, während den Rest
das Verteidigungsministerium aus
Warschau zuschießt, in Osterode
in der Berg- beziehungsweise Kai-

serstraße (ul. Czarnieckiego) ne-
ben einem Obelisk zum 100. Jah-
restag der Unabhängigkeit, in Bar-
tenstein, Seeburg und Widmin-

nen. In Hinterpommern kann
man sich in Belgard [Bialogard],
Nörenberg [Insko] und Kublank
[Kobylanka] nationalbewusst aus-
ruhen. Niederschlesier finden

entsprechende Erholung unter
anderem in Striegau [Strzegom]
vor dem Rathaus, in Langenbielau
[Bielawa], in Frankenstein [Zab-

kowice Slaskie], Reichenbach
[Dzierzoniow], Lüben [Lubin],
Bad Charlottenbrunn [Jedlina
Zdroj] oder Bad Kudowa [Kudowa
Zdroj].

Umgerechnet etwa eine Million
Euro sind in die landesweite Bän-
keaktion geflossen, pro Bank fal-
len Kosten von knapp 7000 Euro
an. Auch wenn diese neue Form
von Unabhängigkeitsdenkmälern
von hohem Bildungscharakter
sei, wie das Verteidigungs-
ministerium via Twitter
(@MON_GOV_PL) verlautbarte,
so ist ihre Nachhaltigkeit in Polen
nicht unumstritten. Vielerorts
melden Internetnutzer, dass die
weiße Sockelfarbe bereits brök-
kelt. Auch über das Design wird
im Netz häufig geklagt. Die Ant-
wort aus dem Ministerium gegen-
über den Zweiflern, vom Ministe-
rium mit einem Anglizismus „Ha-
ter“ benannt, lautet: „De gustibus
non est disputandum [Über Ge-
schmack streitet man nicht]. Wir
erinnern daran, dass mehr als
200 Kommunen (unterschied-
licher politischer Couleur) aus
ganz Polen diese Bänke beantragt
haben“, so ein Tweet vom 29. De-
zember.

Bereits Mitte 2018 ist im Vertei-
digungsministerium die Entschei-

dung für das Bänke-Projekt der
Designerin Marta Rosiak aus 
Jaworzno gefallen, doch erst im
Dezember wurde dieses durch
Onlinekanäle linksliberaler Me-
dien zu einem Politikum. Als
nämlich eine „Unabhängig-
keitsbank“ prominent postiert 
im königlichen Warschauer La-
zinki-Park installiert wurde, er-
goss sich über das Netz ein Shit-
storm. Nicht wie eine Bank, son-
dern wie ein „Unabhängigkeits-
Sarg“ würde die Bank aussehen,
diese sei eine optische Beleidi-
gung.

Anders als Deutsche vermuten
dürften, wurde also auch von der
linksliberalen Presse die histori-
sche Dimension als solche kaum
kritisiert. Die Gazeta Wyborcza
beschrieb das Projekt insgesamt
als zu militaristisch. Befürworter
loben die bislang landesweit auf-
gestellten 143 Bänke für ihre
Nützlichkeit, denn durch das ko-
stenlose Wi-Fi und QR-Codes
könne der Verweilende seine
Sicht auf die Geschichte schärfen.

Chris W. Wagner

Die Unabhängigkeit aussitzen
143 Sitzgelegenheiten erinnern an 100 Jahre der polnischen Unabhängigkeit

ÖST L I C H VO N OD E R U N D NE I S S E

Nicht mehr lupenrein: Die Unabhängigkeitsbank im schlesischen
Rosenberg zeigt deutliche Spuren der Umwelteinflüsse
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Im ehemaligen DDR-Regie-
rungskrankenhaus in Berlin-

Buch verstarb am 1. Februar die
aus der Provinz Ostpreußen stam-
mende Schauspielerin Ursula Ka-
russeit mit einem Krebsleiden an
Herzversagen.

Geboren als Tochter eines Leh-
rers am 2. August 1939 in Elbing
im ostpreußischen Regierungsbe-
zirk Westpreußen wuchs sie nach
der Vertreibung im Mecklenbur-
gischen Parchim und in Gera in
Thüringen auf, durchlief eine
kaufmännische Lehre, arbeitete
als Stenotypistin und Sachbear-
beiterin, wirkte aber nebenbei
auch in der Laienkabarettgruppe
ihres Betriebes mit. An der Staat-
lichen Schauspielschule in Ber-
lin-Schöneweide erhielt sie dann
1960 bis 1962 ihre Ausbildung.
Engagements bekam sie anschlie-
ßend am Deutschen Theater in
Ostberlin, am Maxim-Gorki-The-
ater und für viele Jahre eine Fest-
anstellung im Ensemble der Berli-
ner Volksbühne. In der Ära des
Schweizer Regisseurs Benno Bes-
son, der in den Jahren 1969 bis
1977 an Ostberliner Theatern ar-
beitete, feierte sie dort große Er-
folge als Theaterschauspielerin.
Sie heiratete den Regisseur 1969,
der gemeinsame, 1967 geborene
Sohn Pierre Besson ist ebenfalls
Schauspieler. Ursula Karusseit
glänzt vor allem in den Stücken
„Der Drache“ nach Jewgenij
Schwarz im „Deutschen Theater“

und in „Der gute Mensch von Se-
zuan“ nach Bertolt Brecht an der
„Berliner Volksbühne“. Wenige
Jahre vor dem Mauerfall war sie
so berühmt, dass sie zahlreiche
Engagements an westdeutschen
Bühnen annehmen konnte, so
1986 in Bertolt Brechts Theater-
stück über den Dreißigjährigen
Krieg „Mutter Courage“ am Köl-
ner Schauspielhaus.

Schon 1963 trat sie in DEFA-Fil-
men auf. Über die DDR-Grenzen
hinaus berühmt wurde sie 1968
in der Rolle der „Gertrud Haber-
saat“ in der fünfteiligen Fernseh-
serie „Wege übers Land“, in der
Manfred Krug die männliche
Hauptrolle spielte. Auch in dem
antifaschistischen Filmepos über
die Widerstandsgruppe um Harro
Schulze-Boysen „WKLK an PTX –
Die Rote Kapelle“ spielte sich eine
tragende Rolle. Insgesamt hat sie
seit 1968 in 40 Filmen gemimt,
davon wurden 20 in der DDR und
20 in Westdeutschland gedreht. In
der ARD-Ärzteserie „In aller
Freundschaft“ hatte sie eine Fest-
anstellung auf Lebenszeit und
spielte seit 1998 die Kantinenlei-
terin Charlotte Gauss.

Zuletzt lebte sie in Senzig süd-
lich von Berlin. Sie war seit 1968
in zweiter Ehe mit ihrem langjäh-
rigen Lebensgefährten, den Be-
leuchtungstechniker Johannes
Wegner verheiratet. Im März soll
ihre Autobiografie „Zugabe“ er-
scheinen. Jörg Bernhard Bilke

Ursula Karusseit
Ihr Elbinger Herz schlägt nicht mehr 

Eine begnadete Schauspielerin: Ursula Karusseit Bild: Imago

Landsmann Horst Wolfgang
Nienke fährt auch im Winter

in das Land seiner Sehnsucht.
Dank technischer Möglichkeiten

übermittelt er aktuelle Fotos von
seiner derzeitgen Reise bei Neu-
schnee in Richtung Weidenau, wo
einst eine große Mennonitenkir-

che in Adlig Prokaka stand, jetzt
aber nur weiße Fläche zu sehen
ist, und weiter nach Tilsit. Schon
im letzten Jahr hat er sich mit ei-
ner Reisegesellschaft auf vergebli-
che Elchsuche begeben, aber ge-
wann zauberhafte Aufnahmen
und abenteuerliche Geschichten,
wie zum Beispiel das Passieren
mithilfe von Traktoren der Straße
zwischen Heydekrug und Ruß,
die von Oktober bis Februar über-
flutet ist. Bald soll hier eine Brü-
cke entstehen. CRS

Ostpreußen – Ein Winterland
Im Winter hat jede Region ihren ganz eigenen Reiz

Aufs Glatteis begeben: Barbara Dawideit steht 2018 auf dem Haffeis in Haffwerder, nördlich von Labiau

Gute Fahrt: Sechs Traktoren mit PKW-Anhängern beförderten 2018 PKW über die überflutete Straße zwischen Heydekrug und Ruß

Mit Schneekrone: Der Elch in Tilsit Bilder (6): Horst Wolfgang Nienke Dem Erdboden gleich: Hier stand die Mennonitenkirche

Kirche in Adlig Prokaka 2018
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Die Primogenitur beinhalte-
te in der mittelalterlichen 
Feudalverfassung bei der 

Erbfolge das Erstgeburtsrecht für 
den erstgeborenen Sohn. In vielen 
deutschen Territorialstaaten verhin-
derte die Anwendung der Primoge-
nitur die weitere Zerstückelung des 
Besitzes. Es gab aber auch Landes-
herrn, die bei mehreren Söhnen eine 
Teilung des Kleinstaates in noch 
kleinere Kleinstaaten zuließen. Als 
Paradebeispiel gilt hier die Praxis 
bei den ernestinischen Wettinern, 
die nach der verlorenen Schlacht 
bei Mühlberg im Schmalkaldischen 
Krieg die Kurwürde und den Haupt-
anteil ihres vorherigen Territori-
ums an die albertinischen Wettiner 
verloren und nur noch über Thü-
ringen herrschten. Trotzdem ent-
standen wegen der Nichtbeachtung 
der Primogenitur in der Folge  aus 
dem kleinen ernestinischen Besitz 
in Thüringen einige noch kleinere 

Herzogtümer wie Sachsen-Weimar, 
Sachsen-Gotha, Sachsen-Altenburg 
und Sachsen-Meiningen, was die 
deutsche Kleinstaaterei zur Blüte 
brachte. In Pommern war es nicht 
ganz so schlimm wie in Thüringen. 
Doch auch die Greifen missachteten 
die Primogenitur. Nur selten gab es 
ein Herzogtum Pommern. Die Liste 
der Teilungen in zwei und drei pom-
mersche Herzogtümer ist lang. Vor 
550 Jahren gab es den Erbausgleich 
zu Jasenitz, der von Herzog Barnim 
IX. zugelassen wurde, die Teilung 
Pommerns in die Teilherzogtümer 
Pommern-Wolgast und Pommern- 
Stettin vorsah und in der Realisie-
rung durch den Großhofmeister 
Ulrich von Schwerin koordiniert 
wurde. 

Barnim IX. übernahm nach dem 
Tod seines Vaters gemeinsam mit 
seinem Bruder Georg die Regie-
rung über das geeinte Herzogtum, 
wehrte sich erfolgreich gegen die 

Ansprüche von Kurbrandenburg 
und erhielt das Territorium 1530 
auf dem Reichstag zu Augsburg als 
Reichslehen. Doch nach dem Tod 
Georgs drängte dessen Sohn Phil-
ipp I. auf eine Teilung des Landes in 
Pommern-Wolgast und Pommern-
Stettin. Das geschah noch recht 
einvernehmlich und brachte in der 
Folge auch gemeinsame politische 
Entscheidungen hervor bis hin zur 
einheitlichen lutherischen Kirchen-
ordnung, die Johannes Bugenha-
gen ausarbeitete, und der Bildung 
eines pommerschen Pädagogiums, 
das in Stettin entstand. Dann aber 
starb auch Herzog Philipp I., der 
bis dahin über Pommern-Wolgast 
herrschte. Dessen noch minderjäh-
rige Söhne verlangten in der Folge 
eine weitere Teilung. Dazu kam, 
dass Herzog Barnim IX., der bis zur 
Volljährigkeit der Neffen neben der 
Herrschaft über Pommern-Stettin 
auch die Amtsgeschäfte über Pom-

mern-Wolgast führte, aus seiner 
Ehe mit Anna von Braunschweig-
Lüneburg keinen männlichen Er-
ben besaß. Damit stand faktisch 
nach dem Ableben von Barnim IX. 
ganz Pommern zur Disposition. Zur 
eigenen Söhnelosigkeit kam sei-
ne offenkundige Amtsmüdigkeit.
Wäre Barnim IX. der Primogenitur 
gefolgt, hätte er dem ältesten Sohn 
Philipps das ganze Land ungeteilt 
vererben können. Doch dagegen re-
voltierten dessen vier Brüder. Alle 
wollten ihren Anteil. So kam es am 
3. Februar 1569 zum Erbausgleich 
zu Jasenitz.

Jasenitz liegt am Westufer vom 
Papenwasser des Stettiner Haffs, 
rund 15 Kilometer nördlich von 
Stettin. Erstmals 1260 urkundlich 
erwähnt, hatte ein Augustinerchor-
herrenstift, das im Zuge der Refor-
mation in den Besitz der Greifen 
gelangt war. Hier trafen sich die 
Räte von Herzog Barnim IX. und 

die Unterhändler der Söhne von 
Philipp I. Anfang Februar 1569. 
Mittendrin Ulrich von Schwerin, 
der einflussreiche Großhofmeis-
ter von Pommern-Wolgast, der die 
Verhandlungen zum Vorteil der äl-
testen Söhne von Philipp I. führte 
und dabei auch die Beibehaltung 
seiner Machtstellung im Auge hat-
te. So kam es zum Jasenitzer Erb-
ausgleich, der vorsah, dass Philipps 
Sohn Johann Friedrich Pommern-
Stettin bekam und dessen Bruder 
Ernst Ludwig Pommern-Wolgast 
erhielt. Bogislaw XIII., der zwei-
te Sohn Philipps, ließ sich mit den 
Ämtern Barth sowie Neuenkamp 
abfinden. Barnim X., als viertgebo-
rener Sohn Philipps I., gab sich mit 
dem Amt Rügenwalde zufrieden. 
Kasimir, der fünfte Sohn Philipps, 
musste sich mit der Anwartschaft 
auf das Bistum Cammin begnü-
gen. Barnim IX. hatte damit eine 
zumindest noch größere Zerstücke-

lung Pommerns verhindert. Er starb 
nach Regierungsabgabe an seinen 
Neffen Johann Friedrich im Jahr 
1573. Danach legten seine Nach-
folger in Stettin so richtig los.

Ulrich von Schwerin übernahm 
parallel die vollinhaltliche Umset-
zung des Jasenitzer Erbausgleichs, 
blieb weiter der mächtige Strip-
penzieher Pommerns und rundete 
dabei seinen gewaltigen Besitz ab. 
Als Krönung ließ er sich die Fes-
tung Spantekow bauen. Dazu gab 
er den finanzschwachen Herzögen 
von Pommern und Mecklenburg 
Kredite. Herzog Johann Friedrich 
indes lebte auf großem Fuß und 
hinterließ bei seinem söhnelosen 
Tod 1600 ein verschuldetes Land, 
das dann der jüngere Bruder Bar-
nim X. als Nachfolger übernahm, 
der die Schuldensuppe auslöffeln 
musste und sich mit Sparmaßnah-
men unbeliebt machte.

Martin Stolzenau

Erbausgleich zu Jasenitz und die Folgen für Pommern

Am 9. Januar 
2019 stand 
ein Artikel 

über Dr. Heinrich 
Dohrn von Professor 
Biegel  in der Braun-
schweiger Zeitung 
unter dem Titel:
„Heinrich Dohrn, ein 
Braunschweiger Mä-
zen in Stettin“
Schon im Jahr 2005 
erschien im Heft Spe-
zial der Braunschwei-
ger Zeitung über die 
100 größten Braun-
schweiger ein Arti-
kel von ihm, der Dr. 
Heinrich Dohrn an 
die 85. Stelle setzte. 
Die Überschrift hier: 
„Braunschweig als 
Vorbild für Stettin. 

Wissenschaftler Heinrich Dohrn 
gründete in seiner neuen Heimat 
das Städtische Museum“.

Gemeint ist das Städtische Muse-
um auf der Hakenterrasse in Stettin.

Im September 2002 nahm Gerd 
Biegel in Stettin an der Feier zur 
Wiederherstellung des berühmten 
Colleoni-Reiterstandbildes, einer 
Kopie des bronzenen Reiters in 
Venedig von Andrea del Verrochio 
aus dem 15. Jahrhundert auf dem 
Lotnikow-Platz/Augusta-Platz teil. 

Nach dem Krieg war der Reiter 
Colleoni nach Warschau transpor-
tiert worden. Die heutigen Stettiner 
holten ihn zurück, stellten ihn auf 
den Lotnikow Platz und spendeten 
eine Kopie der Kopie für Warschau.

Das Museum auf der Hakenter-
rasse hatte Dr. Heinrich Dohrn mit 
Hilfe der Stettiner Bürger erbauen 
lassen. Als Vorbild stand ihm das 

Herzog-Anton-Ulrich-Museum in 
Braunschweig vor Augen. Das Mu-
seum wurde kurz vor seinem Tod 
am 23. Juni 1913 eröffnet. Bei der 
Eröffnung hielt er seine letzte Rede. 
Dr. Heinrich Dohrn starb während 
eines Urlaubes am 1. Oktober 1913 
in Florenz. In der Kuppel des Ge-
bäudes stand die von ihm gespen-
dete Reiterfigur des Colleoni mit ei-
ner Moses Figur, gestiftet von dem 
Zementfabrikanten Toepfer.

Während einer Dohrn-Tour 2015 
durch Szczecin/Stettin mit Stettin-
Hökendorfern entdeckten die Hei-
matfreunde auf einer Informations-
tafel des Reiterstandbildes, dass die 
Polen fälschlich den Zementfabri-
kant Toepfer als Stifter des Colleoni 
nennen.

Dr. Heinrich Dohrn wurde 1838 
in Braunschweig geboren. Er war 
der älteste Bruder des bekannten 

Zoologen Anton Dohrn, über den 
Professor Heuß in den 1930er Jah-
ren eine Biographie schrieb. Anton 
Dohrn erbaute die Zoologische 
Station Neapel, ein Unterwassera-
quarium, das noch heute von vielen 
frei arbeitenden Wissenschaftlern 
genutzt wird. 

Der gebürtige Braunschweiger  
wohnte später in Hökendorf, Kreis 
Greifenhagen, auf dem Familien-
gut der Dohrns. Dieses Gut lag 10 
Kilometer von Stettin entfernt. Der 
Ort wurde vor dem 2. Weltkrieg zu 
Stettin eingemeindet. Heute befin-
det sich an der Ruine des Gutskuh-
stalles in Hökendorf/Kleskowo eine 
Informationstafel, die in Polnisch 
und Deutsch Auskunft über die 
berühmte Dohrnfamilie gibt. Das 
Gutshaus wurde Ende des Krieges 
zerstört.

Brigitte Klesczewski

Gründer des Städtischen Museums auf der Hakenterrasse

Dr. Heinrich Dohrn

Bild links: Die Stettin-
Hökendorfer am Colleoni-
Denkmal

Mehr als 70 Jahre nach dem 
Ende des WK II, der die 
Landkarte Europas neu 

schrieb und für die Deutschen aus 
Pommern, Ostpreußen, Schlesien 
usw. den Verlust der Heimat bedeu-
tete, sind die Menschen, denen diese 
Gebiete lange angestammte Hei-
mat waren, stets daran interessiert, 
über den Verbleib von Sammlun-
gen, Bibliotheken usw. zu erfahren, 
bzw. selbst zu forschen. Es gilt ein 
Erbe zu bewahren, ganz gleich, wo 
sich diese Exponate jetzt befinden, 
wichtig ist dabei, dass sie überhaupt 
erhalten sind, das ist nämlich bei 
einem großen Teil des früheren Be-
standes nicht so. 

Museen wie das Pommersche 
Landesmuseum in Greifswald, das 
Ostpreußische Landesmuseum in 
Lüneburg, das Ostpreußische Kul-
turzentrum im Deutschordensschloss 
Ellingen und das Oberschlesische 
Landesmuseum in Ratingen u.v.m.. 
sind die übergeordneten Einrichtun-
gen, in denen das Erbe erhalten und 
gepflegt wird. Dazu zahlreiche Mu-
seen der Heimatkreise sowie große 
und spezielle Bibliotheken, die ihren 
Beitrag zum Erhalt der Geschichte 
und zum Zwecke der Forschung leis-
ten. Auch Historische Arbeitskreise 
der einzelnen Kreise betätigen sich 
und leisten interessante Beiträge.

Längst hat sich eine grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit zwi-
schen Museen und Bibliotheken er-
geben und es kann auch festgestellt 
werden, dass seit Jahren die Bevöl-
kerung in den einstmals deutschen 
Gebieten reges Interesse an der Ge-
schichte des Landes zeigt. Das gilt 
besonders für den russischen Teil 
Ostpreußens.

Deshalb ist es spannend und 
interessant zugleich, dass in Zu-
sammenarbeit zwischen der Uni-
versitätsbibliothek Lódz und der Jus-
tus-Liebig-Universität Gießen dieses 
dreijährige Kooperationsprojekts, das 
der Katalogisierung der Germanica 
des 16. Jahrhunderts in Łódź diente, 
zustande kam. Die Ausstellung bildet 
den Abschluss des Projekts. 

Rund 1.300 deutschsprachige 
Frühdrucke aus dem 16. Jahrhundert 
lagern in der UB Łódź. Das wür-
de man in einer Bibliothek, die erst 
1945 gegründet worden ist, nicht 
unbedingt erwarten. Den Grund-
stock der mit Ende des Zweiten 
Weltkriegs gegründeten Universi-
tätsbibliothek Łódź bildeten gerette-
te Reste der ehemaligen Sammlun-
gen preußischer, schlesischer und 
pommerischer Adels-, Schul- oder 
Privatbibliotheken, zudem Teile 
der kriegsbedingt auf (später) pol-
nischem Territorium ausgelagerten 

Buchbestände deutscher Bibliothe-
ken. Im Rahmen eines knapp dreijäh-
rigen Kooperationsprojekts zwischen 
den Partneruniversitäten Łódź und 
Gießen, geleitet von den beiden Ger-
manistikprofessorinnen Cora Dietl 
(Gießen) und Małgorzata Kubisiak, 
finanziert durch die Beauftragte der 
Bundesregierung für Kultur und Me-
dien und durch die Universität Łódź 
sowie unterstützt durch das Partner-
schaftsprogramm zwischen Gießen 
und Łódź, sind die Germanica des 
16. Jahrhunderts aus Łódź erstmals 
systematisch erfasst worden.

In der Pressemitteilung der Uni-
versität Gießen liest man: Die Pro-
jektarbeit förderte nicht nur Drucke 
zutage, die bislang nicht bekannt 
waren oder die nur selten überlie-
fert sind, sondern sie öffnete einen 
ganzen Kosmos der Buchgeschich-
te. Jeder einzelne Band erzählt eine 
Geschichte, die weit über die in ihm 
enthaltenen Texte hinausgeht: Die 
Bücher tragen Spuren ihrer früheren 
Besitzer (darunter so bekannte wie 
der Reformator Johannes Bugenha-
gen) und der wechselnden Interessen 
an Texten und an Buchbesitz. Anhand 
der Einbände und Buchbindereinhei-
ten, der Besitzereinträge, vor allem 
aber der Annotationen lassen sich 
die Wege der Bücher nachvollziehen: 
Sie überschritten konfessionelle, po-

litische und kulturelle Grenzen und 
durchlitten wirtschaftliche Verände-
rungen, Säkularisierungswellen und 
Kriege; sie wurden aus Sammlungen 
herausgerissen und in neue Samm-
lungen eingegliedert. Die Kom-
mentare in den Bänden reichen von 
polemischen Kommentaren über Er-
gänzungen und Interpretationen des 
Angedeuteten, über Querbezügen zu 
zeitgenössischen Ereignissen, über 
Heilrezepte gegen die Gichtleiden ei-
nes Lesers bis hin zu philologischen 
Kommentaren.

Die Ausstellung verleiht einen 
Eindruck von den vielfältigen Er-
kenntnissen und Fragestellungen, 
die sich aus der Katalogisierungs-
arbeit ergeben haben. Sie beginnt 
mit der Geschichte der UB und 
einer Darstellung der wichtigsten 
Sammlungen, in denen sich die Bü-
cher früher befanden, sie zeichnet 
die Wege einzelner Bücher nach 
und endet mit der Präsentation aus-
gefallener Bücher.

Bücher aus der einstmals größ-
ten Privatbibliothek Pommerns, 
aus dem Schloss der Familie von 
Bismarck-Osten in Plathe befin-
den sich im Bestand in Łódź und 
das außergewöhnliche dabei ist, 
dass ein Familienmitglied der Fa-
milie, nämlich PD Dr. Vanessa de 
Senarclens (HU Berlin), Ehefrau 

des Enkels des letzten 
Besitzers, an der For-
schungsarbeit maßgeb-
lich beteiligt war.

Weiterhin wird auch 
u.a. die Bibliothek Pe-
ter von Kamekes be-
schrieben.

In den Eröffnungsre-
den zur Ausstellung wur-
de angemerkt, dass die 
nun schon seit 40 Jahren 
bestehende Zusammen-
arbeit durch diese wei-
tere Facette bereichert 
wurde. Die Erfahrungen 
der Gießener Germanis-
ten mit interdisziplinären 
Projekten sei dabei her-
vorgehoben. Prof. Cora 
Dietl, Gießen, machte 
bewusst, dass das Projekt 
an ein dunkles Kapitel 
der deutsch-polnischen 
Geschichte rührt. 

Die am 28. Januar 2019 in Gie-
ßen eröffnete Ausstellung ist noch 
bis zum 28. Februar 2019 während 
der Öffnungszeiten der UB zu se-
hen: Montag bis Sonntag von 7.30 
bis 23 Uhr im Ausstellungsraum der 
UB Gießen, Otto-Behaghel-Straße 8, 
35394 Gießen. 

Brigitte Stramm

Der Ausstellungskatalog kann hier 
bestellt werden:
anna.rodak@lexicon.net.pl
(Buchhandlung Lexicon, Warschau)
Er kostet incl. Porto ca. 20,00 €
Weitere Information und Inhalts-
verzeichnis: https://wydawnictwo.
uni.lodz.pl/produkt/unbekannte-
schatze-nieznane-skarby/
Von dort erfolgt allerdings KEIN 
Versand nach Deutschland

Germanica des 16. Jahrhunderts in Łódź und Gießen
Abschluß einer dreijährigen Forschungsarbeit – die Aufarbeitung des 17. und 18. Jahrhunderts wartet

Dr. Heinrich Dohrn aus Braunschweig, Stadtrat in Stettin, Reichstagsabgeordneter und Wissenschaftler



Zu: So geht Weltregierung (Nr. 48)

Der 29. November wird zu ei-
nem schwarzen Tag für unsere
Demokratie werden. Nachdem
wir es über drei Jahre irgendwie
aushalten mussten, dass Frau
Merkel mit Unterstützung ihrer
„auf Linie gebrachten“ CDU, der
SPD, der „Linken“ und „Grünen“
diese unverantwortliche, interna-
tionales wie nationales Recht bre-
chende „Migrationspolitik“ gera-
dezu hemmungslos bis auf den
heutigen Tag durchsetzte, wollte
sie sich dafür offenkundig im
Bun destag die „Absolution“ ertei-
len lassen. 

Hatte man zunächst versucht,
das gesamte Thema „Migrations -
pakt“ trotz aller seit dem Herbst
2015 vorliegenden Erfahrungen
erneut hinter dem Rücken des
Volkes „durchzuziehen“, so wurde
man dieses Mal rechtzeitig er-
tappt und die Angelegenheit öf-
fentlich wahrnehmbar. Fraglos ein
Verdienst der AfD. Doch der darf
ja kein Erfolg beschieden sein. Al-
so wird diese mit einem Antrag
der Regierungskoalition in ihre
Schranken verwiesen. 

Doch ist das auch gelungen?
Nein! Wenn man das Ergebnis
neutral betrachtet, ergibt sich eine
völlig andere Wertung: eine kra-
chende Niederlage Merkels und
ihrer Helfer.

Warum Niederlage? Bei 666 an-
wesenden Mitgliedern des Bun -
destages haben bei der Abstim-
mung um den Migrationspakt
eben 372 mit Ja votiert, das sind
gerade einmal 55,86 Prozent. Hin-
gegen haben 153 mit Nein ge-
stimmt, und 141 enthielten sich.
Dies darf man ohne Weiteres zu-

sammenfassen, weil sie unter der
Sichtweise „nicht zugestimmt“ ge-
meinsam Merkel die Gefolgschaft
verweigerten. Das sind 294 Abge-
ordnete, gleich 44,14 Prozent mit
fast 200 Nein-Stimmen/Enthal-
tungen, die nicht von der AfD
herrühren.

Wenn man bedenkt, dass auf
die nicht zur AfD gehörenden Ab-
geordneten ein enormer Druck
zur „Loyalität“ zur Regierung und
zum „Kampf gegen die AfD“ gela-
stet hat, dann ist das Ergebnis von
44,14 Prozent „Nicht-Gefolg-
schaft“ schon fast historisch zu
nennen, ja eine „Sternstunde“ der
Demokratie.

Merkel hat in den zurückliegen-
den Jahren nicht nur die gesamte
deutsche Gesellschaft gespalten,
nein, auch Europa, deren „unge-
krönte Königin“ sie zu sein glaubt.
Sie hat ihre eigene Partei gespal-
ten, vielen verdienten Mitgliedern
die angestammte politische Hei-
mat genommen. Nun hat sie auch
das Parlament gespalten. 

Wenn wir davon ausgehen, dass
wir rund 80 Millionen Bürger im
Lande zählen, die im Augenblick
der Abstimmung von 666 Abge-
ordneten repräsentiert wurden,
dann befindet sich hinter den
44,14 Prozent, die Merkel nicht
folgten, nicht weniger als ein An-
teil unseres Volkes von über 35
Millionen Menschen.

Wir leben in einer repräsentati-
ven, parlamentarischen Demokra-
tie. Trotz aller Einwirkungen und
Beschwichtigungsversuche haben
294 Abgeordnete, die 35 Millio-
nen Bürger vertraten, diesem un-
seligen Pakt die Zustimmung ver-
weigert. Andere haben sie nur mit
Bedenken und deshalb erteilt,

weil diesem dilettantischen, aber
gefährlichen Werk eine sechsseiti-
ge Erklärung hinzugegeben wur-
de. Diese ist im Zweifel ohne Be-
deutung, weil nur der „Pakt“ gel-
ten wird. Die Ablehnung im Volk
ist bekanntlich wesentlich höher.

Wie aber gehen nun Merkel
und ihre Gefolgsleute mit dieser
furchtbaren Niederlage für ihre
Politik um? Einen Moment inne-
halten, noch einmal nachdenken
und in Ruhe prüfen? Wer irgend-
einen Passus aus dem Grundge-
setz ändern will, bedarf einer
Zweidrittelmehrheit. Wer aber ei-
nen internationalen Vertrag mit
einer solch unabsehbaren, weit-
reichenden Konsequenz für unser
Land unterzeichnen will, bedarf
dieser nicht? Es wäre politisch
einfach anständig, bei diesem Ab-
stimmungsergebnis und der im
Übrigen bekannten Ablehnung im
Volk dieses Thema zumindest
vorerst auszusetzen und einer
breiten Debatte in der Öffentlich-
keit und sorgfältiger Prüfung zu
unterziehen. 

Wir werden erleben, dass Mer-
kel das rigoros und – wie ich mei-
ne – undemokratisch einfach
durchziehen wird. Aus der
„Sternstunde“ der Demokratie
wird sie einen „schwarzen Tag“
machen. Sie schadet so ein weite-
res Mal dem eigenen Volk und der
Demokratie. Norbert Bury,

Wandlitz
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Heizt höchstens etwas die Luft auf, bläst aber keinen Dreck in die Atmosphäre: Aus den Kühltürmen der Kernkraftwerke strömt
heißer Wasserdampf, aber auch damit soll es bis 2022 in Deutschland vorbei sein Bild: Imago

Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.

Zu: EU gleitet in den Niedergang
(Nr. 3)

Der polnische Außenminister
Jacek Czaputowicz ist bereit, den
Briten entgegenzukommen, die
den bis jetzt von der EU verlang-
ten Backstop nie akzeptieren wer-
den. Er schlägt vor, dass Großbri-
tannien für fünf Jahre – nicht
mehr! – noch in der Zollunion
verbleibt, sodass am 29. März
kein scharfer Bruch zwischen
Nordirland und Irland stattfinden
wird. Großbritannien wird so kei-
nen Fuß auf die „Barnier“-Treppe
– schon dieser Name wirkt ag-
gressiv – setzen müssen: Es wird
mit der EU einen Freihandelsver-
trag aushandeln.

Rumänien, das aktuell den EU-
Vorsitz innehat, hatte sich zuvor
bereits ähnlich geäußert und sich
offen für Änderungen an der Bre-
xit-Vereinbarung mit Großbritan-
nien gezeigt. Das Nein der briti-
schen Abgeordneten zum Tren-
nungsabkommen sei „absolut
nachvollziehbar“, weil der Vertrag
das Vereinigte Königreich „auf
den Status einer Handelskolonie
herabstufen würde“, sagte der Ifo-
Handelsforscher Gabriel Felber-
mayr im Gespräch mit einer deut-
schen Zeitung.

Deutschland ist – entgegen dem
von oben inszenierten Medienge-
schrei – gut beraten, diesen Vor-
schlag aufzunehmen und in der

EU durchzusetzen. Denn: Es ist
Deutschland, das bei einem Aus -
tritt der Briten ohne Vertrag („har-
ter“ Brexit) große wirtschaftliche
Probleme bekommen wird. 

Das „Chaos“-Geschrei ist sehr
berechtigt – allerdings wird das
Chaos nicht Großbritannien tref-
fen, sondern Deutschland. Denn:
In der zweiten Jahreshälfte 2018
ist Deutschland an einer Rezes-
sion nur knapp vorbeige-
schrammt. Für dieses Jahr redu-
zierte der Internationale Wäh-
rungsfonds das zu erwartende
Wirtschaftswachstum Deutsch-
lands von 1,9 auf 1,3 Prozent 
– annähernd um ein Drittel.

Völlig in der Luft hängt das
„Nach wie vor“-Trostpflaster für
2020: 1,6 Prozent. Wer in
Deutschland hätte im Frühjahr
2015 die Malaise prognostiziert,
die heute – vorerst nur im politi-
schen Bereich – hierzulande
herrscht?

Es kommt dazu, dass zentrale
Fragen zum Nachteil des Landes
falsch gelöst werden: Nicht ohne
Grund droht die Wirtschaft mit
einen Veto beim Kohleausstieg.
Deutschland ist 2018 mehrmals
an einem Blackout vorbeige-
schrammt: Die Frequenzstabilität
ist bei dem stetigen Ein und Aus
von Photovoltaikanlagen bezie-
hungsweise Windrädern nicht
mehr gewährleistet.

Die Garanten für eine von den
meteorologischen Verhältnissen
unabhängige und somit sichere
Stromversorgung, die KKW und
die Kohlekraftwerke, werden still-
gelegt. Es werden Milliarden für
neue Gaskraftwerke ausgegeben,
die nur im Notfall Strom produ-
zieren dürfen, aber für ihr Nicht-

Strom-produzieren bezahlt wer-
den – ein volkswirtschaftlicher
Unsinn.

Die Löhne steigen – und das zu
Recht: Es geht nicht nur um den
Inflations-(Teuerungs)-ausgleich.
Nein, die deutschen Arbeitneh-
mer haben auch einen Anspruch
am Gewinn. Da aber ein großer
Teil der Lohnerhöhung vom Staat
gleich weggesteuert wird, wird
der Unmut über den asozialen
Einkommensteuertarif so wach-
sen, dass die deutsche Regierung
gezwungen wird, die kalte Pro-
gression zu beseitigen – dies in ei-
ner Zeit, in der die beschlossenen
zusätzlichen sozialen Ausgaben
das Budget immer mehr und im-
mer schwerer belasten werden.
Für all das braucht Deutschland
laufend neue Milliarden an Euro.

Fazit: Deutschland braucht, soll
es nur in etwa so weitergehen wie
bisher, eine starke florierende
Wirtschaft mit Großbritannien als
freiem Handelspartner. Der Chef-
volkswirt der Deutschen Bank,
David Folkerts-Landau, hat sich
vor einigen Tagen optimistisch
dahin geäußert, dass sich Groß-
britannien selbst bei einem soge-
nannten ungeordneten Ausstieg
innerhalb von drei bis vier Jahren
wirtschaftlich erholen werde.

„Langfristig ist es sehr wahr-
scheinlich, dass sich Großbritan-
nien wirtschaftlich sogar besser
entwickelt als die EU insgesamt“,
sagte er in einem Gespräch mit ei-
ner Zeitung. Das hat ihm sicher
sehr unangenehme Tage beschert,
aber er ist einer der Deutschen,
der klar sieht und praktisch der
einzige, der zurzeit Klartext
spricht. Jürg Walter Meyer,

Leimen

Zu: Rohstoff Geist? (Nr. 49)

Mit Sicherheit hat der Autor
mit dem Hinweis auf eine Grund-
gesetzänderung (bezüglich des
Digitalpakts für Schulen, d. Red.)
zu diesem Thema recht.

In der Sache möchte ich aber
vehement widersprechen. Wenn
es in einem Jahrgang über 60 ver-
schiedene Geschichtsbücher gibt
und mir auf einer Elternversamm-
lung mitgeteilt wird, Physik in der
siebten Klasse sei unwichtig, weil
in der elften alles noch einmal
kommt, wenn im halben Jahr
knapp 30 Stunden ausfallen und
50 Mathematikstunden generell
aus der Stundentafel gestrichen
wurden, geht mir der Hut hoch. 

Wenn ein Abitur nicht in allen
Bundesländern anerkannt wird,
weil es unter einem bestimmten
Leistungsniveau ist, kann das
wohl kaum ein Elternteil guthei-
ßen. Landesregierungswechsel
heißt für Lehrer und Schüler in
der Regel, mal wieder etwas an-
deres auszuprobieren.

Wenn der Föderalismus in den
Bundesländern klappen würde,
hätte sich der Bund nicht einzu-
mischen brauchen, um die Digita-
lisierung in den Schulen mit
durchzusetzen. In der Deutsch-
landfunksendung „Campus und
Karriere“ war zu hören, dass es an
der Arroganz, an der Angst um
den persönlichen Machtverlust
der Kultusgötter geht, die aus die-

sem Grunde auf den Födera-
lismus pochen.

Dass in einigen Fächern bun -
desweit schon eine Zusammenar-
beit durchgesetzt wurde, straft die
Föderalismusanhänger ohnehin
schon Lügen. Das Diktat der Alli-
ierten, nie wieder in Deutschland
eine Zentralmacht aufkommen zu
lassen, mag ja richtig sein. Im Bil-
dungswesen und in der Polizei-
struktur ist es tödlich. 

Letzteres im wahrsten Sinne
des Wortes. Wenn Betriebssyste-
me nicht kompatibel sind und der
Machtdünkel eine sinnvolle Zu-
sammenarbeit verhindert, reiben
sich die Straftäter die Hände.

Ein gleicher Lehrplan für alle
Bundesländer bis zum Abitur

macht aus meiner Sicht Sinn. Die
Kultusministerkonferenz sollte
dazu genutzt werden, das Beste
zusammenzutragen und Neues
einfließen zu lassen. Dann hätten
wir etwas gekonnt. Dass Ge-
schichte die Anrainerländer mit-
behandelt und dass Universitäten
und Hochschulen mit der Indu-
strie zusammenarbeiten, kann ja
von jedem Kultusminister einge-
bracht werden. Aber bis zum Abi
wäre ein gleicher Lehrplan für al-
le von Vorteil.

Ich glaube, es gibt Geschichts-
bücher, in denen man immer
noch ein geteiltes Deutschland
vorfindet. Über eine zentral fest-
gelegte Pädagogik könnte man
auch der Verwahrlosung an den

Schulen entgegenwirken. Ein
biss chen Disziplin erlernt man
schon, wenn das Einmaleins be-
herrscht wird, man zu einer leser-
lichen Handschrift herangeführt
wird und des fließenden Lesens
mächtig ist.

Um gut dazustehen, wird vieles
von den Kultusministern nur sel-
ten erwähnt oder gänzlich unter-
drückt. Wie zum Beispiel die Ge-
walt, die schon in den Grund-
schulen beginnt, oder dass man
nicht mehr ohne „Intensivpäda-
gogische Einrichtungen“ (Kinder-
strafanstalten) auskommt. 

Unser marodes Bildungswesen
ist nur zentral in den Griff zu be-
kommen. Peter Karstens,

Eckernförde

Manipuliertes Volk
Zu: „Eine Geschichte von Lug und
Trug“ (Nr. 1)

Das Interview mit Otto Teufel
sollte betroffenen Bürgern in die-
sem Lande, die ansonsten mit Lü-
gen und bestenfalls Halbwahrhei-
ten zugemüllt werden, als Flug-
schrift zugestellt werden.

Dabei wurde eine Belastung,
die die Versicherten in der Zu-
kunft noch besonders und im stei-
genden Maße treffen wird, gar
nicht erwähnt: Es ist die gangster-
hafte Besteuerung der Renten. Sie
ist dafür verantwortlich, dass
schon jetzt die Nettorenten in die-
sem Lande zusammengestrichen
werden. Ja, dass der Rentner gar
nicht mehr aktuell sagen kann,
welche Rente er überhaupt be-
kommt, da die Berechnungen der
Finanzämter rückwirkend zu ent-
sprechenden Nachzahlungen füh-
ren. Eine Praxis, die der betroffe-
ne Rentenempfänger den – gelin-
de gesagt – unsozialen Beschlüs-
sen einer rot-grünen Regierung
des heutigen Oligarchen Schröder
zu „verdanken“ hat.

Der Plan der Verarmung der
Rentner war ins Leben gerufen
worden und kaum einer hatte es
bemerkt. Manfred Kristen,

Freital

Zu: Der Normalverbraucher zahlt
die Veranstaltung (Nr. 51/52) 

Ein sehr informativer Artikel.
Endlich werden die Tatsachen mal
beim Namen genannt und veröf-
fentlicht. Ich wundere mich schon
lange, dass Fachleute schweigen,
obwohl diese es besser wissen
müssen. 

Zur Ergänzung möchte ich noch
einiges hinzufügen. Kohlendioxid
(CO2) ist anderthalb mal schwerer
als Luft. Deshalb befindet es sich
im bodennahen Bereich zu 0,3
Prozent Luftanteil. Durch Verwir-
belung sind es in höheren Schich-
ten 0,03 bis 0,04 Prozent. Durch
Assimilation und Photosynthese
bleiben diese Werte im Prinzip
konstant. Kohlendioxid ist zwar
ein guter Wärmespeicher, aber
Wasserdampf ist fast gleichwertig.
Diese Fakten sind in jedem Lehr-
buch der „Anorganischen Che-
mie“ nachzulesen. 

Statt den Bürgern Märchen vor-
zugaukeln, sollte man lieber nach
den wahren Ursachen des Klima-
wandels forschen. Aber darauf
legt man von offizieller Seite wohl
keinen Wert, denn je blöder ein
Volk, desto besser lässt es sich
manipulieren. Rosemarie Grau,

Berlin

Gereimte Kette 

Verarmungs-Plan

Schwarzer Tag statt Sternstunde der Demokratie

Leserbriefe an: PAZ-Leserfo -
rum, Buchtstraße 4, 22087
Hamburg, Fax (040) 41400850
oder per E-Mail an redaktion@
preussische-allgemeine.de

LE S E R F O R U M

Zu: Friedhöfe gegen das Vergessen
(Nr. 47) 

Als Foto veröffentlichten Sie ei-
nen Vierzeiler auf der Frieda-
Jung-Bank im Poesie-Park des
Soldatenfriedhofs Insterburg.
Allerdings werden ihn die mei-
sten Leser so nicht verstehen kön-
nen, daher sende ich Ihnen nun
eine freie Übersetzung aus dem
Russischen als Versuch einer
Nachdichtung.

„All das, was einstmals dir und
mir gegeben, / all das, was je ver-
sagt war uns im Leben, / all das,
was schon von mir und dir gere-
det, / ist hier zu einer Kette fest-
geschmiedet.“ Dietrich Schwarz,

Oelde

Das marode Bildungssystem kriegt man nur zentral in den Griff

Keine Angst vor einem Brexit



Nicht zwei, nicht fünf oder zehn, nein: 587
nahezu identische Schlösschen sind es, die
in eine nordtürkische Kulturlandschaft hin-

eingebaut wurden. Und alle stehen leer. 
Was an Disneyland oder an eine Filmkulisse

erinnert, ist ein ehrgeiziges Ferienhausprojekt, mit
dem ein türkischer Investor gut betuchte Touristen
vornehmlich aus den Ölstaaten zum Kauf bewegen
wollte. Zwischen 350 000 und 500 000 Euro sollte
solch ein Ferienschloss kosten. Nicht ein einziges
von den ursprünglich 732 geplanten Mini-Schlös-
sern wurde verkauft. Wegen der türkischen Wirt-
schaftskrise ist der Investor pleitegegangen, und

der Ferienort Burj al Babas nahe der historischen
Gildestadt Mudurnu ist zur Geisterstadt geworden.

Dass hier je Leben einziehen wird, darf bezwei-
felt werden. Eine Ferienidylle in einem solchen Ort
mit identischen Häusern ohne See, Meer oder hohe
Berge wird sich nur schwer einstellen. Dafür ist
Ärger programmiert, wenn man nachts die Haustür
verwechselt und ein fremder Schlossherr einen
empfängt. Davon abgesehen hat der an deutschen
Burgen erinnernde Baustil kulturhistorisch über-
haupt nichts mit der Türkei zu tun. Merkwürdige
Welt: Man exportiert den Islam und importiert
dafür christliches „Mittelalter“. H. Tews
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Anfang Januar kam es in Köslin
[Koszalin] zu einem tragischen
Unglück. Fünf Teenager starben
in einem sogenannten Escape-
Room, nachdem in einem Neben-
raum ein Feuer ausgebrochen
war. Eines der 15-jährigen Mäd-
chen hatte Geburtstag und sich
mit Freundinnen für ein Flucht-
spiel freiwillig in einen Raum ein-
sperren lassen, bei dem dann der
Fluchtweg versperrt war.

Dass der Besuch der jungen
Polinnen in dem Escape-Room, zu
Deutsch: Flucht-Raum, in einer
Katastrophe endete, ist tragisch.
Doch was bewegt Menschen
überhaupt dazu, sich mit einer
kleinen Gruppe in einem Raum
einschließen zu lassen, um in
einer vorgegebenen Zeit Aufga-
ben zu lösen, weil man nur so aus
dem Raum entkommen kann? 

Was nach einem Horror-Szena-
rio klingt, ist ein beliebtes moder-
nes Freizeitvergnügen. Die Aufga-
benstellungen lauten unterschied-
lich: Mal ist es das Ziel, eine
Bombe zu entschärfen, mal eine
vermisste Person, ein weltretten-
des Serum oder ein verlorenes
Amulett zu finden. Immer geht es
darum, eine Fülle an Rätseln zu
lösen, Detektiv zu spielen und die
gefundenen Antworten zu einem
Puzzle zu sammenzufügen, die die
Lösung bringen. 

Wie das aussieht? In einem
dunklen Raum werden von den
Mitspielern die Wände nach Ge -
heimverstecken abgetastet, mit
der Taschenlampe jeder Zentime-
ter von Gegenständen untersucht,
Codes müssen entschlüsselt, No -
tizen und Hinweise gefunden
werden. Und um sich für diese
Erfahrung gehörig unter Zeit-
druck setzen zu lassen – oft ste-
hen nur ein oder zwei Stunden
zur Verfügung, zahlt der Teilneh-
mer auch noch Geld. Von 20 Euro
an aufwärts muss der Rätsel-
freund zahlen, viele Anbieter
nehmen 35 Euro pro Person.

Diese Art von Spielen kommt
offensichtlich bei den Menschen
gut an. Warum, weiß Psychologe
Sören Al Roubaie: „Escape-Rooms
sind in ihrer Konzeption Labyrin-
then nachempfunden, wie sie in
der Online-Welt beliebt sind.
Spiele dieser Art rufen folgende
Emotionen in uns hervor: Freude,

Spannung, Interesse, Angst, Spaß.
Je nachdem wie gut diese Spiele
gemacht sind, sorgen sie dafür,
dass bei den Spielern Neurotrans-
mitter wie Endorphin oder Adre-
nalin ausgeschüttet werden, je
nach Spielintensität. Diese Prinzi-
pien greifen ebenfalls bei der ,rea-
len Version‘ des Escape-Rooms.

Die Teilnehmer erfreuen sich
meist an folgenden Phänomenen:
Teamarbeit, positiver Stress, reali-
stische Inhalte, Aufgaben und
Rätsel. Der Nervenkitzel wird
durch den Zeitfaktor ebenfalls
begünstigt. Die Teilnehmer erfah-
ren den Leistungsdruck, in dieser
Zeit alle Aufgaben und Rätsel

lösen zu müssen. Tatsächlich kann
ein Escape-Room bei Teilneh-
mern Nervenkitzel und ähnliche
Emotionen hervorrufen, wie es
bei manchen Extremsportarten
der Fall ist.“

Zeitdruck und realistische
Raumgestaltung können die Teil-
nehmer zudem in einen Flow-

Zustand versetzen, dies ist ein
Zustand intensiven Vertiefens und
Erlebens, wie ihn Künstler oder
Sportler in dem oft beschriebe-
nen „Tunnel“ erleben, wenn sie
völlig auf ihre Aufgabe konzen-
triert sind. Nach dieser Flow-
Erfahrung ist der Mensch eupho-
risiert. Dieses Gefühl ist die beste

Belohnung. Das Problem dabei
ist: Diese Wirkung hat das Spiel
nur beim ersten Mal. Der erneute
Besuch im Escape-Room wirkt
nicht mehr euphorisierend, da die
Lösungen bekannt sind. 

Zum Glück gibt es das Abenteu-
er für die Flow-Süchtigen unter
kontrollierten Bedingungen – ab -

geschlossen wird der Raum gar
nicht unbedingt, es wird aber vor-
getäuscht, dass dies der Fall sei –
inzwischen in vielen Städten
Europas: Amsterdam, Prag, Stock -
holm, Berlin, Hamburg, München,
allein in Köln gibt es mindestens
fünf Escape-Rooms. Derzeit sind
in 89 deutschen Städten 205 „Live

Escape Game“-Anbieter mit 422
Spielräumen registriert. Die
Räume sind häufig Wochen im
Voraus ausgebucht. 

Noch mehr Möglichkeiten ste-
hen den Freunden der Escape-
Spiele in Budapest zur Verfügung,
wo bereits 2011 die ersten dieser
Detektiv-Spielplätze entstanden

sind. Hier gibt es mehr als 100
verschiedene Spielvarianten, die
von mindestens 60 Anbietern
unter anderem in leerstehenden
Kellergewölben angeboten wer-
den. In Japan sollen bereits 2007
die ersten Escape-Games für
Begeisterung gesorgt haben. 

„Die Escape-Rooms haben gro-
ßes Potenzial, denn sie sind die
idealen Veranstaltungen für
Teambildungsprozesse“, erläutert
Al Roubaie den Trend, dass im -
mer mehr Unternehmen Mitar-
beiter in Escape-Rooms schicken.
„Es gibt einige Unternehmen, die
bei ihren internen Trainings auch
mal die Möglichkeit eines Escape-
Rooms testen und damit zufrie-
den sind. Dadurch, dass die Auf-
gaben gemeinschaftlich gelöst
werden können und auch manch-
mal müssen, ist es auch bei grö-
ßeren Teams bis zehn Personen
immer möglich, die eigene Grup-
pendynamik zu analysieren und
zu verbessern.“

Förderlich sind deswegen die
Rätsel, der Zeitfaktor und die
Dynamik, da die Teilnehmer in
der wenigen Zeit effizient und
effektiv kommunizieren müssen,
um rechtzeitig fertig zu werden
und das Ziel zu erreichen. Proble-
me entstehen meist dann, wenn
Teilnehmer eine dysfunktionale
Kommunikation haben und der
„Angst“-Faktor für einzelne Teil-
nehmer zu belastend ist. Allge-
mein schreckhaften Menschen
oder Menschen mit Angststörun-
gen, Klaustrophobie und starken
Angstgefühlen kann die Teilnah-
me an Escape-Rooms ohne pro-
fessionelle psychologische Beglei-
tung nicht empfohlen werden.

Nach der Tragödie in Polen
wird man die Sicherheitsbestim-
mungen für solche Spielzimmer
sicherlich verstärken. Die Veran-
stalter müssen für reale Flucht-
möglichkeiten aus solchen Räu-
men sorgen, die sonst ihrem Na -
men Escape-Room nicht gerecht
werden. Stephanie Sieckmann

Suche nach einem Ausweg
Aus sogenannten Escape-Rooms zu fliehen ist zum beliebten Detektivspiel geworden – In Polen kam es dabei zu einer Tragödie

Wo ist der Türschlüssel versteckt? Eingesperrte Teilnehmer eines Escape-Rooms gehen Hinweisen nach dem Versteck nach Bild: Imago

Seit 2008 wird das Jugend-
wort des Jahres gekürt. Das
brachte dann solche Aus-

drücke wie „Gammelfleischparty“
für Ü30-Feiern, „hartzen“ für he -
rumgammeln oder „Smombie“ für
Smartphone-Zombies, also Leu-
ten, die ständig an ihrem Mobil-
funkgerät herumfummeln, auf die
vorderen Plätze.

Das Thema Jugendsprache wäre
eigentlich ein alter Hut. Jeder
kennt die Entwicklungsschritte
des eigenen Lebenslaufs, man-
cher erinnert sich zurück an die
Fachbegriffe auf Schulhöfen und
innerhalb des jugendlichen
Freundeskreises. Zum Wandel des
Sprachgebrauchs kommen kata -
strophale Rechtschreibkenntnisse
der heutigen Jugendlichen.

Der Begriff Jugendsprache be -
zeichnet ja zunächst Sprechwei-
sen und sprachliche Merkmale,
die von Jugendlichen verwendet
wurden. Das kann vieles sein, es
gab und gibt Jugendsprache aus
gebildetem, proletarischem, sub-
versivem wie auch angepasstem
Umfeld. Daher gibt es nicht „die“
Jugendsprache, wenngleich der
Begriff die Gesamtheit des ju -
gendnahen Sprachgebrauchs zu
umklammern scheint. 

Gegenüber früher ist die heuti-
ge Jugendsprache wahrscheinlich
deutlich vielfältiger und wird von
mehr Benutzern getragen, sie ist
daher näher an einem Standard,
als dies früher der Fall gewesen
ist. In der Sprachwissenschaft gilt

sie als komplexe Varietät der Stan-
dardsprache oder als Sprechstil
jugendlicher Gruppen.

Zu ihren Unveränderlichkeiten
gehören Übertreibungen und In -
tensivierungen, Humor, Ironie
und Spiel, Expressivität und Emo-
tionalität, was den Wunsch ein-
schließt, durch be sonders origi-
nelle Schöpfungen seinem Gel-
tungsbedürfnis Rechnung zu tra-
gen. Sucht man nach Beispielen,
stellt man schnell fest, dass dieje-
nigen Wörter oder Sprachmuster,
die es zur Allgemeingebräuch-
lichkeit bringen, durchgehend
originell und witzig sind. 

Gegenüber früheren Zeiten ist
an der heutigen Jugendsprache
feststellbar, dass sie sich mit einst
schärfer abgegrenzten Gruppen-
sprachen (Drogenmilieu, Soldaten
oder Szenesprache) zunehmend
vermischt, mindestens aber viele
Elemente austauscht. Jugendspra-
che beinhaltet vielerlei Äuße-
rungsformen, die sich in der je -
weiligen Gruppe herausbilden
und somit unter verschiedenen
Bedingungen auch unterschiedli-
che Formen annehmen.

Zur Abgrenzung gegenüber den
Erwachsenen und zur Festigung
des eigenen Zugehörigkeitsge-
fühls kommen laut Wikipedia
weitere Funktionen hinzu: „die
Identitätsfindung in der Ausein-
andersetzung mit Rollen- und Sta-
tuszuschreibungen durch die
gesellschaftliche Norm, die kon-
spirative Funktion, die emotional-

expressive Funktion, aber auch
die Benennungsfunktion von Rea-
lien, die im Rahmen jugendlicher
Lebenswelten existieren“.

Ein wesentliches Merkmal der
Jugendsprache ist die Kurzlebig-
keit ihrer Ausdrücke, die einan-
der oft in bunter Folge ersetzen.
Was davon nicht wegen Übertrei-
bung oder Nutzlosigkeit auf der
Sprachmülldeponie gelandet ist,
fand Eingang in die Umgangs-
sprache, während sich die Ju -
gendsprache immer wieder radi-
kal veränderte, verjüngte und
radikalisierte.

Besonders kreativ, aber nicht
verständlich sind die zahlreichen
Abkürzungen, die aus der Smart-
phone-Kommunikation kommen.
Tatsächlich findet die neue Ju -
gendsprache zu einem ganz über-
wiegenden Teil in der Kommuni-
kation über Smartphones statt.
Man kann diese Sprache mit
Wohlwollen und kritischer Zu -
rückhaltung betrachten, sie ent-
hält Gutes und Wertloses. Bleibt
nur zu hoffen, dass die Benutzer
dieser Sprachen dann einmal
Wörterbücher schreiben, um die
einstige deutsche Hochsprache
dann überhaupt noch verstehen
zu können.

Das Jugendwort des Jahres 2019
ist übrigens „Ehrenmann“ bezie-
hungsweise „-frau“. Es bezeichnet
einen besonders freundlichen
Menschen. Endlich mal etwas,
dass auch ein „Gruftie“ versteht.

Alexander Glück/tws
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Neuschwansteinwüste
In der Türkei verschandelt eine neue Geisterstadt die Landschaft

Voll krass
Jugendsprache ist ideenreich. Aber warum sprechen wir gern albern?
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Wer den ersten Band von
Jonas Jonassons’ Hun-
dertjährigem gelesen

hat, wird sich mit Begeisterung auf
die Fortsetzung stürzen. Das groß-
artige Buch war unterhaltsam und
brillierte mit grotesken Ideen und
einfallsreichem Wortwitz. Leider
wird die Fortsetzung den Erwar-
tungen nicht gerecht.

Der inzwischen 101-jährige Al-
lan Karlsson, den es zusammen
mit seinem kleinkriminellen
Freund Julius Jonsson nach Bali
verschlagen hatte, wo sie ein lu-
xuriöses Leben führten und ein
Spargelgeschäft eröffnet hatten,
ist des Müßiggangs überdrüssig,
zumal das Geld, das die beiden
einem Bankräuber gestohlen hat-
ten, inzwischen aufgebraucht ist
und sich Schulden angehäuft ha-
ben.

Als Julius seinem Freund an-
lässlich dessen 101. Geburtstags
eine Ballonfahrt schenkt, ist das
der Auftakt zu
einem neuen
A b e n te u e r,
das die bei-
den zu den
Brennpunk-
ten der Welt
bringt. Allan
i n f o r m i e r t
sich über sei-
nen Tablet-PC
über die Neu-
igkeiten der
Welt. Durch
verwickel te
U m s t ä n d e

hält er den nordkoreanischen
Diktator Kim Jong-un davon ab,
sein Atomprogramm zu forcie-
ren, bei Donald Trump kommt es
zu Missverständnissen, Putin
sitzt mit seinem Berater in Mos-
kau, von wo er die Fäden für die
Unterstützung bestimmter Par-
teien in Europa zieht. Die schwe-
dische Botschafterin hilft den
Freunden aus brenzligen Situa-
tionen.

Der Autor lässt seine politische
Vorliebe durchblicken. Sarka-
stisch verpackt werden Trump
und Kim Jong-un als die Bösen
dargestellt, Putin als der lachende
Dritte, Angela Merkel als die Gute,
die Retterin Europas. Der Roman
wirkt ernster als der erste Band,
was zulasten des satirischen Stils
geht. Viele witzige Einfälle kom-
men einem aufgewärmt vor. Die
Lachmuskeln werden seltener be-
ansprucht als beim Vorgänger-
Buch. Manuela Rosenthal-Kappi

Im Jahr 2012 unternahm die
Autorin Gabriele Engelbert aus
Schlüchtern zusammen mit ih-

ren drei Geschwistern eine Reise
nach West- und Ostpreußen, in die
Heimat ihres Vaters und seiner
Vorfahren. Die Brüder und Schwe-
stern im Alter „um die 60“ sind
„halbe Ostpreußen“, dennoch hat-
ten sie sich zuvor kaum für Ost-
preußen interessiert. Sie waren in
Hamburg aufgewachsen, und ihr
Vater hatte nicht viel über seine er-
sten 15 Lebensjahre in Labiau ge-
sprochen. In Labiau wirkte dessen
Vater Paul Zimmermann bis zu sei-
nem Tod 1935 als Rektor an der
Mittelpunktschule. 

Engelberts Buch über die Reise
der Geschwister trägt den Titel
„Wege zum Großvater. Mehr als
ein Reisebericht“. Eine Fotografie
des alten Rektorhauses in Labiau
zeigt das Großelternpaar Zimmer-
mann im Torbogen der Mauer ste-
hend. Früher hing das Bild immer
unauffällig an der Wand, später
scheint es die Nachkommen der
Großeltern gemahnt zu haben, mit
ihrer Spurensuche nicht länger zu
warten. Das Buch ist mit zahlrei-
chen schönen Fotos mit teilweise
ungewöhnlichen Ansichten ausge-
stattet.  

Die Reise führte die Geschwister
zuerst in die Gegend von Grau-
denz, dann nach Osterode, zur
Bernsteinküste nach Rauschen
und Cranz, von dort nach Labiau
und Gilge, zur Kurischen Neh-
rung, nach Tilsit und Ragnit, wie-
der zur Bernsteinküste, nach Kö-

nigsberg und zum Frischen Haff.
Im Gepäck hatten die Geschwister
viele Fragen zu ihren ost- und
westpreußischen Vorfahren, Fra-
gen, die sie ihrem Vater zu seinen
Lebzeiten wohl nicht gestellt hat-
ten. Mündlich überlieferte Erinne-
rungen lagen also kaum vor, dafür
aber verfügt die Autorin über
mehrere gut geschriebene Fami-
lienchroniken mit ausführlichen,
bildhaften Schilderungen aus dem
19. Jahrhundert
bis zum Ende der
1930er Jahre. 

Ihre väter-
lichen Vorfahren
waren Lehrer
und Pastoren, die
glücklicherweise Interesse am
Schreiben hatten. Aus den Chroni-
ken und Aufzeichnungen zitiert
die Autorin ausgiebig im Wechsel
mit eigenen Reiseeindrücken. Al-
les war neu für sie. Sie schreibt as-
soziativ, lebhaft, dafür nicht sehr
informativ über die eigenen Anlie-
gen hinaus. Anscheinend nicht
sonderlich überrascht, finden die
Geschwister alle Gebäude, die sie
aufzusuchen beabsichtigen, tat-
sächlich auch vor. Es gibt sie noch
und dies durchweg in gutem Zu-
stand: das Gutshaus Peterhof, die
Mühle Slupp, die Schulen in Labi-
au, Osterode und Tilsit.  

Die vom Wasser der Ossa betrie-
bene Mühle Slupp bei Graudenz
ist ihre erste Station auf der ge-
meinsamen Reise. Dort wuchs
Paul Zimmermanns Ehefrau Mar-
tha geborene Goldnick auf. Das

große Fachwerkgebäude, „fast wie
aus einem Märchenbuch“, wird
noch als Mühle genutzt, daneben
steht wie früher das herrschaft-
lich anmutende Wohnhaus. Frü-
her war das nahegelegene Schloss
Peterhof beliebter Familientreff-
punkt. Weiter geht es nach Oste-
rode. Von 1877 bis 1910 war dort
ihr Urgroßvater Dr. Ernst Lebe-
recht Wüst Schuldirektor am hu-
manistischen Gymnasium. Er

hinterließ eine
Chronik, berich-
tete von den
hochgestellten
Persönlichkei-
ten, mit denen er

verkehrte, jedoch
nichts über sein Familienleben
mit den sieben Kindern. 

Ein Foto zeigt die historischen
Flure in der Schule von Labiau.
Im provisorisch hergerichteten
Obergeschoss der Schlossruine
von Labiau ist heute ein Museum
untergebracht,
dessen Decken
mit senkrech-
ten Balken ab-
gestützt sind.
Hier sind alte
Möbel, Bilder,
Porzellan, Ur-
kunden ausge-
stellt. Auf die
Autorin wirkte
das „ein bis-
schen armselig
und eher de-
primierend“.
In den Badeor-

ten Cranz und Rauschen registrie-
ren sie sanierte Bauten sowie Ver-
fall, auch etliche Bauruinen, of-
fenbar Zeugnisse von raschem
wirtschaftlichem Auf- und Ab-
schwung. „In Tilsit am Gymna-
sium unterrichtete zeitweise un-
ser Urgroßvater George Zimmer-
mann, Vater unseres Großvaters
Paul, des Rektors in Labiau. Die
damalige ist auch die heutige
Schule, hat schöne, hohe Fen-
ster …“. In Ragnit treffen sie den
Lehrer und Heimatforscher Juri.
Mit seinen Schülern pflegt er lie-
bevoll ein Museum und hat schon
etlichen deutschen Besuchern ge-
holfen, lange vermisste Familien-
angehörige und Freunde ausfin-
dig zu machen. 

Durch ihre gemeinsame Reise
mit diesem besonderen Buch als
Ergebnis haben die vier Geschwi-
ster und hat auch der Leser eine
echte Bereicherung erfahren.

Dagmar Jestrzemski

Sie habe, schreibt die Auto-
rin Masha Gessen im Vor-
wort ihres Buches über das

postsowjetische Russland, berich-
ten wollen von der Freiheit, die
nicht ergriffen wurde, und von
der Demokratie, die unter Wladi-
mir Putin nicht erwünscht war.
Ihr „faktografischer russischer
Roman“ verbinde individuelle
Tragödien mit den allgemeinen
Ereignissen und Ideen in Russ-
land seit der Ära Gorbatschow. 

Es ist ein ständiges Pendeln
zwischen nüchterner Geschichts-
schreibung und literarischer Bio-
grafie, was vom Leser zunächst ei-
nige Konzentration erfordert. 

Sieben Personen rückt die Au-
torin in den Mittelpunkt ihres Er-
zählens: Vier jüngere Wissen-
schaftler aus der Mitte der 1980er
Jahre, die in den Jelzin-Jahren
aufwuchsen und unter dem sich

verhärtenden Putin-Regime im-
mer häufiger mit dem Staat in
Konflikt gerieten. Daneben zwei
ältere Wissenschaftler, Soziologe
der eine und Psychoanalytikerin
die andere, an deren Beispiel die
zunehmende Reglementierung ih-
res Fachs geschildert wird,
schließlich mit dem nationalisti-
schen Alexander Dugin der „Hof-
philosoph“ Putins. 

Die Autorin hat nach eigener
Aussage unzählige Stunden gera-
de mit den vier jungen, bewun-
dernswert mutigen Protagonisten
verbracht, um an deren Beispiel
hautnah das immer stärker re-
pressiv werdende Russland zu
schildern. So erlebt der Leser
noch einmal den Aufbruch der
Gorbatschow-Ära, die bewegten
Jahre unter Boris Jelzin (der in
seinen besten Stunden wohl wirk-
lich eine funktionierende Demo-

kratie anstrebte), die dramati-
schen Putschversuche von 1991
und 1993, dann den Regierungs-
antritt Putins, unter dem Russ-
land mehr und mehr ein nach in-
nen und nach außen auftrump-
fendes Impe-
rium wurde. 

Die Repres-
sionen im In-
nern sieht die
Autorin in ei-
ner zuneh-
menden Into-
leranz im For-
s c h u n g s b e -
reich, in der
rigorosen Ver-
folgung und
drakonischen
B e s t r a f u n g
Homosexuel-
ler und in ei-
ner überheb-

lichen Bevorzugung alles Russi-
schen gegenüber anderen Natio-
nalitäten. Die außenpolitische
Machtattitüde zeige sich eklatant
in der Besetzung der Krim, in der
Unterstützung separatistischer Be-

strebungen in der Ostukraine, in
einem aggressiven „eurasischen“
Denken und im Hass auf den West-
en, insbesondere auf die USA.  

Gessen wurde 1967 als Kind ei-
ner aschkenasisch-jüdischen Fa-
milie in Moskau geboren. Diese
emigrierte 1981 in die USA, wo
Gessen Journalistin wurde. Ab
1994 arbeitete sie erneut in Mos-
kau, das sie aber 2013 wegen zu-
nehmender Repressionen wieder
verließ. In Amerika hat sie sich in
der Schwulen- und Lesbenbewe-
gung engagiert, was wohl auch ih-
re Sensibilität für die wachsende
Intoleranz in Russland erklärt. Ei-
ner ihrer vier jungen „Helden“,
der schwule Dozent Ljoscha, ging
inzwischen ebenfalls in die USA.
Eine andere junge Frau, die Toch-
ter des 2014 an der Kremlbrücke
erschossenen Boris Nemzow, lebt
heute in Bonn. 

Der das ganze Buch beherr-
schende, überaus kritische Duktus
resultiert, so möchte man meinen,
auch aus persönlichem Erleben.
Gessen stellt dem Land eine dü-
stere Prognose: In der Geschichte
hätten schon ganze Zivilisationen
aufgehört zu bestehen. Russland
und die Russen, so schreibt sie
„starben seit einem Jahrhundert –
in den Kriegen, im Gulag und vor
allem durch die Geringschätzung
menschlichen Lebens im Alltag.
Dieses Land wollte sich selbst tö-
ten.“ Muss man diese Ansicht in
aller Konsequenz akzeptieren? 

Das Land hat sich selbst vom
furchtbarsten Stalinismus wieder
frei gemacht. Letztlich ist die Zu-
kunft für jedes Land offen. Auf der
bevorstehenden Leipziger Buch-
messe wird Gessen den Leipziger
Buchpreis für Europäische Ver-
ständigung erhalten. Dirk Klose

Wer immer noch nicht
glauben mag, dass die
Entwicklungshilfe für

Afrika aus dem Fenster geworfe-
nes Geld ist, dem sei das Buch
„Afrika wird armregiert“ von Vol-
ker Seitz empfohlen. 

Der ehemalige deutsche Diplo-
mat konnte jahrelang vor Ort be-
obachten, wie wenig zielführend
Entwicklungshilfezahlungen in
der Regel sind. Und Seitz nennt
auch die Gründe dafür, ohne ein
Blatt vor den Mund zu nehmen,
was er sich als Ruheständler lei-
sten kann: Der sinnlose „Wettlauf
der Wohltäter“ lähme jede Eigen-
initiative auf dem Schwarzen Kon-
tinent; um dennoch gut dazuste-
hen, errichte man „Potemkinsche
Dörfer“; die afrikanischen „Eliten“
seien zumeist bis ins Mark kor-
rupt und unfähig; Afrikanern feh-
le Zeitgefühl, Effizienzdenken und
die Bereitschaft, sparsam mit ih-
ren Ressourcen umzugehen;
durch die Emigration finde ein
ständiger Abfluss unverzichtbarer

Arbeitskräfte statt, ebenso mangele
es an Kooperationsbereitschaft und
Solidarität zwischen den afrikani-
schen Staaten. Daraus zieht Seitz
den eindeutigen Schluss: „Der Ko-
lonialismus ist nicht die Ursache
des Elends“, wie man in Afrika und
den Gutmenschenkreisen des We-
stens permanent behaupte.

Als weiteres Problem nennt der
Ex-Diplomat den Umstand, dass
die Entwicklungshelfer häufig kei-
ne ausreichende Qualifikation für
ihre Aufgabe mitbringen: Wer
brauche denn schon 20-jährige Ex-
Gymnasiasten mit viel Enthusias-
mus, aber zwei linken Händen,
welche den Afrikanern zeigen wol-
len, wie man Brunnen bohre? Und
dann die „Entwicklungshilfeindu-
strie“: Diese sei überhaupt nicht an
Verbesserungen in Afrika interes-
siert, weil das ihre vielen schönen
Versorgungsposten überflüssig ma-
chen würde. Der Riesenapparat
von bis zu 400 Nichtregierungsor-
ganisationen lebe sehr gut vom
„Elend in Afrika“, das die Legiti-

mation für zahllose „ABM-Maß-
nahmen“ zugunsten von Entwick-
lungshelfern darstelle.

Seitz Buch ist eine hervorragen-
de Analyse der Gebrechen der Ent-
wicklungshilfe, deren Quintessenz
lautet: „Die Schlüsselrolle im
Kampf gegen die Armut müssen
die afrikanischen Regierungen
selbst übernehmen.“ Auch wenn
sich die vielen
w e s t l i c h e n
„ E x p e r t e n “
dann endlich
einmal den
rauen Wind
des freien Ar-
beitsmarktes
um die Nase
wehen lassen
müssten. 

Das Buch,
dessen erste
Fassung bereits
2009 erschien,
aber umfas-
send aktuali-
siert und er-

weitert wurde, gehört in die Hand
einer jeden Person, die irgendwie
mit Entwicklungshilfe zu tun hat.
Darüber hinaus hilft es dem mün-
digen Leser zu erkennen, wieso es
absoluter politisch-ökonomischer
Irrsinn ist, Armutsflüchtlinge aus
Afrika als willkommene „Zuwan-
derer“ zu betrachten.

Wolfgang Kaufmann

Der Spiegel-Verlag hat eine Reihe
herausgegeben, deren erster

Teil sich mit dem Entdecker Alexan-
der von Humboldt befasst. „Expedi-
tion“ heißt sie. Die Hefte dieser Rei-
he erscheinen in loser Folge und er-
zählen von großen Expeditionen
der Weltgeschichte. 

Im vorliegen Heft geht es um den
großen Naturforscher Alexander
von Humboldt. Was war seine Moti-
vation? Was sollte man heutzutage
beachten, wenn man auf Humboldts
Spuren reist? Das
sind einige Fra-
gen, die in dem
neuen Spiegel-
Heft gestellt wer-
den. So erfährt
der Leser zum
Beispiel, wie
man sich im
Dschungel von
Insekten und
Spinnen ernäh-
ren kann.

Die Schrift ist
groß, die Seiten

bis auf wenige Aufnahmen nur mi-
nimal von ihr ausgenutzt. Oft wer-
den Foto-Kollagen gezeigt, aber
auch Grafiken von Reiserouten und
Comics bebildern dieses Heft, das
wie ein Tagebuch anmutet, in das
kurze Berichte und viele Bilder ein-
geklebt sind, immer wieder gespickt
mit Reisenotizen von Humboldt.
Das Geschichtsmagazin informiert
äußerst unterhaltsam und weist im-
mer auch in die heutige Zeit. 

Christiane Rinser-Schrut

BÜ C H E R I M GE S P R Ä C H

Viele Gebäude
existieren noch

Reise mit vielen Fragen im Gepäck Wenig für die Lachmuskeln

Ex-Diplomat entlarvt Entwicklungshilfe-IndustrieAuf den Spuren Humboldts

Außenansicht: Eine Emigrantin blickt kritisch auf das Russland unter Putin

Gabriele Engelbert:
„Wege zum Großva-
ter. Mehr als ein
Reisebericht“, Rau-
tenberg Verlag,
Würzburg 2018, ge-
bunden, 140 Seiten,
19,95 Euro

Volker Seitz: „Afri-
ka wird armregiert
oder wie man Afri-
ka wirklich helfen
kann“, dtv, Mün-
chen 2018, bro-
schiert, 287 Seiten,
12,90 Euro

Masha Gessen: „Die
Zukunft ist Ge-
schichte. Wie Russ-
land die Freiheit ge-
wann und verlor“,
Suhrkamp Verlag,
Berlin 2018, gebun-
den, 639 Seiten, 
26 Euro

Spiegel Media
„Spiegel Geschich-
te Expedition. Die
größten Abenteuer
aller Zeiten. Ale-
xander von Hum-
boldt. Durch die
Wildnis Lateiname-
rikas“, Spiegel-Ver-
lag, Hamburg 2018,
106 Seiten, 6,90
Euro

Jonas Jonasson: „Der
Hundertjährige, der
zurückkam, um die
Welt zu retten“, Ber-
telsmann Verlag, Bie-
lefeld 2018, gebunden,
448 Seiten, 20 Euro
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George Turner
Salzburger, Ostpreußen
Integration und  
Identitätswahrung
128 Seiten/Kartoniert
Nr. P A1187               19,95 €

Professor Turner widmet sich den 
Lebensverhältnissen der „Salzbur-
ger“ in der Zeit 1732–1944/45 in 
Ostpreußen und deren Versuch, den 
Zusammenhalt trotz des Auseinan-
derdriftens in unterschiedliche Länder 
nach 1945 zu fördern. Wie ein roter 
Faden ziehen sich dabei die Themen 
„Integration“ und „Bewahrung 
der Herkunft“ durch die ein zelnen 
Kapitel. Es zeigt sich, dass in der 
bisherigen Darstellung des Schicksals 
der „Salzburger“ manches sehr 
summarisch, gelegentlich auch zu 
euphorisch behandelt wurde. Das 
gilt vor allem für ihr Verhältnis zu der 
bereits im Siedlungsgebiet ansäs-
sigen Bevölkerung. Auch wenn die 
vorliegende Darstellung viele Aspekte 
berücksichtigt, das Thema „Salzbur-
ger und Ostpreußen“ ist noch längst 
nicht abgeschlossen. 

    5. Auflage 2017

George Turner
Die Heimat nehmen wir mit  
Ein Beitrag zur Auswanderung Salz-
burger Protestanten im Jahr 1732, 
ihre Ansiedlung in Ostpreußen und 
der Vertreibung 1944/45  304 Seiten
Nr. P A0253     Geb.     29,00 €

Der Autor schlägt einen großen Bo-
gen und schildert, wie seine Familie 
gezwungen wurde, ihre Heimat im 
Salzburger Land im Jahr 1732 aus 
Glaubensgründen zu verlassen, wie 
sie von keinem der Kriegsereignisse 
der folgenden mehr als 200 Jahre in 
Ostpreußen verschont geblieben ist, 
wie sie schließlich auch aus dieser 
inzwischen zur Heimat gewordenen 
Region vertrieben und in alle Winde 
verstreut wurde und versucht hat, 
wieder Wurzeln zu schlagen. Dabei 
lässt er gleichaltrige Verwandte 
zu Wort kommen, die wie er die 
Flucht der Jahre 1944/45 als Kinder 
oder Jugendliche über sich haben 
ergehen lassen müssen und macht 
persönliche Berichte aus Nachlässen 
der älteren Generation zugänglich, 
die Vertreibung und Neuanfang als 
Erwachsene erlebt haben.

Roland Kaltenegger
Die Schlachten am Isonzo
Österreich-Ungarns letzter Sieg vor dem Untergang  
der Donaumonarchie – Teil 1 1914–1916
„Irgendeine ganz lächerliche Angelegenheit auf dem Balkan wird den 
nächsten Krieg auslösen“, hatte einst der deutsche Reichskanzler Fürst 
Otto von Bismarck prophezeit. So war es in der Tat. Denn selten hat 
wohl ein politischer Mord so gravierende Folgen ausgelöst, wie jener, 
am 28. Juni 1914, auf den Neffen des greisen österreichischen Kaisers 
Franz Josef I. Nach der Kriegserklärung Italiens im Mai 1915 an die 
Donaumonarchie standen zunächst nur schwache k. u. k. Truppen zur 
Verteidigung in Südtirol, Kärnten und am Isonzo gegen die italienischen 
Angriffe zur Verfügung, die jedoch wenig später durch das Deutsche 
Alpenkorps wirkungsvoll verstärkt wurden. Die Isonzofront war ein Teil 
der langgestreckten südwestlichen Front, die von der Schweizer Grenze 
bis zur Adria vor Triest verlief. Bis zum Herbst 1917 fanden am Isonzo 
nicht weniger als zwölf mörderische Schlachten statt, bei denen Italien 
über eine Million und Österreich-Ungarn rund 550.000 Mann verlor. Die 
ersten neun Isonzoschlachten fanden in den Kriegsjahren 1915 bis 1916 
statt. Davon berichtet der 1. Teil dieses umfangreichen Werkes über „Die 
Schlachten am Isonzo“ und ihre Vorgeschichte im Kriegsjahr 1914.
Nr. P 540096                          Gebunden                             16,95 €

Roland Kaltenegger
Die Schlachten am Isonzo
Österreich-Ungarns letzter Sieg vor dem Untergang  
der Donaumonarchie – Teil 2 1917–1918
Bis zum Herbst 1917 waren die Italiener insgesamt elf Mal zum Groß-
angriff am Isonzo angetreten, um einerseits die Hafenstadt Triest und 
dessen Hinterland, die Halbinsel Istrien, in die Hand zu bekommen, um 
andererseits durch das Kanaltal nach Österreich-Ungarn vorzudringen. 
Aber jeder dieser Großangriffe konnte unter einer letzten gewaltigen 
Kraftanstrengung von den k. u. k. Truppen abgeschlagen werden, sodass 
die Verteidiger schließlich ohne ausreichenden Nachschub und Reserven 
erschöpft und ausgeblutet im Karst und in ihren Hochgebirgsstellungen in 
den Julischen Alpen ausharrten, als die Italiener zu einer alles entschei-
denden Offensive rüsteten. In dieser Stunde der Not kam der deutsche 
Bundesgenosse zur Hilfe und rückte mit der 14. Armee sowie im Ge-
birgskrieg in den Dolomiten und Karpaten bewährten Truppen heran, um 
den Italienern durch eine Gegenoffensive zwischen Flitsch und Tolmein 
zuvorzukommen. Die 12. Isonzoschlacht, die als „Wunder von Karfreit“ in 
die Kriegsgeschichte eingegangen ist, war Österreich-Ungarns letzter Sieg 
vor dem Untergang der Donaumonarchie. Darüber berichtet der 2. Teil 
dieses umfangreichen Werkes über „Die Schlachten am Isonzo“.
Nr. P 540097                          Gebunden                             16,95 €

Roland Kaltenegger
Generalleutnant Harald von Hirschfeld
Vom Ausbildungsleiter des Sohnes des chinesischen Marschalls  
Chiang Kai-shek zum jüngsten General des Heeres
Dies ist die Geschichte von Generalleutnant Harald von Hirschfeld. Am 
10. Juli 1912 in Weimar geboren, trat er im Jahr 1935 als Freiwilliger in 
das Gebirgsjägerregiment 99 ein. Nach seiner Versetzung zum Gebirgs-
jägerregiment 98 stieg er sehr schnell zum Ausbildungsleiter des Sohnes 
des chinesischen Marschalls Chiang Kai-shek auf. Nach dem Einmarsch 
in Österreich, dem Polen- und dann im kurzen Feldzug gegen Jugoslawi-
en wurde er im Russlandfeldzug am 15. November 1941 als Oberleut-
nant und Chef der 7. Kompanie des Gebirgsjägerregiments 98 mit dem 
Ritterkreuz des Eisernen Kreuzes für die erfolgreiche Verteidigung der 
eingeschlossenen Ortschaft Alexandrowka ausgezeichnet. Für seine mi-
litärischen Erfolge bei den Gebirgskämpfen im Hoch- und Waldkaukasus 
erhielt er am 23. Dezember 1942 das 164. Eichenlaub zum Ritterkreuz 
des Eisernen Kreuzes. Nach dramatisch verlaufenden Einsätzen auf dem 
Balkan als Kommandeur des Gebirgsjägerregiments 98 wurde Harald 
von Hirschfeld als jüngster General des Heeres zum Kommandeur der 
78. Volkssturmdivision ernannt. Am 18. Januar 1945 kam er in dieser 
Funktion bei einem sowjetischen Luftangriff ums Leben. 160 Seiten
Nr. P 540103                          Gebunden                               9,95 €

Roland Kaltenegger
Major Hans-Peter Jacob
Vom „Blumenteufel“ der Leni Riefenstahl  
zum Ritterkreuzträger der Gebirgstruppe
Am 30. Dezember 1909 in Kaiserslautern geboren, trat Hans-Peter Jacob 
am 1. November 1934 in das Infanterieregiment Augsburg ein. Seinen 
Truppendienst leistete er zunächst im Gebirgsjägerregiment 99. Nach 
dem „Blumenkrieg“ gegen Österreich erfolgte seine Versetzung in das 
Gebirgsjägerregiment 98 mit dem er am Einmarsch in das Sudetenland 
und am Polenfeldzug teilnahm. In Mittenwald lernte er 1940 während 
der Dreharbeiten zum Film „Tiefland“ die bekannte Regisseurin Leni 
Riefenstahl kennen, als das Regiment für vier Wochen Gebirgsjäger und 
Tragtiere für die Dreharbeiten des Films abstellte und Hans-Peter Jacob 
den berühmten Hauptdarsteller Bernhard Minetti doubelte. Mit der neu 
aufgestellten 6. Gebirgsdivision zog er in den Balkanfeldzug. Während 
der Kämpfe auf dem griechischen Festland wurde er am 13. Juni 1941 
als Chef der 2. Kompanie des Gebirgsjägerregiments 143 mit dem Ritter-
kreuz des Eisernen Kreuzes ausgezeichnet. Am 21. März 1944 heiratete 
er Leni Riefenstahl, aber die Ehe wurde bereits im Frühsommer 1947 
wieder geschieden. Nach dem Krieg arbeitete er als Filmproduzent und 
heiratete in zweiter Ehe die Schauspielerin Ellen Schwiers. 160 S.
Nr. P 540106                          Gebunden                               9,95 €

Georg Reinicke                                                          (208 Seiten)
Generalleutnant Georg Reinicke
Vom Pionieroffizier in zwei Weltkriegen  
zum Planer des neuen Versandhauses Quelle in Nürnberg
Als Georg Reinicke, am 5. August 1893 in Reichenau bei Zittau geboren, 
nach seinem Abitur seine Militärzeit beim 2. Königlich Sächsischen 
Pionierbataillon Nr. 22 begann, ahnte noch niemand, dass er am Anfang 
einer ungewöhnlichen militärischen und privaten Karriere stand. Diese 
führt ihn während des Ersten Weltkrieges von Verdun über die Karpaten 
ins große Hauptquartier der Türkei und während des Zweiten Weltkriegs 
vom Brückenbauer über die Aisne während des Frankreichfeldzuges zu 
übergeordneten Pionieraufgaben auf allen Kriegsschauplätzen bis hin 
zum Oberbefehl über die 369. kroatische Grenadierdivision auf dem 
Balkan. Die autobiografischen Erinnerungen von Georg Reinicke, die 
von seiner Kindheit in Sachsen bis weit in die Jahre des Wiederaufbaus 
reichen, sind ein zeitgeschichtliches Zeugnis über das Leben eines 
deutschen Pionieroffiziers in den ersten sechs Jahrzehnten des 20. Jhdts. 
die durch zwei Weltkriege geprägt waren. Neben den Begegnungen mit 
bekannten Persönlichkeiten der Militär- und Zeitgeschichte, die Georg 
Reinicke beschreibt, erfährt man viel über das Pionierwesen und auch die 
privaten Sorgen und Nöte des Ehemanns und Vaters von fünf Kindern.
Nr. P 540104                          Gebunden                              16,95 €

Roland Kaltenegger
Fahnenjunker u. Ober-
jäger d. Res. E. Clemente
Vom ersten Kampfeinsatz  
im Hochkaukasus  
zum Ritterkreuzträger
160 Seiten/Gebunden
Nr. P 540098             9,95 €

Dies ist die Geschichte von Fahnenjun-
ker und Oberjäger der Reserve Ernst 
Clemente. Am 27. April 1922 in Sicht-
weite der Berchtesgadener Alpen in der 
oberbayerischen Grenzstadt Freilassing 
geboren, erlebte er seine Feuertaufe als 
Panzerjäger mit der 4. Gebirgsdivision des 
österreichischen Generals Karl Eglseer 
im Hochkaukasus. Mit dieser Division 
bestritt er die Rückzugskämpfe durch den 
Waldkaukasus, den Kubanbrückenkopf 
und von dort über die Halbinsel Krim nach 
Melitopol und weiter durch die Nogaische 
Steppe und die Ukraine bis zur Theiss. Für 
seine kühne Waffentat am 30. September 
1944 als Obergefreiter der Reserve und 
Pakschütze 1 der 16. Kom panie des Ge-
birgsjägerregiments 13 wurde er für seine 
Abwehrerfolge mit dem Ritterkreuz des 
Eisernen Kreuzes ausgezeichnet und ge-
riet bei Kriegsende in der „Alpenfestung“ 
in amerikanische Kriegsgefangenschaft. 

Roland Kaltenegger
Leutnant  
Johann Sandner
Vom jüngsten Ritterkreuzträger 
der Wehmacht zum Stadtrat 
von Bad Reichenhall
160 Seiten/Gebunden
Nr. P 540085             9,95 €

Dies ist die Geschichte von Leutnant 
Johann Sandner. Am 15. Oktober 1921 im 
niederbayerischen Osterhofen gebo-
ren, begann er im Herbst 1938 seine 
militärische Ausbildung als Freiwilliger 
im II. Bataillon des Bad Reichenhaller 
Gebirgsjägerregiments 100. Bereits im 
Frankreichfeldzug 1940 mit dem Eisernen 
Kreuz II. Klasse ausgezeichnet, fand mit 
der Aufstellung der 5. Gebirgsdivision des 
Generals Julius Ringel sein Abschied von 
der 1. Gebirgsdivision statt. Während des 
Balkanfeldzuges durchstieß er die stark 
befestigte griechische „Metaxaslinie“ 
und schaltete dabei mit Sprengmitteln die 
Schlüsselstellung des Befestigungswerkes 
Kelkaja aus. Für diese kühne Waffentat 
wurde er am 13. Juni 1941 als Oberjäger 
und Gruppenführer in der 11. Kompanie 
des Bad Reichenhaller Gebirgsjägerregi-
ments 100 mit dem Ritterkreuz des 
Eisernen Kreuzes ausgezeichnet. 

Roland Kaltenegger                         (288 Seiten)
Geheimkommandos und Blitzkriege 1938–1940
Teil 2 – Vom Westfeldzug zum Handstreich auf Gibraltar
Sowohl während des Polenfeldzuges als auch im Winter 1939/1940 lagen 
die Armeen der Westmächte untätig in und hinter dem großen französi-
schen Verteidigungswerk der „Maginotlinie“. Entgegen den Ratschlägen 
seiner militärischen Berater blieb Hitler bei seinem Entschluss, noch 
während der Operationen in Skandinavien, Frankreich und Großbritannien 
anzugreifen, um den Krieg im Westen zu entscheiden. Dabei wollte er die 
Westmächte unter Missachtung der niederländischen, belgischen und 
luxemburgischen Neutralität in Nordfrankreich zur Entscheidungsschlacht 
zwingen. Großbritannien erwies sich trotz des deutschen „Blitzkrieges“  
und „Blitzsieges“ während des Westfeldzuges weiterhin als der unan-
greifbare Gegner, nachdem Hitler dem britischen Expeditionskorps 
durch seinen rätselhaften Haltebefehl die Evakuierung bei Dünkirchen 
ermöglicht hatte. Als politisch-strategischen Ersatzplan für die Niederrin-
gung Großbritanniens wollte Hitler die Briten nun durch die Wegnahme 
ihrer Schlüsselstellung im Mittelmeer zum Einlenken bringen. Verbesserte 
Waffen, ein tollkühner Einsatzplan und das Einverständnis Spaniens 
waren für das Unternehmen „Felix“, wie der beabsichtigte Angriff auf den 
Affenfelsen von Gibraltar genannt wurde, von entscheidender Bedeutung. 
Nr. P 540101                          Gebunden                             16,95 €

Roland Kaltenegger
Geheimkommandos und Blitzkriege 1938–1940
Teil 1 – Vom Anschluss Österreichs zum Polenfeldzug
Zunächst war die Revision des Versailler Friedensvertrages nicht nur 
das erklärte Ziel Hitlers sondern das Programm fast aller Parteien der 
Weimarer Republik. Als Hitler im Mai 1933 seine große Friedensrede 
im Berliner Reichstag hielt, bestätigte auch die Fraktion der SPD ohne 
Vorbehalte seine Ausführungen. Ja sogar die evangelischen als auch die 
katholischen Kirchenführer ermahnten das deutsche Volk dem Führer 
und Reichskanzler zu folgen. Der Anschluss Österreichs an das Reich war 
keine Erfindung Hitlers, sondern er entsprach seinerzeit dem erklärten 
politischen Willen der Mehrheit des deutschen und österreichischen 
Volkes. Das Münchner Abkommen, das erwiesenermaßen politisch 
erzwungen, jedoch völkerrechtlich einwandfrei von Großbritannien, 
Frankreich und Italien gebilligt wurde, beseitigte ebenfalls ein Unrecht 
und entsprach dem Selbstbestimmungsrecht von rund drei Millionen Su-
detendeutschen. Der Weg in den 2. Weltkrieg führte über den Anschluss 
Österreichs und die Zerschlagung der Tschechoslowakei. Er begann am  
1. September 1939 als europäischer Krieg mit dem Einmarsch in Polen, 
den Blitzkriegen im Westen, in Skandinavien und auf dem Balkan, bevor 
er mit dem Ostfeldzug zum weltumfassenden Krieg ausuferte. 288 Seiten 
Nr. P 540100                          Gebunden                             16,95 €

Volkmar Kühn                                                   (Großformat 24 x 30 cm)
Deutsche Fallschirmjäger im Zweiten Weltkrieg
Grüne Teufel im Sprungeinsatz und Erdkampf 1935–1945
Das Absetzten einer Armee aus der Luft war ein Novum in der Kriegsge-
schichte. Namen wie Eben Emael, Rotterdam, Norwegen, Kreta, El Ala-
mein, Tunis, Sizilien, Normandie, Bretagne, und nicht zu vergessen, Monte 
Cassino, der Einsatz der „Brandenburger“-Fallschirmjäger in Jugoslawien 
oder die Ardennenoffensive sind mit der Geschichte der deutschen Fall-
schirmjäger eng verbunden. In der Gluthitze Afrikas standen deutsche 
Fall schirmjäger ebenso im Einsatz wie in den Eiswüsten Russlands. In 
Wort und Bild erzählt Volkmar Kühn die Geschichte der deutschen Fall-
schirmtruppe von ihren Anfängen im Jahr 1935 bis zum Ende des Zweiten 
Welt krieges 1945. Dieses Werk bezeugt den Opfergang dieser Elitetruppe 
anhand von Kriegstagebüchern der Verbände, Tagebüchern von deren 
Führern und Hunderte von Berichten von Fallschirmjägern aller Dienstgrade 
– vom Fallschirmschützen bis zum Oberbefehlshaber der deutschen Fall-
schirmtruppe. In den Kapiteln spiegeln sich die oft kampfentscheidenden 
Taten tapferer Offiziere, Unteroffiziere und Mannschaften wider. Packende 
Kampfberichte und über 370 Fotos und Lagekarten machen dieses Werk zu 
einem Standardwerk über die deutsche Fallschirmtruppe. 320 Seiten
Nr. P 540077        Gebunden mit farbigem Überzug             24,95 €

Franz Kurowski und Gottfried Tornau             (Großformat 24 x 30 cm)
Sturmgeschütze - „Die Panzer der Infanterie“
Die dramatische Geschichte einer Waffengattung 1939–1945
Zu den erfolgreichsten Waffen des deutschen Heeres von 1939 bis 1945 
zählten die deutschen Sturmgeschütze. An den Schwerpunkten des 
Kampfes zur unmittelbaren Unterstützung der Infanterie eingesetzt, 
wurden sie zum gefährlichen Gegner feindlicher Panzerverbände.
Feuerkraft und Beweglichkeit in Verbindung mit geringer Fahrzeughöhe 
und starker Frontpanzerung waren die wesentlichen Merkmale dieser 
Waffe, die beim Gegner besonders gefürchtet waren. In Wort und Bild 
haben die beiden Autoren Franz Kurowski und Gottfried Tornau in 
mühevoller Kleinarbeit diese einmalige Dokumentation geschaffen, die 
ein umfassendes Bild von der Wirkung und dem Einsatz der Sturmar-
tillerie vermittelt und von den Männern berichtet, die diese Waffe zum 
Erfolg geführt haben. Packende Kampfschilderungen basierend auf den 
Kriegstagebüchern der Verbände sowie Kampfberichte von Angehörigen 
der Sturmgeschützwaffe sowie über 420 Fotos und Lagekarten machen 
dieses Werk zu einem Standardwerk über die Sturmartillerie. Die Bild- und 
Textdokumentation der Träger des Ritterkreuzes des Eisernen Kreuzes und 
höherer Stufen dieser Waffengattung rundet dieses Werk ab. 400 Seiten
Nr. P 540078       Gebunden mit farbigem Überzug            24,95 €
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MELDUNGEN MEINUNGEN

Der Sozialismus siegt!
Wie wir die Kleinvermieter fertigmachen, warum Unternehmen böse sind, und wie lange

das Geld anderer Leute reicht / Der satirische Wochenrückblick mit HANS HECKEL

Natürlich war nicht alles
schlecht in der DDR. Es
kommt allerdings darauf

an, was man sich heraussucht auf
der Suche nach dem, was gut war.
Wie wir in der vergangenen Wo-
che hier gelernt haben, war das
Hauptproblem der DDR die Be-
völkerung, die nicht einsehen
wollte, in was für einem tollen
Staat sie lebte. Die Leute waren
also schlecht, und schafften −
dunkel und böse, wie sie sind −
das Beste ab: den Sozialismus.

Doch wir können guten Mutes
sein. Alle fortschrittlichen Kräfte
im Lande arbeiten hart daran, die
Dinge wieder ins Lot zu bringen.
Während kaum eine Woche ver-
geht, in der nicht irgendein Ex-
perte den Ossis eins auf die Nase
haut, bauen andere Fachleute den
Sozialismus Stück für Stück wie-
der auf. Die nächste siegreiche
Etappe steht unmittelbar bevor,
wenn alles glatt geht, und das
wird es wohl.

Wir reden über die Reform der
Grundsteuer. Der Mieterbund for-
dert, dass eine mögliche Erhö-
hung, zu der es großflächig kom-
men wird, nicht auf die Mieten
umgelegt werden darf. Grüne,
SPD und Linkspartei werden das
super finden. Die Union dürfte,
wie üblich, nach einer Schamfrist
auf die rote Linie einschwenken.

Damit ist der wohlhabende
Mieter in den noblen Altbauvier-
teln fein raus, während dem spie-
ßigen Rentnerpaar, welches das
Obergeschoss seines piefigen
Siedlungshauses in der Vorstadt
vermietet, um seine kargen Bezü-
ge aufzubessern, der Hals abge-
schnitten wird. Gut so, denn wir
wissen schließlich, welche Partei-
vorlieben die beiden Gruppen
tendenziell aufweisen.

Was aber noch viel wichtiger
ist: Damit wird Privatvermietung
für viele zum Zuschussgeschäft,
genauso wie in der DDR. Folge:
Nach und nach ziehen sich die
verhassten Kleinvermieter zu-
rück. Danach müssten nur noch
die großen Gesellschaften ver-
staatlicht werden, und alles wäre
wie früher.

Aber sehen unsere Städte dann
nicht auch bald wieder so aus wie
in der DDR? Und wird die Woh-
nungsknappheit dann nicht noch
viel schlimmer als jetzt schon? Si-
cher, sicher, aber bis wir wieder

durch Ruinen schlendern, dauert
es eine ganze Weile. Außerdem
haben wir wunderbare Ausreden
für die absehbare Misere parat,
die uns gleichfalls der gute alte
SED-Staat hinterlassen hat. 

Wir werden sagen, dass wir
eben „noch nicht alles erreicht
haben beim Aufbau des Sozia-
lismus“ und dass uns außerdem
der Klassenfeind andauernd
Knüppel zwischen die Beine
wirft. Deshalb sieht es eben so
aus, wie es aussieht. Habt bloß
Geduld: Der Sozialismus siegt,
weil er siegreich ist, und er ist
siegreich, weil er siegt! Alles wis-
senschaftlich bewiesen.

An der Spitze der Bewegung
marschiert, wie
könnte es anders
sein, die Haupt-
stadt der Repu-
blik. Der Bau-
stadtrat von
Friedrichshain-
Kreuzberg, Flo-
rian Schmidt,
sagte es schon
im September
bei „Maischberger“: „Ja, ich wür-
de die privaten (Wohnungsbau-)
Investoren, die nur auf den Profit
schauen, gerne aus dem Markt
haben.“ Damit meint er alle priva-
ten Unternehmen, denn „auf den
Profit“ zu schauen sei ja die
„Philosophie der Unternehmen in
Deutschland“, weiß Schmidt. 

Der Grünen-Politiker hat in sei-
nem Bezirk bereits ein privates
Bauprojekt für 623 Wohnungen
gestoppt, worauf er voller Stolz
blickt. Dieser Erfolg bei der Woh-
nungsbauverhinderung sei ein
von ihm geschaffener „Präzedenz-
fall“ für ganz Deutschland, jubelte
Schmidt in der TV-Sendung. Er
lässt ohnehin nicht gern bauen.
Viel lieber nimmt Schmidt Steu-
ergelder in die Hand und kauft
damit private Bestandswohnun-
gen auf.

Von Berlin als Vorreiter zu spre-
chen, ist keineswegs übertrieben.
Wie neulich berichtet wurde, hat
die Hauptstadt die Nase ganz weit
vorn: Nirgends in Deutschland
stiegen die Mietpreise 2018 so
steil an wie dort, nämlich um
grandiose 13 Prozent! Damit hat
die Spreemetropole das einstmals
viel teurere Hamburg fast einge-
holt, wo die Mieten „nur“ um fünf
Prozent angezogen haben. Es gilt

der alte Spruch: Wenn die Sahara
sozialistisch wird, wird da irgend-
wann der Sand knapp. In Berlin
sind es eben die Wohnungen.

Wenigstens sind die Berliner
Stadtoberen von einer Sorge be-
freit, welche weiland die britische
Premierministerin Margaret That-
cher auf den Punkt brachte: „Das
Problem des Sozialismus ist, dass
dir irgendwann das Geld anderer
Leute ausgeht.”

Wie neulich in der PAZ zu lesen
war, erhielt die Hauptstadt allein
im vergangenen Jahr 4,4 Milliar-
den Euro aus dem Länderfinanz-
ausgleich, wovon der Löwenanteil
von den Bayern beglichen wurde.
So sprießen im Roten Rathaus im-

mer neue Ideen,
was man mit den
v o r n e h m l i c h
bayerischen Mo-
neten Schickes
anfangen kann.

Neuester Ge-
niestreich: Ab
Juli testet Berlin
das „Solidari-
sche Grundein-

kommen“ an erst einmal 1000
Probanden. Als Gegenleistung
sollen die bisherigen Hartz-IV-
Empfänger als Helfer in Schulen,
Heimen, Nachbarschaftstreffs,
Parks und Kitas arbeiten. 

Merkwürdig: Wenn man sie
dort benötigt, warum stellt man
sie dann nicht einfach ein? Wer so
fragt, hat nicht verstanden, was
„solidarisch“ heißt! Der Senat will
über den Bundesrat erreichen,
dass der Bund 80 Prozent der Ge-
hälter übernimmt. Schließlich
profitiere ja ganz Deutschland
von den Erfahrungen, die Berlin
mit dem „Solidarischen Grund-
einkommen“ machen werde. 

Aha, noch ein „Präzedenzfall“.
Aber das ist nicht der Kern: „Soli-
darisch“ wird es eben erst da-
durch, dass jemand anders die
Rechnung trägt. Sonst macht Sozi-
alismus keinen Spaß. Im Bundes-
rat werden vor allem die vier Ge-
berländer im Finanzausgleich
leuchtende Augen bekommen an-
gesichts der neuesten Nachricht
aus Berlin: Freunde, wir haben
noch eine weitere Idee gefunden,
wir wir euer Geld ausgeben kön-
nen. Für diesen Geistesblitz müsst
ihr aber auch noch was draufle-
gen. Wie wär’s mit 80 Prozent?
Probleme wird es erst geben,

wenn den „reichen“ Geberländern,
die auch zur Bundeskasse den Lö-
wenanteil beitragen, das Geld aus-
geht. Kann das je passieren?

Na ja, wenn die Kampagne ge-
gen die Kfz-Industrie trium-
phiert, dürfte das an den stolzen
Autobauer-Ländern Bayern und
Baden-Württemberg nicht spur-
los vorüberziehen. Und müssten
danach nicht endlich die Flug-
zeuge drankommen, diese Super-
Klimakiller? Wäre eigentlich lo-
gisch. Im kleinsten Finanzaus-
gleich-Geberland Hamburg hei-
ßen zwei der weitaus größten Ar-
beitgeber übrigens Airbus und
Lufthansa Technik.

Dreht uns ausgerechnet der Kli-
maschutz den Hahn ab fürs näch-
ste sozialistische Experiment?
Blödsinn: Das ist die kapitalisti-
sche Angstmache der Klimaleug-
ner, denen mit aller Macht ent-
gegenzutreten ist. Wie das geht,
weiß „Spiegel Online“. Dort ent-
larvt ein Ratgeber die fiese Argu-
mentationsmasche der Leugner.
So zogen diese Typen über die
bayerische Grünen-Politikerin
Katharina Schulze her, weil sie
zur Jahreswende ein Bild von sich
auf einem Kurztripp nach Kalifor-
nien veröffentlicht hatte. Ja, ja,
ätzten die Reaktionäre: Zuhause
den Klimaschutz predigen und
Dieselfahrer enteignen, selbst
aber mal kurz im Flieger um die
halbe Welt, du Heuchlerin!

Das sei ungerecht, lehrt „Spie-
gel Online“. In der Fachsprache
heiße das „Argumentum ad homi-
nem“: „Es geht dabei nicht darum,
das Argument des Gegenübers zu
entkräften, sondern die inhaltli-
che Auseinandersetzung zu um-
gehen, indem man die Person at-
tackiert“, so der schlaue Kollege.

Bei den „Schwätzern“, die sol-
che Tricks anwendeten, handele
es sich um überwiegend ältere
Männer, die in „senioriger Bräsig-
keit“ eine „Nach mir die Sintflut“-
Haltung pflegten, weil sie ob ihres
Alters von der Klimakatastrophe
nicht „mehr so arg viel mitbekom-
men werden“.

Haben Sie’s gemerkt? Der Spie-
gelmann wirft den Klimaskepti-
kern vor, auf die Person statt auf
die Sache zu zielen und zielt dann
umgehend auf − na? − eben: die
Person der Klimaskeptiker statt
auf die Sache. Sowas muss man
erst mal fertigkriegen. 

»Solidarisch« 
wird es erst, wenn 

jemand anders 
die Rechnung 

übernimmt

ZUR PERSON

Als »Agent des
Kreml« geächtet

Seit Dezember vergangenen Jah-
res sieht sich der langjährige

ORF-Korrespondent Christian
Wehrschütz (57) massiven
Behinderungen und − weil bereits
zwei Journalisten ermordet wur-
den – auch Bedrohungen seitens
der Kiewer Führung ausgesetzt.
Der renommierte Journalist, der
seit 2015 für den österreichischen
Sender dessen Auslandsbüro in
Kiew leitet und der als langjähriger
Balkan-Experte für den ORF tätig
war,  klagt: „Seit Monaten haben
wir mit massiven Schikanen und
Problemen mit Behörden zu kämp-
fen.“ Ihm wurde die Akkreditie-
rung für Reisen in das Gebiet Do-
nezk und auf die Krim verweigert. 

Die Sprecherin des ukrainischen
Geheimdiensts SBU bezeichnete
Wehrschütz gegenüber der öster-
reichischen Presseagentur APA als
„prorussischen Propagandisten“.
Eine ukrainische Webseite brand-
markte ihn gar als „Agent des
Kreml“. Sein Vergehen: Er hatte
über die immer stärker werdenden
Schikanen gegen Journalisten in

der Ukraine,
über Erfolge
Russlands beim
Bau des Flugha-
fens in Simfero-
pol und über die
Verbesserung
des Lebens der

Krim-Tataren berichtet. Der Fall
führte bereits zu diplomatischen
Verstimmungen zwischen Wien
und Kiew. Der Generalsekretär des
österreichischen Außenministeri-
ums bestellte den ukrainischen
Botschafter, Alexander Scherba,
ein. Außenministerin Karin Kneissl
(FPÖ), selbst für ihre russland-
freundliche Haltung in der Kritik,
kündigte die Ahndung von Gewalt
und Drohungen gegen Journalisten
in der Ukraine an. Bislang blieben
die Bemühungen der Politiker oh-
ne Erfolg, vielleicht deshalb, weil
Wehrschütz selbst eine FPÖ-Ver-
gangenheit hat. „Der Kern des Pro-
blems ist, dass die derzeitige Füh-
rung in der Ukraine kein Verständ-
nis für eine objektive und kritische
Berichterstattung hat“,  sagt Wehr-
schütz selbst. M. Rosenthal-Kappi

In einem offenen Brief an
Kanzlerin Merkel kritisiert der
2015 nach Deutschland geflüch-
tete syrische Zahnarzt Majd Ab-
boud die deutsche Integrations-
politik:

„Leider habe ich in Erfahrung
gebracht, dass die Voraussetzun-
gen für echte Integration kaum
gegeben waren und es auch
heute noch, nach drei Jahren,
nicht sind. Vielmehr empfand
ich die sogenannte Integration
eher als Einbahnstraße:
Deutschland kam den Geflüch-
teten sehr stark entgegen, for-
derte von jenen aber kein Ent-
gegenkommen ein. Erschwerend
kam hinzu, dass die deutsche
Identität für Zugewanderte
kaum zu erkennen ist. Es
scheint, als ob sich das Land da-
für schäme und deswegen
Schwierigkeiten hat, seine Werte
zu vermitteln.“

Brandenburgs Ministerpräsi-
dent Dietmar Woidke wider-
spricht dem Versprechen, der
Strom werde durch den Aus-
stieg aus der Kohleverstromung
nicht teurer. Im ARD-„Morgen-
magazin“ (25. Januar) forderte
der SPD-Politiker:

„Wir brauchen mehr Ehrlich-
keit. Wir müssen den Menschen
sagen, dass, wenn wir aus der
Kohle aussteigen − das ist der
günstigste Energieträger, den
wir im Augenblick haben −
dann ist automatisch, dass der
Strompreis steigt. Und wir müs-
sen dann die Ehrlichkeit haben
zu sagen, er wird auf 35, 40 oder
sogar 50 Cent steigen. Diese
Ehrlichkeit vermisse ich in Tei-
len. Und ich glaube, die brau-
chen wir.“

Zusammen mit dem grünen
Koalitionspartner hat die in
Hessen regierende CDU be-
schlossen, dass 150 weiterfüh-
rende (!) Schulen die Noten ab-
schaffen dürfen. Das schade ge-
rade schwächeren Schülern,
kritisiert Susanne Gaschke in
der „Welt“ (4. Januar), und es
schade der CDU:

„Nach der Sozialdemokratisie-
rung der CDU-Familienpolitik,
der Abschaffung der Wehr-
pflicht und dem Atomausstieg
ist die Bildungspolitik nun das
vierte zentrale Thema, bei dem
die Partei kapituliert – als sei ihr
alles, was ihr jemals wichtig war,
inzwischen völlig egal geworden
... Seither macht sie alles mit,
was SPD und Grüne von ihr ver-
langen.“

Helmut Marktwort antwortet
im „Focus“ (2. Februar) auf den
Ausspruch von Grünen-Chefin
Annalena Baerbock, sie wolle
„alle Menschen beschützen“:

„Wenn Annalena Baerbock
und ihre Freunde davon reden,
alle Menschen beschützen zu
wollen, meinen sie damit, dass
sie uns alle bevormunden wol-
len. Sie wollen regulieren, vor-
schreiben, verbieten. Ihre vor -
gebliche Beschützung ist in
Wahrheit ein Eingriff in viele
Bereiche des Privatlebens. Das
geht Politiker nichts an.“

Der Politikwissenschaftler Pe-
ter Graf Kielmansegg kritisiert
in der „FAZ“ (4. Februar) die
Hell-Dunkel-Argumentation des
Mainstreams in Sachen Ein-
wanderung:

„Wer als Weltoffenheit nur gel-
ten lässt, was er selbst, eng ge-
fasst, darunter versteht, mag ei-
ne wirksame Wortwaffe zur
Hand haben. Aber einem ver-
nunftgeleiteten Diskurs über
Einwanderung stellt er sich in
den Weg.“

München – Laut einer Umfrage
im Auftrag des „Focus“ begrüßen
es nur 42,5 Prozent der Deut-
schen, dass die Bundesregierung
kein generelles Tempolimit auf
Autobahnen plant. Gut 50 Prozent
fänden es dagegen gut, wenn Ber-
lin eine allgemeine Geschwindig-
keitsbegrenzung einführte. Auffäl-
lig: Frauen sind mit 55,4 Prozent
besonders stark für ein Limit, nur
27,7 Prozent von ihnen sprechen
sich dagegen aus. H.H.

Moskau – „Putin hat uns ein Ei ge-
klaut“, spotten russische Internet-
nutzer. Weil wegen der anhalten-
den  Inflation immer mehr Mogel-
packungen in den Läden auftau-
chen, hatte ein Twitter-Anwender
das Bild eines Eierkartons gepostet,
der nun quadratisch statt rechtek-
kig ist und nur noch neun statt
zehn Eier für den gleichen Preis
enthält. Ähnlich sieht es bei Milch,
Buchweizen und Reis aus. Die Ver-
packungen haben weniger Inhalt,
der Preis bleibt der alte. MRK

Putin, der 
Eierdieb

Frauen für 
Tempolimit
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